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KPV-Bundesvertreterversammlung in Braunschweig:

Starke Kommunen – 
Starkes Deutschland

Rund 500 kommunale Mandatsträger trafen sich in Braun-
schweig zur Bundesvertreterversammlung der Kommunalpoliti -
schen Vereinigung der CDU/CSU (KPV), die im Rahmen des Kon-
gress-kommunal stattf  and. Im Zentrum der Beratungen standen  
Forderungen an die neue Bundesregierung für die anstehen-
den Koaliti onsverhandlungen mit dem Titel „Starke Kommunen 
– Starkes Deutschland”. Daneben lag der Fokus auf der Neuwahl 
des Bundesvorstandes.

Mit 96,5 Prozent der Sti mmen 
wurde Christi an Haase, Vorsit-
zender der AG Kommunalpoli-
ti k der CDU/CSU-Bundestags-
frakti on, zum neuen Bundes-
vorsitzenden der KPV Deutsch-
lands besti mmt. Er tritt  damit die 
Nachfolge von Ingbert Liebing 
an, der im Sommer zum Staats-
sekretär und Bevollmächti gten 
des Landes Schleswig-Holstein 
beim Bund ernannt wurde. Ein-
ziger bayerischer Stellvertreter 
des Bundesvorsitzenden ist er-
neut Landrat Dr. Ulrich Reuter 
(Aschaff enburg). 

Haase erwartet 
kommunalfreundliche 
Bundesregierung

Nach der Wahl erklärte Haase,
der bisher schon Beisitzer im 
KPV-Bundesvorstand war: „Mein 
Herz schlägt kommunal. Als ehe-
maliger Bürgermeister ist es eine 
große Ehre für mich, die Kommu-
nalen auf Bundesebene zu ver-
treten. Ich erwarte, dass auch 

unter der neuen Bundesregie-
rung die kommunalfreundliche 
Politi k fortgeführt wird. Die Kom-
munalen brauchen auf der Bun-
desebene eine starke Sti mme – 
dies gilt für die Regierungsarbeit 
und erst recht für die Koaliti ons-
verhandlungen.“ Lokalpoliti sch 
akti v wurde der neue KPV-Bun-
desvorsitzende als Beigeordneter 
der Stadt Beverungen. Von 2004 
bis 2013 bekleidete Haase dort 
das Amt des Bürgermeisters. 

Breite Vernetzung und 
Verwurzelung vor Ort

Insgesamt zehn Beschlüsse 
fassten die Delegierten der Bun-
desvertreterversammlung.  Ne-
ben dem Leitantrag wurde über 
neun weitere Anträge entschie-
den. „Je mehr vermeintlich, ge-
meinschaft liche‘ Aufgaben von 
Bund, Ländern und Kommunen 
gemeinsam wahrgenommen wer-
den, desto weniger braucht es 
ehrenamtliche Kommunalpoliti k. 
Wenn die Union als Volkspartei 

minister für Bund-Länder-Koor-
dinierung im Bundeskanzleramt 
ausdrücklich auch für die Kom-
munen zuständig wird, um die 
Belange von Gemeinden, Städ-
ten und Landkreisen gleicherma-
ßen zu berücksichti gen. 

Schuldenbremse und 
kommunaler Anteil 
an der Umsatzsteuer

Die Einhaltung der ab dem Jahr 
2020 auch für die Bundesländer 
geltenden Schuldenbremse wird 
als richti ger Schritt  in eine gene-

Dr. Franz Dirnberger und Dr. Uwe Brandl (v. l.). 

Pressekonferenz des Bayerischen Gemeindetags:

Klartext zugunsten 
ländlicher Regionen 
Der designierte neue Präsident des Deutschen Städte- und Ge-
meindebundes, Dr. Uwe Brandl, fordert von der künft igen Bun-
desregierung mehr Unterstützung für die Kommunen durch den 
Bund. Wie der Präsident des Bayerischen Gemeindetags auf einer 
Pressekonferenz in München mitt eilte, erwarteten Städte und 
Gemeinden von der Bundespoliti k in der kommenden Legislatur-
periode ein klares Bekenntnis zu ländlichen Regionen, zur Nut-
zung der Chancen der Digitalisierung und zur Fortsetzung der Un-
terstützung bei den Integrati onsaufgaben.

Brandl verwies auf die be-
sondere Bedeutung der ländli-
chen Regionen für den Stand-
ort Deutschland: „70 Prozent der 
Menschen leben nicht in großen 
Städten, der überwiegende Teil 
der Wertschöpfung fi ndet ab-

seits der Ballungsräume statt . 
Wir müssen daher in der kom-
menden Legislaturperiode ge-
zielt in die Potenziale der ländli-
chen Regionen investi eren.“ 

Eckpfeiler für starke Regionen

Eine flächendeckende medi-
zinische Versorgung, gute Bil-
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Zahlreiche Besucher aus Bayerns Kommunen und Behörden nutz-
ten während des 5. Bayerischen BreitbandForums in Essenbach 
die Gelegenheit zum intensiven Fachaustausch.        Bild: Jessica Kassner

aber weiterhin Bestand haben 
will, braucht sie eine breite Ver-
netzung und Verwurzelung vor 
Ort. Über die Rathäuser werden 
Wahlen gewonnen – oder wir 
zerschlagen unser funkti onieren-
des politi sches System“, heißt es 
im Leitantrag. 

Starke kommunale 
Selbstverwaltung

Eine starke kommunale Selbst-
verwaltung sei ein unverzichtba-
rer Bestandteil der politi schen 
und verfassungsrechtlichen Ord-
nung unseres Staates. Das Ins-
trument der Subsidiaritätsprü-
fung müsse durch eine Veranke-
rung im Kanzleramt deutlich ver-
bessert werden. Deshalb fordern 
die Delegierten, dass der Staats-

„Feiertage sind Atempausen 
für die Seele“, meint die Vor-
zimmerperle. Gemeinsam mit 
ihrem Chef macht sie sich Ge-
danken über Zusammenhän-
ge mit der wirtschaft lichen 
Potenz im bayerischen Frei-
staat und der höchsten Zahl 
an freien Tagen im ganzen 
Bundesgebiet.  Seite 15

5. Bayerisches BreitbandForum in Essenbach:

Wegmarken für die Zukunft 
Leistungsfähige Breitbandnetze sind zum schnellen Informati ons- 
und Wissensaustausch unbedingte Voraussetzung für wirtschaft -
liches Wachstum und die positi ve Entwicklung von Kommunen 
und Regionen. Über neue technische Errungenschaft en, Förder-
programme und Kooperati onsmöglichkeiten informierte das 5. 
Bayerische BreitbandForum in Essenbach, Landkreis Landshut. 
Damit schuf die Bayerische GemeindeZeitung erneut eine Platt -
form, über die wertvolle Kontakte zu Dienstleistern, Finanzpart-
nern und Netzbetreibern ermöglicht wurden. 

Insgesamt folgten rund 250 
Teilnehmer aus den bayerischen 
Kommunen und von branchen-
relevanten Unternehmen der 
GZ-Einladung. Das Forum konnte 
zudem 25 Partner bzw. qualita-
ti v herausragende Aussteller für 
sich gewinnen. 

Hochkaräti ge Referenten

Die hochkaräti gen Referen-
ten Rolf-Peter Scharfe/Voda-
fone GmbH, Daniel Öfele/Es-
ri Deutschland GmbH, Dr. Hen-
rik Bremer/Wirtschaft srat Recht, 
Falk Wagner/ LASER COMPO-
NENTS GmbH, Julian Behnen/
MRK Media AG, Karsten Micke/
hotplots GmbH, Andreas Weber/
REHAU AG+Co, Markus Kopp/
SPIE SAG GmbH, Udo Harbers/
Telekom Deutschland GmbH, Dr. 
Johannes Böhm/amplus AG, Dr. 
Julia Müller, Andreas Lange und 
Roland Werb/Rödl & Partner & 
Corwese GmbH sowie Bernd 
Geisler/Bayerisches Staatsmi-
nisterium der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat bo-
ten den Besuchern wegweisende 
Entscheidungshilfen bei ihren in-
dividuellen Fragen. 

Wie Landshuts Landrat Peter 
Dreier in seinem Grußwort dar-
legte, sti eßen wegen des mas-
siven Ausbaus in Bayern sowohl 
Netzbetreiber als auch Kommu-
nen zusehends an die Grenzen 
ihrer Planungs- und Baukapazi-
täten. Dies führe zu Planungs-
fehlern und erheblichen Termin-
verschiebungen. Deshalb wäre 
es aus seiner Sicht für alle Akteu-
re von Vorteil, wenn das Bayeri-
sche Förderprogramm über das 
Jahr 2018 hinaus verlängert wür-
de, damit die Breitbandversor-
gung in Ruhe und mit der nöti -
gen Sorgfalt ferti g gestellt wer-
den kann. 

Ausbau läuft  auf Hochtouren

Regierungsdirektor Bernd Geis-
ler vom Bayerischen Staatsminis-
terium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat verwies 
darauf, dass der Ausbau der digi-
talen Infrastruktur in Bayern auf 
Hochtouren läuft . 1.994 bayeri-
sche Kommunen (97 %) seien be-
reits in das bayerische Förder-
verfahren eingesti egen. 1.644 
Kommunen starteten mit einer 
Gesamtf ördersumme von 688 

Millionen Euro in den Breitband-
ausbau. Allein bei den bisher im 
Ausbau befi ndlichen Projekten 
würden über 35.000 km Glas-
faserleitungen verlegt. Damit 
könnten künft ig über 670.000 
Haushalte mit schnellem Inter-
net versorgt werden, vor al-
lem im ländlichen Raum. 77.000 
Haushalte erhielten einen Glasfa-
seranschluss bis in die Gebäude.

650.000 Haushalte profi ti eren 
von höheren Bandbreiten

Ab sofort könne die moder-
ne Vectoring-Technologie auch 
in den geförderten bayerischen
Breitbandnetzen eingesetzt wer-
den, betonte Geisler. Die EU-
Kommission habe die auch von 
Bayern beantragte Genehmi-
 (Fortsetzung auf Seite 2)

Der neue KPV-Bundesvorsitzende zusammen mit dem bayerischen 
Landesvorsitzenden: Christi an Haase und Stefan Rößle (v. l.).  

rati onengerechte Finanzverant-
wortung der öff entlichen Hand 
bezeichnet, der aber nicht dazu 
führen dürfe, dass dies zu Las-
ten der Kommunen geschieht. 
Die Länder dürft en nicht ihre 
Verpfl ichtung aus dem Fiskal-
pakt durch eine Belastung der 
Kommunen erfüllen. „Deshalb 
fordern wir, dass die strukturel-
le Verschuldung der Kommunen 
und insbesondere die Kassenkre-
dite in die Schuldenbremse der 
Länder einbezogen werden.“

Plädiert wird zudem für einen 
erhöhten, auch an den Sozialaus-
gaben orienti erten kommunalen 
Anteil an der Umsatzsteuer zur
Verwirklichung echter kommu-
naler Selbstverwaltung sowie 
die Anpassung der Verteilungs-
kriterien auf die Kommunen. Ei-
ne weitere Verfassungsänderung 
zur direkten Förderung fi nanz-
schwacher Kommunen durch
 (Fortsetzung auf Seite 4) 
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Fortschreibung des LEP auf den Weg gebracht

Entwurf von Heimatminister Söder 
mit CSU-Mehrheit verabschiedet

Der Bayerische Landtag hat den Entwurf zur Fortschreibung des 
Landesentwicklungsprogramms (LEP) von Heimatminister Dr. 
Markus Söder mit einigen Änderungen angenommen. Dabei setz-
te sich die CSU mit ihrer Stimmenmehrheit gegen die zum Teil hef-
tige Kritik aus der Opposition durch. Wichtigste Änderung ist die 
Lockerung des sogenannten Anbindegebots. Dadurch haben die 
Gemeinden künftig die Möglichkeit, Gewerbegebiete unter be-
stimmten Voraussetzungen auch ohne Anbindung an eine beste-
hende Bebauung auf freier Fläche auszuweisen. Auf Antrag der 
CSU wird jedoch diese Freiheit durch die Vorgabe eingeschränkt, 
dass die Vorhaben landschaftsverträglich sind und kein geeigne-
ter Alternativstandort zur Verfügung steht.

Als weitere Neuerung sieht das 
LEP die Vergrößerung des Raums 
mit besonderem Handlungsbe-
darf (RmbH) auf rund die Hälfte 
der Landesflache vor. Dadurch 
erhalten die in den eher struktur-
schwachen Gebieten liegenden 
Kommunen den Anspruch auf ei-
ne stärkere Förderung durch den 
Freistaat. Zudem wird das Sys-
tem der Zentralen Orte erweitert 
und ausdifferenziert.  Diese müs-
sen künftig je nach Einstufung 
bestimmte Einrichtungen der Bil-
dung oder der Daseinsvorsorge 
bereithalten. Schließlich schreibt 
das neue LEP Mindestabstän-
de für den Neubau überirdischer 
Stromleitungen zur Wohnbebau-
ung vor und eröffnet durch eine 
Änderung des naturschutzfachli-
chen Alpenplans den Gemeinden 
Balderschwang und Obermaisel-
stein die Chance auf dem Ried-
berger Horn eine Skischaukel zu 
bauen.

Dosiertes Wachstum

In seiner Begründung sagte 
Heimatminister Söder, das neue 
LEP biete Antworten auf das zwi-
schen Stadt und Land ungleich 
verteilte Wachstum in Bayern. 
Er wolle ein dosiertes Wachs-
tum in den Großstädten und ei-
ne weitere Beschleunigung auf 
dem Land. Die ländlichen Regi-
onen seien ein Zukunftsraum, in 
dem es gelte, vor allem für junge 
Menschen gute Lebensperspek-
tiven zu schaffen. Außerdem un-
terstütze das LEP das Ziel, Leben 
und Arbeit zusammenzubrin-
gen. Hierfür gebe man den Bür-
germeistern mehr Möglichkeiten 
zum dezentralen Handeln. Ein 
größerer Flächenverbrauch und 
die Zersiedelung der Landschaft 
seien damit nicht automatisch 

verbunden. Das Allgäuer Projekt 
einer Skischaukel am Riedberger 
Horn bezeichnete Söder als Ein-
zelfall. Mit Blick auf die Flächen 
gebe es dort mehr Naturschutz 
und nicht weniger.

Leidenschaftliche  
Plenardebatte

Der Abstimmung zum LEP-Än-
derungsentwurf des Heimatmi-
nisters war eine leidenschaftli-
che Plenardebatte vorausgegan-
gen. Die Opposition warf Söder 
eine rücksichtslose Wirtschafts-
politik zulasten der Naturland-
schaft vor. Dies belegten u.a. die 
Erklärungen der im Vorfeld vom 
Landtag gehörten Experten. Die 
SPD-Wirtschaftsexpertin Annet-
te Karl bezeichnete den Entwurf 
als „Stümperei“. Der Minister ha-
be sich als beratungsresistent er-
wiesen und verstoße mit seinen 
Vorschlägen gegen die Nach-
haltigkeitsstrategie seiner eige-
nen Regierung. Mit der Erweite-
rung des RmbH und der Neuaus-
weisung der Zentralen Orte oh-
ne Aufstockung der Fördergelder 
verteile die Staatsregierung „Ti-
tel ohne Mittel“. Söder habe es 
versäumt, für die Neukonzipie-
rung schlüssige Konzepte vorzu-
legen. Karls Parteikollege Florian 
von Brunn sieht in der Änderung 
des Alpenplans sogar den „Aus-
verkauf der Alpen“.

Vorwürfe der Opposition

Joachim Hanisch(FW) warf 
dem Minister eine „landespla-
nerische Geisterfahrt“ vor. Mit 
dessen Vorschlägen komme man 
dem verfassungsmäßigen Ziel 
der gleichwertigen Lebensver-
hältnisse im ganzen Land nicht 
näher. Das neue LEP enthalte „fa-

tale Weichenstellungen“ und sei 
in weiten Teilen unzureichend. 
Der Kritik an der Lockerung des 
Anbindegebots zur Ausweisung 
von Gewerbegebieten wollten 
sich die Freien Wähler jedoch 
nicht anschließen.

Fingerspitzengefühl

Der mittelfränkische Grü-
nen-Abgeordnete und stellver-
tretende Wirtschaftsausschuss-
vorsitzende Martin Stümpfig sag-
te, mit der Neufassung des LEP 
folge die CSU einem „Beton- Fe-
tisch“. Die Vorlage sei zu wachs-
tumsorientiert und verantwor-
tungslos. Wenn diese so umge-
setzt wird, werde Bayern sein 
Gesicht verlieren. Schon jetzt 
verödeten Ortskerne, während 
an den Siedlungsrändern die Ge-
werbegebiete wucherten. Dar-
über hinaus erfordere der Aus-
gleich von Wirtschaft und Natur 
viel Fingerspitzengefühl. Auch 
der Allgäuer Thomas Gehring 
(Grüne) übte Kritik an Söders 
Entwurf. Insbesondere nannte 
er es einen „Frevel“ den seit 45 
Jahren wirksamen und bewähr-
ten Alpenplan entgegen vieler 
Experteneinschätzungen zu ver-
ändern.

Bedeutender Schritt  
für Bayerns Zukunft

Der frühere CSU-Chef und am-
tierende Wirtschaftsausschuss-
vorsitzende Erwin Huber ver-
teidigte den Entwurf des Hei-
matministers. Er hatte sich nach 
einer Expertenanhörung im Aus-
schuss für eine Entschärfung bei 
der Ausweisung von Gewerbe-
gebieten ausgesprochen. Huber 
warf SPD und Grünen vor, in der 
Landesplanung staatlichen Diri-
gismus einführen zu wollen. Nö-
tig sei vor allem den Kommunen 
mehr Spielraum für ihre Entwick-
lung zu geben. Mit den von sei-
ner Fraktion eingebrachten Prä-
zisierungen gelinge dies orts-
bild- und landschaftsverträg-
lich. Darüber hinaus kündigte 
der CSU-Politiker eine Initiative 
zur Reduzierung des Flächenver-
brauchs im Freistaat an. Dieser 
könne wegen des Wachstums im 
Land nicht auf Null zurückgeführt 
werden. Insgesamt sei das neue 
LEP ein „bedeutender Schritt für 
Bayerns Zukunft“. rm

Wir gratulieren
ZUM 65. GEBURTSTAG

Bürgermeister
Josef Kammermeier

93458 Eschlkam
am 2.12.

Bürgermeister Franz Straub
63856 Bessenbach

am 3.12.

Bürgermeister
Gerhard Hainzinger
85254 Sulzemoos

am 4.12.

Bürgermeister Karl Beck
91637 Wörnitz

am 4.12.

Bürgermeister Georg Rauh
91238 Offenhausen

am 6.12.

Bürgermeister Willibald Dietl
94265 Patersdorf

am 25.11.

Bürgermeister Karl Weiß
86480 Waltenhausen

am 26.11.

Bürgermeister Anton Schwele
86871 Rammingen

am 29.11.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Lioba Zieres

97791 Obersinn
am 28.11.

Bürgermeisterin Karin Barwisch
96142 Hollfeld

am 5.12.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Putz

94121 Salzweg
am 28.11.

Landrat Thomas Karmasin
82256 Fürstenfeldbruck

am 28.11.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Wolfgang Panzer

82008 Unterhaching
am 5.12.

Bürgermeister Michael Grasl
82541 Münsing

am 26.11.

Bürgermeister Gerald Reiter
92549 Stadlern

am 26.11.

Landrat Wolfgang Rzehak
83714 Miesbach

am 26.11.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Stefan Rinke

87645 Schwangau
am 27.11.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Landrat Andreas Meier

92657 Neustadt a. d. Waldnaab
am 2.12.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Wegmarken  
für die Zukunft ...

(Fortsetzung von Seite 1)
gung erteilt. Vectoring ermögli-
che es, Übertragungsgeschwin-
digkeiten durch den Einsatz spe-
zieller Software zu verdoppeln. 
Insgesamt könnten ca. 650.000 
Haushalte im Freistaat von hö-
heren Bandbreiten profitieren.

Zum 1. Juli 2017 startete der 
sog. Höfebonus – ein Programm, 
mit dem vor allem dünn besie-
delte Flecken Bayerns mit schnel-
lem Internet erschlossen werden 
sollen. Für den „Höfebonus“ wer-
den laut Geisler bayernweit rund 
400 Mio. Euro Fördermittel zur 
Verfügung stehen. Die bisheri-
gen individuellen Förderhöchst-
beträge der Kommunen werden 
verdoppelt, der Fördersatz wird 
auf 80 Prozent angehoben. Kom-
munen mit einem bereits erhöh-
ten Fördersatz von 90 Prozent 
behalten diesen. Damit können 
künftig auch kleine Weiler und 
Einzelgehöfte an das Glasfaser-
netz angeschlossen werden.

In Ausgabe 24/2017 der Baye-
rischen GemeindeZeitung (E-Ter-
min: 21. Dezember) wird eine 
Sonderdokumentation der Ver-
anstaltung veröffentlicht. Unter 
https://www.bayerisches-breit-
bandforum.de stehen die bereits 
freigegebenen Vorträge zum 
Download bereit.  DK

Familienministerin Müller: 

Kinderschutz in Bayern
Deutschlandweit einmalige Kinderschutzambulanz schafft  

Sicherheit bei Zweifelsfällen von körperlicher oder sexueller Gewalt
Der Freistaat fördert die Kin-
derschutzambulanz am Institut 
für Rechtsmedizin für weite-
re vier Jahre mit 1,7 Millionen 
Euro. 24 Stunden am Tag kön-
nen Ärzte und Jugendamts-
mitarbeiter aus ganz Bayern  
die Kinderschutzambulanz kon- 
taktieren – eine in Deutschland 
einmalige Institution zum Schutz 
von Kindern. Die Rechtsmedi-
ziner untersuchen Kinder und 
Jugendliche kostenlos, doku-
mentieren Verletzungen und 
sichern Beweismittel. 

„Wenn Verletzungen von 
Kindern unklar sind, ist eine 
schnelle und richtige Einord-
nung geboten. Eine schnellst-
mögliche Diagnose schafft Klar-
heit. Sie entscheidet über das 
weitere Vorgehen zum Schutz 
von Kindern und Jugendlichen 
vor Gewalt und sexuellem Miss-
brauch“, erklärte  Bayerns Fami-
lienministerin Emilia Müller an-
lässlich des Besuchs der Kinder-
schutzambulanz in München. 

Allein im Jahr 2016 hat die 

Kinderschutzambulanz 253 tele-
fonische Beratungen, 52 Unter-
suchungen und 88 Bewertungen 
von zugesandten Bildern mit Ver-
letzungen vorgenommen – das 
bedeutet: die Rechtsmediziner 
haben jeden Tag in mindestens 
einem Fall dazu beigetragen, Kin-
der zu schützen und mit ihrer Di-
agnose für Klarheit zu sorgen. 
„Die Arbeit der Kinderschutzam-
bulanz kann man nicht hoch ge-
nug einschätzen. Der Freistaat 
wird sie deshalb auch in den 
nächsten vier Jahren mit über 1,7 
Millionen Euro finanzieren“, er-
klärte Müller. 

Anlässlich der heute stattfin-
denden landesweiten Kinder-
schutzkonferenz gab es aber 
auch eine deutliche Mahnung 
der Ministerin Richtung Berlin: 
„Wir brauchen gesetzliche Klar-
heit für alle Berufsgruppen, die 
mit Kindern und Jugendlichen 
in Kontakt kommen. In Bayern 
müssen Ärzte und Lehrer umge-
hend das Jugendamt über jede 
akute Kindeswohlgefährdung in-

formieren. Das fordern wir auch 
auf Bundesebene. Kein Signal 
darf verloren gehen!“
Weitere Informationen:
www.kinderschutz.bayern.de 

Netzwerk gegen 
Salafismus

Bayern arbeitet seit 2015 res-
sortübergreifend in einem Netz-
werk gegen Salafismus zusam-
men, das die Bereiche Präven-
tion und Deradikalisierung sys-
tematisch abdeckt. An diesem 
umfassenden Ansatz sind das In-
nen, das Justiz-, das Kultus- und 
das Sozialministerium beteiligt. 
Darüber hinaus sind auch zivilge-
sellschaftliche Träger Partner des 
Netzwerkes. Es bietet im Internet 
unter www.antworten-auf-sala- 
fismus.de allen Interessierten 
und Betroffenen umfassende 
Informationen zum Thema so-
wie eine breite Palette von Bera-
tungs-, Unterstützungs- und För-
derangeboten.

Unter www.stmi.bayern.de/
sus/verfassungsschutz/islamis-
musundauslaenderextremis-
mus/index.php können Broschü-
ren bestellt werden.

Blick in die Reihe der Ehrengäste. Bild: Katharina Hipp

100 Jahre „Bayerischer Bürgermeister“:

Tradition trifft Innovation
Seit jeher bietet der „Der Bayerische Bürgermeister“ praxisnahe 
Arbeitshilfen und wertvolle Informationen für die bayerische 
Kommunalverwaltung und die kommunalen Mandatsträger. 
Zum 100. Geburtstag der Fachzeitschrift fand in den Räumen 
des Süddeutschen Verlages in München eine Festveranstaltung 
statt, in deren Rahmen der Blick nach vorn gerichtet und über 
Möglichkeiten und Herausforderungen der Digitalisierung infor-
miert wurde. Durch das Programm führte Katharina Hipp, ver-
antwortliche Redakteurin des Magazins. 

Die ursprünglich vom Verband 
der Landgemeinden Bayerns he- 
rausgegebene Zeitschrift wurde 
nach dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs zum gemeinsamen Organ 
aller vier bayerischen kommuna-
len Spitzenverbände erweitert. 
Wie Hermann Damböck, Ge-
schäftsführung der Verlagsgrup-
pe Hüthig Jehle Rehm GmbH, 
darlegte, sei die erste Ausgabe 
der Zeitschrift bereits 1912 er-
schienen, jedoch aufgrund einer 
fünfjährigen Pause eben doch 
„erst“ 100 Jahre alt. Jede Ausga-
be werde von etwa 5.000 Mitar-
beitern in der bayerischen Ver-
waltung gelesen. Dr. Karl Ulrich, 
Geschäftsführung Süddeutscher 
Verlag, verwies seinerseits auf 
die „hervorragende Zusammen-
arbeit mit den kommunalen Spit-
zenverbänden in Bayern“. Die-
ses gedeihliche Miteinander las-
se positiv in die Zukunft blicken.   

Organ der kommunalen  
Spitzenverbände

Namens der kommunalen Spit- 
zenverbände als Herausgeber 
der Fachzeitschrift gratulierte 
Germerings Oberbürgermeister 
Andreas Haas zum „Jubiläum, 
auf das Sie zu Recht stolz sein 
können“. Der „Bayerische Bür-
germeister“ sei mit der Zeit ge-
gangen und habe sich gelegent-
lich sogar neu erfunden – „wobei 
sie sich immer an den Wünschen 
und Interessen ihrer Leserinnen 
und Lesern orientiert hat“, kons-
tatierte Haas.

„Der Bayerische Bürgermeis-
ter besetzt mit dem Blick auf das 
Kommunale eine wichtige Nische 
– auch im Gefüge von Landes-, 

Bundes- und Europapolitik. Um 
die teils komplizierte Gemenge-
lage von Städten, Gemeinden, 
Landkreisen und Bezirken und 
um nicht minder schwierige Spe-
zialthemen wie kommunaler Fi-
nanzausgleich oder Landesent-
wicklungsprogramm“, fuhr der 
Oberbürgermeister fort. 

Andere Themen neigten leider 
bisweilen dazu, im aufreibenden 
lokalpolitischen Alltag unterzu-
gehen. „Auf sie aufmerksam zu 
machen, uns Leserinnen und Le-
ser zu ermahnen, sie aufzugrei-
fen und anzugehen – auch das 
ist eine wichtige Aufgabe, die die 
Zeitschrift seit Jahrzehnten sehr 
ernst nimmt und erfüllt“, beton-
te Haas. Neben Nachrichten, In-
formationen der kommunalen 
Spitzenverbände und aktuellen 
Rechtsfragen stehe das „Thema 
des Monats“ im Mittelpunkt je-
der Ausgabe: Umfassend und 
praxisnah, ob aus Sicht der Exe-
kutive, Legislative oder Judikati-
ve, würden aktuelle Themen auf-
gegriffen.

Gemeinden –  
Grundlagen des Staates

„Die kommunale Selbstver-
waltung“, so die Zweitüberschrift 
des Bayerischen Bürgermeisters, 
stellt Haas zufolge das „Wur-
zelwerk der Demokratie“ dar. 
Die Bayerische Gemeindeord-
nung bezeichne die Gemeinden 
zu Recht als die Grundlagen des 
Staates und des demokratischen 
Lebens in Deutschland. „Diese 
Wurzeln müssen und dürfen wir 
in unserer täglichen Arbeit pfle-
gen. Das gelingt nur, wenn wir 
gut und gründlich Bescheid wis-

sen“, betonte der OB. Hier leis-
te „Der Bayerische Bürgermeis-
ter“ monatlich seinen Beitrag 
und werde in Rathäusern, Ver-
waltungen, Landratsämtern und 
Bezirksverwaltungen geschätzt. 

In nachfolgenden Impulsvor-
trägen hochkarätiger Experten 
manifestierte sich der 100-jähri-
ge Fachauftrag des Magazins. So 
zeigte Prof. Wolfgang Henseler, 
der seine  Lehr- und Forschungs-
arbeit auf dem Feld der Digita-
len Medien an der Hochschule 
Pforzheim mit der Erfahrung aus 
Beratungsprojekten u. a. für Un-
ternehmen wie Apple und Goo-
gle verbindet, auf, wie künftige 
Anwendungsfelder der digitalen 
Medien und das „Internet der 
Dinge“ ganz unterschiedliche Be-
reiche des privaten und öffentli-
chen Lebens verändern.

Dr. Petra Wolf, als verantwort-
liche Beraterin bei Capgemini für 
den Bereich Bundesverwaltung 
tätig, sorgte ihrerseits für weit-
reichende Einblicke in die Anfor-
derungen der Verwaltungsdigita-
lisierung. Sie stellte nicht nur dar, 
wie zukunftsweisende E Gover-
nment-Lösungen aussehen kön-
nen, sondern vor allem auch, wie 
diese gemeinsam in der Praxis 
umsetzbar sind.

Verwaltungsdigitalisierung

Prof. Dr. Klaus Gutknecht wid-
mete sich schließlich der span-
nenden Frage, wie der Wandel 
im Konsumverhalten der Bürger 
die Infrastruktur der Innenstäd-
te beeinflussen kann und muss. 
Gutknecht, der sich an der Hoch-
schule für Angewandte Wissen-
schaften in München mit Han-
dels-, Dienstleistungs- und Elec-
tronic-Marketing beschäftigt, 
brachte spannende Erkenntnisse 
aus dem Modellprojekt „Digitale 
Einkaufsstadt“ mit.

Begleitend zum Veranstal-
tungsprogramm gaben inno-
vative Unternehmen Einblicke 
in wegweisende Angebote und 
Dienstleistungen. Zudem wurde 
eine 112 Seiten umfassende, auf-
lagenstarke Sonderausgabe prä-
sentiert, in der unter anderem 
Historikerin Dr. Susanne Meinl 
den Leser in das frühe 20. Jahr-
hundert entführt und eindrucks-
voll die Zeit von der ersten Aus-
gabe bis hin zum Neuanfang 
nach dem 2. Weltkrieg schildert. 

Ein Zeitzeugeninterview mit 
dem Ehrenpräsidenten des Bay-
erischen Gemeindetags, Heri-
bert Thallmair, nimmt sich u.a. 
der Gebietsreform und dem 
FAG an. Zudem widmen sich 
zahlreiche Fachartikel jenen 
Themen, die dem Leser bei sei-
ner kommunalpolitischen Ar-
beit vor Ort künftig begegnen 
werden.  DK
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der diesjährige Kongress 
„Kommunale Kommunikati-
on“ im oberpfälzischen He-
mau beschäftige sich mit der 
Frage, ob Kommunen gene-
rell fit für die digitale Zukunft 
sind. Das Ergebnis war ein-
deutig: Es gibt zwar unter den 
Entscheidern in den bayeri-
schen Rathäusern eine große 
Aufgeschlossenheit gegen-
über dem Bereich Digitalisie-
rung und Social Media. Den-
noch fehlt es an vielen Stel-
len an professionellem Know How. Dies führt 
zu einer gewissen Skepsis im Hinblick auf die 
praktische Umsetzung von Social Media-Kanä-
len und Maßnahmen. Obwohl in Deutschland 
rund 33 Millionen Menschen regelmäßig zu 
sozialen Medien greifen, wird diese potentiel-
le Reichweite von den bayerischen Gemeinden 
und Kommunen noch unzureichend als Poten-
tial gesehen und genutzt. Vielerorts steht die 

regionale Tageszeitung nach wie vor im Fokus 
der lokalen Kommunikationsaktivitäten. 

Das sich durch die Digitalisierung rasch än-
dernde Nutzungsverhalten zeigt uns ganz 
deutlich: Regionale Tageszeitungen werden 
es in Zukunft immer schwerer haben, mit den 
schnelllebigen und in Echtzeit kommunizieren-
den sozialen Medien mitzuhalten. Eine Ant-
wort auf den daraus folgenden Rückgang der 
Abonnements ist, Qualität in der Berichterstat-
tung zu gewährleisten – ein sehr schwieriges 
Unterfangen bei gleichzeitigem Rückgang der 
Mediabudgets und Auflagenzahlen. 

Im Landkreis Mühldorf a. Inn möchten wir 
uns nicht nur auf die klassischen Printmedien 
verlassen, wenn es darum geht, unsere Dienst-
leistungen und Botschaften aus dem Landrat-
samt zu verbreiten. Dies liegt nicht daran, dass 
es keine guten Erfahrungen mit den regionalen 
Redaktionen gibt. Vielmehr nutzen wir die neu-
en Medien dazu, unsere Pressearbeit zu ver-
stärken, um die Reichweite unserer Botschaf-
ten zu erhöhen. Eines ist in den bisherigen Ak-
tivitäten deutlich geworden: Entweder man 
macht es ganz, oder gar nicht. Denn in vieler-
lei Hinsicht bringt die Konzeptionierung, Pla-
nung und Umsetzung von sozialen Medien Fra-
gen mit sich, die für Verwaltungen „Neuland“ 
sind. Deshalb braucht es Know-how, Führung, 
Geduld und Durchsetzungsvermögen bei den 
Verantwortlichen.  

Es gibt keine einheitliche Blaupause für das 
Vorhaben, ein Landratsamt als Dienstleis-
tungsunternehmen digital aufzustellen. Jedes 
Landratsamt und jeder Landkreis bringt sei-
ne Besonderheiten mit sich. Deshalb muss ei-
ne Digitalisierungsstrategie maßgeschneidert 
konzipiert werden. Nur wenn Bedürfnisse und 
Lösungsansätze klar definiert sind, kann eine 
solche Strategie umgesetzt werden. So wer-
den erste Maßnahmen definiert, die im Rah-
men einer absehbaren Zeitplanung umgesetzt 
werden können. Im Landkreis Mühldorf a. Inn 
zählt dazu die Einrichtung einer Facebook-Fan-
page, die Erstellung einer neuen Website und 
die finale Implementierung eines digitalen Do-
kumenten-Management-Systems.

Facebook wird im Hinblick auf das Thema 
Datenschutz besonders kritisch beäugt, nicht 
zuletzt auch vom Bayerischen Datenschutzbe-
auftragten. Es ist einiges Fachwissen nötig, um 
Planung, Konzeption und Umsetzung profes-
sionell gewährleisten zu können. Als einer der 
ersten Landkreise können wir deshalb auf die 
Unterstützung eines Social Media Managers 
zählen.

Die Aktivitäten zur Vorbereitung der Fanpa-
ge machen es notwendig, beim Aufbau dieser 
möglichst viele Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter mit einzubeziehen. 

Ein wichtiger Meilenstein – und damit ist der 
Landkreis Mühldorf a. Inn Vorreiter – ist die ei-

gens erstelle Dienstverein-
barung, die definierte Pro-
zesse und klare Verantwort-
lichkeiten verbindlich für die 
Verantwortlichen und die 
Kolleginnen und Kollegen im 
Landratsamt ausweist. Dar-
über hinaus wird monatlich 
ein Themenplan erstellt, der 
möglichst viele Fachberei-
che abdeckt und den Fans 
der Seite eine breite The-
menvielfalt bietet. Hierfür 
tagen regelmäßig Redak- 
tionssitzungen. 

Nicht zuletzt ist die neue 
Fanpage für das Landrats- 

amt ein erfolgreiches, zusätzliches Sprachrohr, 
das Informationen und Nachrichten an zusätz-
liche Zielgruppen im Landkreis gibt. Erste Er-
gebnisse nach zwei Monaten „Betriebszeit“ 
können sich sehen lassen: Bisher wurden mehr 
als 30.000 Personen erreicht, die Vernetzung 
mit anderen Akteuren aus dem Landkreis wird 
von vielen aktiv gewünscht und erweitert sich 
laufend. Hieraus ergeben sich zusätzliche the-
matische Anknüpfungspunkte, die über den 
Redaktionsplan hinausgehen.

Höchste Zeit war es neben dem Thema Face-
book auch, die bestehende Website durch eine 
Neue zu ersetzten. Der Großteil der Internet-
nutzer ruft Webseiten und soziale Medien über 
das Handy oder Tablet auf. Deshalb ist es un-
abdingbar, dass sich die Optik der Website auf 
diese Geräte anpasst („responsive design“). 
Natürlich muss es auch eine schnelle Möglich-
keit geben, Kontakt mit dem Landratsamt auf-
zunehmen. Die Funktion der „einfachen Spra-
che“ ist zudem so obligatorisch wie die Vorle-
sefunktion. In internen Workshops und in Zu-
sammenarbeit mit einer Agentur wurde die 
neue Website gestaltet. Zudem wurde eine 
neue Kategorie eingeführt: Die „Lebenslagen“ 
erleichtern es dem Bürger in Zukunft gezielt 
nach Themen auf der Website zu suchen, die 
seine persönliche Lebenssituation betreffen. 
Unbedingt notwendig und voll einsatzfähig ist 
auch die neue „Suchen-Funktion“, die zuverläs-
sig und treffsicher alle Inhalte der Website ab-
deckt. Die Optimierung der Website nach dem 
Relaunch ist dabei ein laufender Prozess. 

Die Umstellung von der papiergebundenen 
hin zu einer elektronischen Aktenführung und 
die Einführung bzw. der Einsatz eines entspre-
chenden Dokumenten-Management-Systems 
ist derzeit für viele Landratsämter ein The-
ma. Bei der elektronischen Aktenführung ent-
fällt nicht nur der Aufwand, die zunehmenden 
elektronischen Dokumente und E-Mails auszu-
drucken und zum Papierakt zu nehmen, sie bie-
tet auch viele weitere Vorteile. So sind Akten z. 
B. orts- und zeitunabhängig verfügbar. Es be-
stehen einfache, schnelle und komfortable Re-
cherchemöglichkeiten, womit eine schnelle-
re und bessere Auswertung der Daten ermög-
licht wird. 

Eine aktive Unterstützung des Projekts durch 
die Landrätin/den Landrat und die übrigen 
Führungskräfte über die gesamte Dauer des 
Projekts hindurch ist dabei ein entscheidender 
Faktor für eine erfolgreiche Einführung. Auch 
die Mitarbeiter/-innen wurden bereits früh ein-
gebunden und über das Projekt und die damit 
verbundenen Auswirkungen auf ihre persönli-
che Arbeitsweise informiert. Das System ist ak-
tiv und wird durch Schulungen aktuell Schritt 
für Schritt über die Fachbereiche hinweg ein-
geführt.

Diese wichtigen Digitalisierungsmaßnah-
men kosten natürlich Zeit und Ressourcen. Mit 
der Umsetzung ist das Thema Digitalisierung 
aber noch lange nicht ad acta gelegt – im Ge-
genteil. In den vergangenen Monaten wurden 
Grundlagen geschaffen, auf welchen aufge-
baut werden kann. Das Landratsamt Mühldorf 
a. Inn geht den Weg in eine digitale Zukunft – 
und wird für die Bürgerinnen und Bürger trans-
parenter und zugänglicher. Klar ist, der Weg 
dorthin ist intensiv und oft unbekannt. Mit dem 
richtigen Teamwork und Professionalität, der 
nötigen Aufgeschlossenheit und den Willen, 
diesen Mehrwert für die Bürgerinnen und Bür-
ger zu schaffen, ist vieles in den bayerischen 
Verwaltungen möglich.

Ihr Georg Huber 
Landrat des Landkreises Mühldorf am Inn

GZ KOLUMNE
Georg Huber

Social Media und  
Digitalisierung  

in der Verwaltung

Liebe Leserinnen
und Leser,

„Neie Buidl“ zeigt derzeit die weltberühmte Malerin Valeska als „Symphonie in weiss-blau“ in den 
Räumen der Bayerischen Bauindustrie in München. Während der Vernissage rühmte Laudator Prof. 
Dieter Kempf die vergrößerte oder auch verkleinerte Wirklichkeit der vielfach ausgezeichneten Ex-
pressionistin. Unser Bild zeigt v. l.: Den Präsidenten des Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft, 
Alfred Gaffal, Wirtschaftsminister a. D. Martin Zeil; Malerin Valeska, Prof. Dieter Kempf, Präsident 
des Bundesverbandes der Deutschen Industrie sowie Hausherrn Thomas Schmid, Hauptgeschäfts-
führer der Bayerischen Bauindustrie.  Bild: Daniel Schwaiger 

ConSozial 2017:

Zukunft Inklusion
Wege in eine inklusive Zukunft zeigten Experten der unterschied-
lichsten Fachrichtungen im Rahmen der ConSozial in Nürnberg 
auf. An zwei Tagen bot Deutschlands größte KongressMesse für 
den Sozialmarkt ein für über 5.700 Besucher einzigartig vielfäl-
tiges Programm aus 100 verschiedenen Beiträgen, bei dem auch 
das Motto aus unterschiedlichen und teils ungewöhnlichen Pers-
pektiven diskutiert wurde. Über 220 Aussteller ergänzten in der 
Fachmesse das Angebot des Kongresses. 

Bereits die Eröffnungsveran-
staltung der ConSozial widme-
te sich intensiv dem Thema „Zu-
kunft Inklusion“. In einer hochka-
rätig besetzten Podiumsdiskussi-
on beleuchteten unter anderem 
Verena Bentele, die Behinder-
tenbeauftragte der Bundesre-
gierung, Valerie Holsboer, Vor-
standsmitglied der Bundes-
agentur für Arbeit, Alois Glück, 
ehemaliger Präsident des Bayeri-
schen Landtags und der Vizeprä-
sident des Deutschen Städtetags 
Dr. Ulrich Maly dieses Zukunfts-
thema aus allen Blickwinkeln.

Fachforum des  
Bayerischen Bezirketags

Am ersten Messetag fand zu-
dem das Fachforum des Bayeri-
schen Bezirketags statt. Das The-
ma des heuer vom Bezirk Ober-
pfalz ausgerichteten Forums lau-
tete: „Inklusion und Tourismus 
im ländlichen Raum – Ein gelun-
genes Modellprojekt“.

Pflegeberatung vor Ort

Mit der Pflegeberatung vor Ort 
befasste sich in seinem Fachvor-
trag Hermann Imhof, MdL, Pa-
tienten- und Pflegebeauftrag-
ter der Bayerischen Staatsregie-
rung. Das Pflegestärkungsgesetz 
III stärkt die Beratung in der Pfle-
ge. Die Kommunen sind ange-
sprochen. In bis zu 60 Modell-
kommunen können für die Dau-
er von fünf Jahren Landkreise 
und kreisfreie Städte eine Bera-
tung der Pflegebedürftigen und 
ihrer Angehörigen „aus einer 
Hand“ durch kommunale Bera-
tungsstellen erproben. Zusätz-
lich erhalten die Kommunen für 
die Dauer von fünf Jahren ein In-
itiativrecht zur Einrichtung von 
Pflegestützpunkten. Imhof infor-
mierte darüber, welche Auswir-
kungen dies auf die Beratungs-
struktur in Bayern hat.

Bundesteilhabegesetz

Das Bundesteilhabegesetz führt 
2018 neue Instrumente der Teil-
habe am Arbeitsleben ein. Die 
Referenten Irmgard Badura, Be-
auftragte der Bayerischen Staats-
regierung für die Belange von 
Menschen mit Behinderung, und 
Stefan Löwenhaupt, Geschäfts-
führer der xit GmbH, Beratung 
von Unternehmen in der Sozi-
alwirtschaft zu Fragen der Stra-
tegieentwicklung, Reorganisati-
on, Finanzierung und Controlling, 
Nürnberg, bewerteten das Inst-
rument „Andere Anbieter“ aus 

zwei Perspektiven: aus der von 
Menschen mit Behinderung und 
der potentieller Anbieter. 

Der demografische Wandel 
verändert unsere Gesellschaft 
nachhaltig: Sie wird älter und 
bunter. Dies hat Auswirkungen 
auf nahezu alle Politikbereiche. 
Besonders spür- und erlebbar ist 
dieser Prozess in den Kommu-
nen. Dabei sind diese im Zeitver-

wie entwicklungsförderliche und 
-hemmende Bedingungen der 
Mediennutzung von Kindern. Pa-
rallel dazu diskutierten die Ge-
sprächsteilnehmer, wie eine 
handlungsorientierte Mediener-
ziehung in Kitas ermöglicht wer-
den kann. Interaktive Apps auf 
Tablets bieten neue Lernmög-
lichkeiten, der Einsatz digitaler 
Medien in der Kita gibt jedoch 
dennoch Anlass zu Diskussionen, 
so die Experten. 

Spezielles Know-how  
für kreative Spielräume

Kitas bieten einzigartige räum-
liche Voraussetzungen, damit 
Kinder sich in kreativen Spielräu-
men körperlich, geistig und see-
lisch gut entwickeln können. Je-
doch erfordert die Gestaltung 
von individuellen Außenanla-

stellern sind die Referentinnen 
und Referenten die wichtigen 
Impulsgeber: „Wer in Nürnberg 
die Chance hatte, sich auf dem 
Kongress mit den innovativsten 
Köpfen auszutauschen, wird die 
Möglichkeiten einer inklusiven 
Gesellschaft jetzt völlig anders 
sehen“, unterstrich die Staatsmi-
nisterin. 

Managementpreis

Einen besonders gelungenen 
Brückenschlag von der Theorie 
zur Praxis veranschaulicht aus 
Müllers Sicht das Projekt des 
diesjährigen Managementprei-
ses, der von der Ernst & Young 
gestiftet wurde. Gewonnen hat 
die Josefs Gesellschaft gGmbH 

Köln mit ihrem Projekt „JG-Teil-
habemanagement“. Hier wer-
den beispielsweise die UN-Be-
hindertenrechtskonvention und 
das Bundesteilhabegesetz pra-
xistauglich umgewandelt. Für 
Menschen mit Behinderungen  
kann damit eine ganz gezielte 
Teilhabeplanung gestartet wer-
den.  DK

Staatsministerin Emilia Müller. Bild NürnbergMesse/Thomas Geiger

lauf unterschiedlich stark betrof-
fen, so dass es auf kommuna-
ler Ebene einer individuell ab-
gestimmten Gesamtstrategie 
bedarf. Prof. Dr. Martina Weg-
ner, Professur „Organisation von 
Zukunftsdiskursen“ an der Hoch-
schule München, stellte ein Pro-
jekt des Bundesfamilienministe-
riums vor, die Demografiewerk-
statt Kommunen (DWK), das acht 
Kommunen bei der Formulierung 
und Umsetzung einer Demogra-
fiestrategie begleitet. Beschrie-
ben wurden hierbei die sich er-
gebenden Herausforderungen, 
Hürden und Lösungsansätze.

KITA-Kongress

Einen Schwerpunkt des zwei-
ten ConSozial-Tags bildete unter 
anderem der KITA-Kongress. Mit 
fünf Entwicklungsimpulsen wen-
dete er sich an Fach- und Füh-
rungskräfte von Kita-Einrichtun-
gen - dieses Jahr unter anderem 
zu den Themen Migration, Inklu-
sion und digitale Medien. 

Digitale Medien kennen fast 
alle Kinder. Was aber bedeutet 
dies für den Kita-Alltag? Prof. Dr. 
Stefan Aufenanger von der Uni-
versität Mainz und Dr. Uwe Bü-
sching vom Berufsverband der 
Kinder- und Jugendärzte Köln 
thematisierten das Verhältnis 
von realen und virtuellen Erfah-
rungen im frühen Kindesalter so-

gen ein spezielles Know-how so-
wie eine detaillierte Planung. Pe-
ter Hohenauer, selbstständiger 
Spielraumplaner aus München 
und Vorstand bei der Info Spiel 
e.V., schilderte anhand zahlrei-
cher Fotobeispiele, wie man Be-
teiligungsprojekte mit Kindern 
und Eltern aufbauen kann. Gera-
de die innere Teamentwicklung 
zwischen Kindern, Eltern und Er-
zieherinnen soll somit gefördert 
werden. 

Fachmesse

Begleitet wurde der Kongress 
von der Fachmesse. Namhaf-
te Kita-Aussteller boten Produk-
te und Dienstleistungen rund um 
die Kita-Welt an. Wohlfahrtsver-
bände, Einrichtungsträger und 
Fachverbände stellten auf der 
Fachmesse ihre Angebote und 
Konzepte zur Schau. Ebenso fan-
den sich Hersteller von Kinder-
gartenmöbeln bis hin zur Krea- 
tivausstattung. 

„Auf der ConSozial haben wir 
einen Blick auf die inklusive Zu-
kunft werfen können. In vielen 
Fällen spielt dabei die Digitalisie-
rung eine immense Rolle - zum 
Beispiel für eine App, die Tex-
te in leichter Sprache bereitstel-
len kann und damit Kommunika- 
tionsbarrieren abbaut“, bilan-
zierte Bayerns Sozialministerin 
Emilia Müller. Neben den Aus-
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dungsangebote, eine adäqua-
te Verkehrsinfrastruktur sowie 
eine leistungsstarke Breitband-
versorgung seien die Eckpfei-
ler für starke und lebenswerte 
ländliche Regionen, unterstrich 
der Gemeindetagschef. 

Brandl warnte davor, mit Diskus-
sionen über Rechtsansprüche, wie 
etwa auf Ganztagesbetreuung für 
alle Kinder im Grundschulalter, Er-
wartungen zu wecken, die derzeit 
nicht erfüllbar seien. Ein Rechts-
anspruch schaffe weder neue Pä-
dagogen noch neue Räumlich-
keiten für eine Betreuung. Der 
sukzessive Ausbau der Kinder- 
betreuung sei vielmehr eine Auf-
gabe, die von Bund und Ländern 
unter Einbeziehung der Kommu-
nen angegangen werden müsse, 
ohne in politischen Aktionismus 
zu verfallen. 

So hätten die Kommunen in 
den vergangenen Jahren immen-
se Anstrengungen unternom-
men, um den Rechtsanspruch 
auf Kleinkinderbetreuung um-
zusetzen. Dennoch fehlten ver-
einzelt immer noch Plätze und 
vor allem qualifizierte pädagogi-
sche Fachkräfte für die Kitas. In 
der Politik sei es gut, sich ambi-
tionierte Ziele zu setzen. Es hel-
fe aber nicht, Dinge in Aussicht 
zu stellen, die auf absehbare Zeit 
nicht umsetzbar sind. Zu unter-
scheiden sei, was wünschens-
wert wäre und was machbar sei.

Neueste Studien besagten, dass 
für einen flächendeckenden Aus-
bau von Ganztagsschulen neben 
den Kosten für den Aufbau der 
zusätzlichen Raumkapazitäten in 
Höhe von rund 15 Milliarden Eu-
ro pro Jahr rund 50.000 zusätzli-
che Lehrkräfte und pädagogische 
Fachkräfte benötigt werden. Für 
diese zusätzlichen Kräfte würden 
jedes Jahr Personalkosten in Hö-
he von 2,8 Milliarden Euro anfal-
len. Brandl: „Jeder Euro, der aus-
gegeben wird, muss erst einmal 
durch Steuern eingenommen 
werden. Wir müssen uns daher 
sehr genau überlegen, wo inves-
tiert werden muss und wo wir 
mehr Eigenverantwortung er-
warten können.“ 

Herkulesaufgabe Bleiberecht

Als „eine Herkulesaufgabe, die 
uns noch lange Zeit in Anspruch 
nehmen wird“, bezeichnete der 
Präsident die Integration der 
Flüchtlinge mit Bleiberecht. Da-
bei seien Spracherwerb, Unter-
bringung sowie Ausbildung und 
Eingliederung in den Arbeits-
markt die drängendsten Aufga-
ben. Hier seien insbesondere die 
Kommunen gefordert, denn Inte-
gration findet vor Ort statt. Klar 
sei aber auch, dass Städte und 
Gemeinden bei dieser Aufgabe 
die Unterstützung von Bund und 
Ländern benötigen, erläuter-
te Brandl. „Wir erwarten daher, 
dass die Integrationspauschale 
in Höhe von zwei Milliarden Eu-
ro auch über das Jahr 2018 hin-
aus zur Verfügung steht und die 
Kommunen auch weiterhin von 
den Kosten der Unterkunft ent-
lastet werden.“ 

Mit Blick auf eine weitere He- 
rausforderung, nämlich die Ent-
wicklung des Breitbandausbaus, 
nannte Brandl zunächst folgen-
de Zahlen: In Europa beträgt die 
durchschnittliche Übertragungs-
geschwindigkeit 14,6 Mbit/s. Welt-
weit ist Südkorea  Spitzenreiter mit 
29 Mbit/s, Norwegen belegt Platz 
2 mit 24 MBit/s. Deutschland ran-
giert mit rund 12 Mbit/s auf Platz 
15. Mit Glasfaser sind europaweit 
24 % der Bürgerinnen und Bür-
ger versorgt, in Spanien 63 %, in 
Deutschland dagegen nur 7 %. 

Brandl zufolge waren 2016 
bundesweit über 23.000 Gewer-
beeinheiten an kein schnelles 
Glasfasernetz angebunden. Die 
digitale Zukunft werde jedoch in 
ganz Deutschland nur möglich 
sein, „wenn wir diese Position im 
Mittelfeld schleunigst verlassen“, 

(Fortsetzung von Seite 1)
 den Bund wird abgelehnt, weil 
damit falsche Anreize bei Län-
dern und Kommunen gesetzt 
würden. 

Da eine Einigung der 16 Bun-
desländer auf eine Neuordnung 
der Bemessungsgrundlagen bis-
lang nicht erfolgt sei, fordern die 
Kommunalpolitiker, dass der Bund 
die Initiative ergreift und einen 
mehrheitsfähigen Gesetzentwurf 
vorlegt, der den Kommunen eine 
auskömmliche und gestaltungs-
fähige Einnahmequelle langfris-
tig sichert. Darüber hinaus tre-
ten die Delegierten für eine wei-
tere Entlastung der Kommunen 
von den Kosten der Langzeitar-
beitslosigkeit und eine stärkere 
Übernahme der Kosten der Un-
terkunft durch den Bund ein. 

Die aktuelle Zinspolitik der EZB 
schafft aus Sicht der Bundes-KPV 
für Kommunen eine doppelte Pro-
blemlage. Negativzinsen dürften 
nicht als Anreiz zur Verschuldung 
wirken und kommunale Kassen-
bestände nicht durch Strafzinsen 
dezimiert werden. Deshalb solle 
die Bundesfinanzagentur Ange-
bote schaffen, die Einlagen und 
Anleihen der Kommunen zu bün-
deln, und damit zur Vermeidung 
von Zins und Negativzins beitra-
gen.  Mit der Verabschiedung des 
Bundesteilhabegesetzes unter 
Mitwirkung des Bundesrates 
könne eine neue Ausgabendyna-
mik u. a. auch in der Kinder- und 
Jugendhilfe ausgelöst werden. 
Deshalb wird eine Garantie aller 
Bundesländer für die vollständige 
Übernahme der zusätzlichen Kos-
ten durch diese im Sinne einer 
strengen Konnexität gefordert. 

Integration ist eine Langzeit-
aufgabe, die in den Kommunen 
geleistet wird. Deshalb setzt sich 
die Bundes-KPV dafür ein, „dass 
die Mittel bei den Kommunen 
ankommen müssen, über 2018 
hinaus aufgabengerecht verste-
tigt und insbesondere die flücht-
lingsbedingten Mehrkosten bei 
der Unterkunft unbefristet über-
nommen werden“. 

Bleibeperspektiven in den  
Herkunftsländern entwickeln

Migrationsursachen werden 
auch langfristig nicht aufgelöst 
werden können. Aber Fluchtur-
sachen können gemildert und 
Anreize geschaffen werden, in 
den Herkunftsländern eine bes-
sere Lebensperspektive zu ent- 
wickeln. „Flüchtlingsströme müs-
sen faktisch gedrosselt wer-
den. Das System von Schengen 
setzt sichere EU-Außengren-
zen voraus. Deshalb fordern wir 
eine weitere Verstärkung der 
Maßnahmen zur Sicherung der 
EU-Außengrenzen, die Kontin-
gentierung der Aufnahme von 
Flüchtlingen aus humanitären 
Gründen in die EU und die Ver-
hinderung von illegaler Migrati-
on“, heißt es weiter. 

Falsche Signale vermeiden

Für subsidiär Schutzberechtig-
te sollte es keinen Familiennach-
zug mehr geben, um falsche Sig-
nale nach außen zu vermeiden. 
Zudem müsse zwingend an der 
Anforderung des Aufenthaltsge-
setzes festgehalten werden, dass 
ein Familiennachzug nur möglich 
ist, wenn ausreichender Wohn-
raum nachgewiesen werden 
kann. Asylverfahren sollten für 
alle neu Ankommenden in Ent-
scheidungs- und Rückführungs-
zentren gebündelt werden. Die 
Asylbewerber verblieben dort 
bis zur schnellstmöglichen Ent-
scheidung ihres Antrages. Im Fal-
le einer Ablehnung würden sie 
aus diesen Einrichtungen unver-
züglich zurückgeführt. 

Insgesamt setzen sich die Kom-
munalpolitiker für ein Einwande-
rungsgesetz ein, „das die Regeln 
für die Einreise und den Aufent-
halt in unserem Land zusammen-
fasst und die Grundlage für die 

so der Verbandschef. Es gelte, 
mehr für die Glasfaserinfrastruk-
tur zu tun. Sinnvoll wäre hier die 
Überlegung, eine Breitbandaus-
stattung jenseits von 100 Mbit/s 
künftig zur Grundversorgung im 
Sinne des Telekommunikations-
gesetzes zu zählen. Damit ver-
bunden wäre eine Leistungs-
pflicht des Staates, wovon die 
Kommunen letztlich profitier-
ten. Brandl: „Wer es ernst meint 
mit dem Thema Digitalisierung 
in der Gesellschaft,  muss sich 
bemühen, auch das Infrastruk-
turproblem möglichst schnell in 
den Griff zu bekommen.“ In die-
sem Zusammenhang verwies der 
Gemeindetagschef darauf, dass 
auch in den Schulen die Digita-
lisierung voranschreiten müsse. 
Benötigt werde ein Gesamtkon-
zept, wie Bildung in Zukunft ver-
mittelt werden soll. Alle Lehrer 
müssten auf zeitgemäße Lehr-
stoffvermittlung und neuzeitliche 
Kompetenz mittels digitaler Me-
dien geschult werden. 

Sozialer Sprengstoff  
Wohnungsbau

„Sozialen Sprengstoff“ birgt 
nach Brandls Worten das Thema 
Wohnungsbau. Bundesweit wür-
den jährlich etwa 100.000 Woh-
nungen im Niedrigpreissegment 
fertiggestellt, allerdings liege der 
Bedarf bei rund 400.000 Woh-
nungen. Zwingend benötigt wür-
den neue Instrumente, „die uns 
auf kommunaler Ebene helfen, 
Bauland und Baurecht möglichst 
zügig zu schaffen“. Zudem sei es 
erforderlich, möglichst preis-
günstig zu bauen. Hierzu könnten 
standardisierte  Baukörper einen 
sinnvollen Beitrag leisten. 

Ohne eine stärkere Woh-
nungsbauförderung droht nach 
Brandls Einschätzung die Integra-
tion von Flüchtlingen in Deutsch-
land zu scheitern. Konkret sprach 
er sich für eine stärkere steu-
erliche Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus aus. Verbesserte  
Abschreibungsmodelle würden 
auch wieder institutionelle Anle-
ger dazu bewegen, sich beim so-
zialen Wohnungsbau zu engagie-
ren. Auf Basis der bestehenden 
steuerlichen Abschreibungsmög-
lichkeiten sei der Bau preislich 
gebundener Wohnungen für An-
leger nicht ausreichend rentabel. 
Außerdem müsse der Bundesge-
setzgeber die Bauplanungsver-
fahren vereinfachen, damit in 
schnellerer Zeit mehr Wohnun-
gen entstehen könnten.

Sorge bereitet den Kommu-
nen auch der Investitionsstau 
in Deutschland in Höhe von mitt-
lerweile rund 126 Milliarden Eu-
ro. Vor allem in den Bereichen 
Straßen- und Verkehrsinfrastruk-
tur bestehe weiterhin ein ho-
her Investitionsrückstand in Hö-
he von 34,4 Milliarden Euro. Die 
in diesem Bereich getätigten In-
vestitionen reichten wegen feh-
lender Finanzmittel weder für Er-
haltungsmaßnahmen noch für 
Zukunftsprojekte. Ebenfalls dra-
matisch sei der wahrgenomme-
ne investive Rückstand bei Schu-
len und Bildungseinrichtungen 
mit 32,8 Milliarden Euro. „Wir 
brauchen deshalb dringend ei-
nen Schulterschluss zur Abfinan-
zierung der wichtigsten Maßnah-
men von Bund, Länder und Kom-
munen“, betonte Brandl.

Eine Absage erteilte der Ge-
meindetagspräsident möglichen 
Fahrverboten vor dem Hinter-
grund der Diskussionen um die 
Schadstoffbelastungen in Städ-
ten. Fahrverbote kämen aus sei-
ner Sicht einer Enteignung der 
betroffenen Autofahrer gleich. 
Gerade die Pendler aus dem 
ländlichen Raum würden durch 
einen solchen Eingriff unver-
hältnismäßig belastet. Kommu-
nen und Bürger dürften nicht die 
Ausfallbürgen für die Verfehlun-
gen der Automobilindustrie und 
die Untätigkeit des Bundes sein, 
stellte Brandl klar.  DK

Auswahl und Prüfung der geeig-
neten Personengruppen sowie 
die Feststellung der individuellen 
Integrationserfolge sein muss“. 

Im Bankensektor wiederum 
dürfe keine Vergemeinschaf-
tung der Risiken stattfinden. Des-
halb sollen die Anforderungen 
an die kleineren, überwiegend 
örtlich tätigen Institute mit vor-
wiegend einfachem, klassischem 
Einlagen- und Kreditgeschäft bei 
der Kreditvergabe, dem Risiko-
management und der Eigenka-
pitalunterlegung angepasst und 
künftig nach Institutsgröße und 
Risiko differenziert werden. Ein 
System europäischer Einlagensi-
cherung sollte aus Sicht der Kom-
munalpolitiker mindestens so-
lange nicht weiterverfolgt wer-
den, wie nicht alle Mitgliedstaa-
ten die Regeln der Bankenunion 
vollständig umgesetzt haben. 

Intelligente Verknüpfungen

Neben dem flächendeckenden 
Glasfaserausbau in Deutschland 
„unter dem Vorrang der öffentli-
chen Hand im Rahmen der kom-
munalen Daseinsvorsorge ohne 
Rosinenpicken und Behinderun-
gen durch Mitbewerber“ setzt 
sich die Bundes-KPV für gleich-
zeitig intelligente Netze und Ver-
knüpfungen beim Verkehrswege-
bau ein. Die Länder sollten sich 
gegenüber dem Bund wieder 
verpflichten, Mittel aus dem Bun-
deshaushalt in Höhe von jährlich 
1,3 Mrd. Euro zur Finanzierung 
der Verkehrsinfrastruktur in den 
Gemeinden zu verwenden. Der 
Bund wiederum sollte die dyna-
misierten Zuschüsse für den öf-
fentlichen Nahverkehr (Regiona-
lisierungsmittel) fortsetzen. 

Die Gesundheitsversorgung in 
Stadt und Land müsse weiter er-
halten und bedarfsgerecht aus-
gebaut werden. Auch sei dafür 
Sorge zu tragen, dass auch bei 
kleineren Fallzahlen die medizini-
sche Versorgung aufrechterhal-
ten wird. Außerdem wird für ei-
nen demografischen Faktor für 
die Festsetzung der Fallpauscha-
len plädiert. 

Bildungsstaatsvertrag

Neben einer Beschleunigung 
und Erleichterung der Erzieher- 
ausbildung sowie einer ausrei-
chenden finanziellen Unterstüt-
zung der Kommunen beim Aus-
bau der Kinderbetreuungsange-
bote tritt die Bundesdelegier-
tenversammlung dafür ein, dass 
alle Kommunen unter der Regie 
des Bundes zusätzlich finanzi-
ell so angemessen von den Län-
dern ausgestattet werden, dass 
der Weg zum digitalen Klassen-
zimmer und zur digitalen Bildung 
flächendeckend erfolgreich ge-
gangen werden kann. Punktuelle 
Bundesförderprogramme könn-
ten hier Innovationen anstoßen, 
müssten aber mit einem „Bil-
dungsstaatsvertrag“ des Bundes 
mit den Ländern und Kommunen 
untermauert werden. 

Auch gelte es, die Digitalisie-
rung der Verwaltung weiterzu-
entwickeln. Ziel müsse es sein, 
dass Bürgerinnen und Bürger je-
den Kontakt mit der öffentlichen 
Hand online erledigen können. 
„Deshalb fordern wir hierfür die 
Voraussetzungen zu schaffen, 
wie etwa durch ein einheitliches 
zentrales Melderegister und ein 
einheitliches Onlineportal bzw. 
ein Onlineportalverbund mit si-

Starke Kommunen - Starkes ... cheren Registrierungsverfahren 
insbesondere unter Verwendung 
des Personalausweises mit elek- 
tronischem Identitätsausweis“. 

Planungskompetenz

In punkto Energiewende wird 
dafür plädiert, die bisherigen In-
strumente der Anreizregulierung 
und Steuerung hinsichtlich ihrer 
Wirksamkeit zu überprüfen. Die 
Gasinfrastruktur sei langfristig 
für die Versorgung der Bürgerin-
nen und Bürger notwendig und 
müsse erhalten werden. Versu-
chen, kommunale Infrastruk-
tur zu entwerten, trete man ent-
schieden entgegen. Ferner wird 
eine stärkere kommunale Pla-
nungskompetenz beim Ausbau 
der Windkraft gefordert. Dazu 
sei es notwendig, die Privilegie-
rung von Windenergieanlagen im 
Außenbereich aufzuheben. 

Bessere Förderung  
für den Wohnungsbau

Beim Wohnungsbau soll eine 
stärkere steuerliche Förderung 
(z.B. AfA) eingeführt werden, die 
um eine Förderung der Eigen-
tumsbildung und selbstgenutz-
tem Wohnraum ergänzt werden 
muss. Sinnvolle Ausnahmetatbe-
stände von den zusätzlichen Stan-
dards und DIN-Normen, die in den 
vergangenen Jahren eingeführt 
wurden sollen die Herstellung be-
zahlbaren Wohnraums ermögli-
chen. Neben der Ausweitung des 
öffentlich finanzierten sozialen 
Wohnungsbaus werden die ver-
stärkte Förderung durchmischter 
Wohnquartiere, eine höhere Be-
teiligung der Länder und des Bun-
des an den Kosten der Unterkunft 
und die spürbare Anpassung des 
Wohngeldes als sinnvolle Maß-
nahmen erachtet.  DK

Klartext zugunsten ...

40. Bayerischer Musikschultag im Landkreis Passau:

Leistungsträger fördern
„Musikschule – im Mittelpunkt der Mensch!“: Mit diesem Mot-
to machte der diesjährige Bayerische Musikschultag im Landkreis 
Passau auf die Leistungen der öffentlichen Musikschulen im Frei-
staat aufmerksam. Bei zahlreichen Fachveranstaltungen und Kon-
zerten kamen Vertreter aus Politik und Verbänden sowie Dele-
gierte aus den Musikschulen zusammen, um sich über aktuelle 
musikpädagogische und kulturpolitische Fragen auszutauschen.

de, fachliche und pädagogische 
Arbeit geleistet wird“, unter-
strich Meyer.

Nach den Worten von Erdings 
Landrat Martin Bayerstorfer, 
Präsident des Verbandes Bay-
erischer Sing- und Musikschu-
len, führten öffentliche Musik-
schulen nicht nur junge und äl-
tere Menschen an die Musik her-
an, sie statteten diese mit einem 
ganz Set an Kompetenzen aus. 
Denn an den Sing- und Musik-
schulen nehme das Ensemble-
spiel, das Musizieren in Gruppen 
und Chören, wie auch die Bayeri-
sche Musikschulverordnung und 
der Strukturplan des VdM es for-
dern, mehr als einen besonders 
hohen Stellenwert ein: „Es ist un-
sere selbstverständliche Pflicht“, 
so Bayerstorfer. Gerade das ge-
meinschaftliche Musizieren un-
terstütze in besonderem Maße 
die Ausbildung von Sozialkom-
petenzen: Einfühlungsvermögen, 
Teamgeist, Konflikt- und Kom-
munikationsfähigkeit seien dabei 
ganz konkrete Befähigungen, die 
weit über die rein künstlerischen 
Aspekte hinausgehen.

Traditionell wurde im Rahmen 
des Festakts die Carl-Orff-Me-
daille für besondere Verdiens-
te um die bayerischen Sing- und 
Musikschulen verliehen. Der Er-
weiterte Vorstand des Verban-
des Bayerischer Sing- und Musik-
schulen ehrte in diesem Jahr den 
Leiter der Musikschule Fürth, Ro-
bert Wagner, für sein langjähri-
ges und besonderes Engagement 
für Menschen mit Behinderung 
sowie für die Begründung einer 
Musikpädagogik der Vielfalt, die 
jeden Menschen in den Mittel-
punkt seiner Arbeit stellt.

In seiner Ansprache zum Fest-
akt erklärte der Präsident des 

Bayerischen Musikrates, Staats-
minister Dr. Thomas Goppel, MdL 
den Bayerischen Musikschultag 
zum besonderen Anlass für die 
Präsentation der Leistungsfähig-
keit der Sing- und Musikschulen 
im Freistaat und betonte, wie un-
verzichtbar eine Unterstützung 
und Mitfinanzierung durch den 
Freistaat für den weiteren Aus-
bau des bayerischen Musikschul-
netzes ist.

Beim Festkonzert der Musik-
schulen im Atrium des Gymna-
siums Vilshofen durften sich die 
Zuhörer auf ein Feuerwerk aus 
Beiträgen von Solisten und En-
sembles aus ober- und nieder-
bayerischen sowie Oberpfälzer 
Musikschulen freuen. Hier zeig-
te sich eindrucksvoll, zu wel-
chen klangvollen Ergebnissen ei-
ne strukturierte musikalische Bil-
dung in den bayerischen Musik-
schulen führen kann. 

Getreu dem Veranstaltungs-
motto stellten sich die Lehrkräf-
te bayerischer Musikschulen im 
Workshop „Erfolgreicher Musik-
schulunterricht unter schwieri-
ger werdenden Rahmenbedin-
gungen“ gemeinsam mit Prof. Dr. 
Ulrich Mahlert und Brigitte Ping-
géra, Mitglied im Erweiterten 
Vorstand des VBSM, die Frage, 
wie sie angemessen auf die Ver-
änderungen in der Lebenswelt 
von Kindern und Jugendlichen 
reagieren können.

Die Bedeutung musikalischer 
Bildung für den Menschen und 
die Gesellschaft wird zwar immer 
wieder betont, die Rahmenbe-
dingungen zur Vermittlung mu-
sikalischer Bildung aber werden 
schwieriger: Den Schülern fehlt 
Zeit und Durchhaltevermögen als 
Voraussetzung für eine nachhal-
tige musikalische Ausbildung und 
Eltern leisten immer weniger die 
unterstützende Funktion, die für 
die Arbeit der Musikschulen so 
wichtig ist. Beim Workshop er-
hielten die Teilnehmer Hilfestel-
lungen und Handreichungen zur 
täglichen Musikschularbeit.     DK

Beim alljährlich feierlichen Hö-
hepunkt, dem Festakt zum Bay-
erischen Musikschultag in Al-
dersbach, betonte der Bezirks-
vorsitzende des Bayerischen 
Landkreistages Niederbayern, 
Passaus Landrat Franz Meyer: 
„Wer eine Heimat fordert, die 
vielfältig, lebenswert, in der Tra-
dition verwurzelt und zugleich 
zukunftsgerichtet ist, der muss 
die kulturellen Leistungsträger 
fördern. Dazu gehört die Mu-
sik im Besonderen und ganz be-
sonders unsere jungen Musike-
rinnen und Musiker. Denn oh-
ne Musikernachweis wäre unser 
kulturelles Leben zukunftslos.“

Für Landrat Franz Meyer ist die 
musikalische Bildung eine Aufga-
be, der sich die kommunale Fa-
milie aus Überzeugung und aus 
vollem Herzen verschreibt. Die-
se Überzeugung trage die Musik-
schule in Bayern und mache sie 
landesweit ohne die einzelnen Re-
gionen so erfolgreich. Als Beispiel 
nannte Meyer die vor 25 Jahren 
gegründete Kreismusikschule im 
Landkreis Passau, die in allen 38 
Gemeinden des Landkreises prä-
sent ist. In diesem Zusammen-
hang appellierte der Landrat auch 
an den Staat, in punkto Förderung 
die kommunale Familie nicht im 
Regen stehen zu lassen. 

„Unser kulturelles Leben, un-
sere Veranstaltungen und Fes-
te wären ohne den Beitrag der 
Kreismusikschule meist um Vie-
les ärmer. Diese feste Größe, 
wenn es um den guten Ton im 
Landkreis geht, möchte heute 
niemand mehr missen. Tausende 
von Absolventinnen und Absol-
venten, von denen viele Spitzen-
leistungen auf Landes- und Bun-
desebene erzielen, legen Zeugnis 
dafür ab, dass hier hervorragen-
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EINE WELT BEGINNT VOR ORT
Die Servicestelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW) steht Kommunen in Deutschland als Partner in allen Fragen kommunaler Entwicklungspolitik zur Seite. Dabei beraten, 
informieren und fördern wir sie in unseren Zukunftsthemen Fairer Handel und Faire Beschaffung – Global Nachhaltige Kommune – Kommunale Partnerschaften und internationale 
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Im Auftrag des

AKE-Landesversammlung 2017:

Schlaglichter der Energiepolitik
Unter dem Motto „Chancen und Herausforderungen von dezent-
ralen Energiesystemen“ fand die diesjährige Landesversammlung 
des Arbeitskreises Energie (AKE) der CSU in München statt. Nach 
einem Impulsvortrag von Prof. Dr.-Ing. Frank Opferkuch von der 
Technischen Hochschule in Nürnberg diskutierten die Teilnehmer 
u.a. über Flexibilisierungsmaßnahmen im Energiesystem und die 
Ausgestaltung von regulativen Rahmenbedingungen.

In seinem Rechenschafts-
bericht blickte der mit über-
wältigender Mehrheit in sei-
nem Amt bestätigte Landes-
vorsitzende Martin Ehrenhuber 
auf zwei erfolgreiche AKE-Jah-
re zurück. Er berichtete über ei-
nige Schlaglichter der vergan-
genen Legislaturperiode, unter 
anderem über zahlreiche Fach-
gespräche mit politischen Ent-
scheidungsträgern, neue in- 
haltliche Impulse wie das 10.000 
Häuser-Programm oder die Fort-
führung der Biomasse im EEG.  

Zudem wurde eine Reihe von 
Anträgen verabschiedet, die 
vom AKE in den CSU-Parteitag 
im Dezember eingebracht wer-
den. So wird beispielsweise die 
CSU-Fraktion im Bayerischen 
Landtag gebeten, die Bayeri-
sche Staatsregierung aufzufor-
dern, das Marktanreizprogramm 
der Bundesregierung in gleicher 
Höhe aus Mitteln des Freistaats 
Bayern aufzustocken. 

Fokus auf Speicherung

Auch solle die CSU-Landes-
gruppe im Deutschen Bundes-
tag darauf hinwirken, dass Bat-
teriespeicher im Strommarkt 
von Abgaben beim Einspei-
chern und Abgeben von Strom 
freigestellt werden und die ge-
speicherte Energiemenge aus 
dem Speicher somit nicht stär-
ker mit Abgaben belastet wird 
als beim direkten Bezug von ei-
nem Erzeuger. Die jeweiligen 
Abgaben wie EEG-Umlage, Net-
zentgelte usw. sollen dem je-
weiligen Verbraucher in der je-
weils gültigen Höhe in Rech-
nung gestellt werden. Der Be-
trieb von Speichern soll allen 
Marktteilnehmern ausdrück-
lich erlaubt sein, auch z. B. Ver-
triebsunternehmen. 

Der AKE fordert die Bayeri-
sche Staatsregierung ferner auf, 
zu prüfen, ob man mit moder-
nen Mitteln (Adressierung von 
schaltbaren, elektrischen Ver-
brauchern mittels IP-Adressen, 
GSM, o.ä.) eine Lastabschal-
tung anstelle eines Kraftwerks-
baus für „Netzstabilisierungsan-

lagen“ billiger, schneller und vor 
allem umweltfreundlicher rea-
lisieren kann. Es soll eine Stu-
die angestoßen werden, die die 
Potenziale und die technischen 
Möglichkeiten auslotet und be-
wertet, damit die Entscheidung 
zum Neubau auch eine Abwä-
gung von Alternativen einbezie-
hen kann.

Der AKE sieht es als notwen-
dig an, Inhalte zur Energieeffizi-
enz in das bayerische Schulsys-
tem zu integrieren bzw. vorhan-
dene Elemente auszuweiten, um 
den gegenwärtigen und zukünf-
tigen Herausforderungen der 
Energieversorgung ganzheitlich 
gerecht zu werden. Auf Grund 
des notwendigen, aber langwie-
rigen Umgestaltungsprozesses 
von Lehrplänen soll den Schulen 
ein eigenes Budget für die Aus-
gestaltung dieses Themas zur 
Verfügung gestellt werden. Da-
durch soll nicht nur der Stun-
denbedarf für Bestands-Lehr-
kräfte, sondern auch für Hono-
rar-Lehrkräfte oder aber auch 
für Lernmittel finanziert werden 
können.

Die CSU-Landesgruppe im 
Deutschen Bundestag wird da-
rüber hinaus aufgefordert, in 
der Fraktion der CDU/CSU ein 
Gesetzesvorhaben zur Ände-
rung des Gewerbesteuergeset-
zes auf den Weg zu bringen: 
Die Erzeugung und Lieferung 
von Strom mittels Erzeugungs-
anlagen nach dem Erneuer- 
bare-Energien-Gesetz sowie 
aus der Kraft-Wärme-Kopplung 
(KWK) soll als für die erweiter-
te Gewerbesteuerkürzung un-
schädliche Nebentätigkeit ein-
gestuft werden.

Außerdem solle der CSU-Par- 
teitag beschließen, die Bun- 
desregierung aufzufordern, die 
im Klimaschutzplan 2050 be-
schlossenen Klimaschutzziele an 
die im Klimaschutzabkommen 
von Paris eingegangenen Ver-
pflichtungen anzupassen und die 
derzeit im Klimaschutzplan 2050 
vorgesehenen Emissionen von 
Treibhausgasen bis 2050 um min-
destens 90 % gegenüber 1990 zu 
reduzieren. DK

Stadtwerke fordern:

Das Energiesystem  
zukunftssicher gestalten

Der Streit um hohe Energiepreise treibt aktuell die Politik. Die 
kommunalen Unternehmen dagegen treibt die Sorge um das 
Energiesystem der Zukunft und seine Finanzierbarkeit. „Wir soll-
ten nicht länger über Symptome streiten, sondern endlich auf das 
Energiesystem als Ganzes blicken. Denn sonst können wir unse-
rem jahrzehntelang erfolgreichen Engagement für Umwelt- und 
Klimaschutz, Energieversorgung und Verkehr nicht mehr wirt-
schaftlich nachkommen“, sorgt sich Josef Hasler, Vorsitzender der 
Landesgruppe Bayern des Verbandes kommunaler Unternehmen 
(VKU) im Vorfeld von deren Vorstandssitzung in München. Das 
bekäme auch der Verbraucher zu spüren.

„Gestaltet die Politik allerdings 
den rechtlichen Rahmen in den 
kommenden vier Jahren richtig, 
können wir Klimaziele, Wertschöp-
fung vor Ort und das Potenzial der 
Digitalisierung sehr wohl verein-
baren“, bekräftigte Hasler. Stadt- 
und Gemeindewerke haben in den 
vergangenen 20 Jahren die Ener-
giewende von unten gemeistert. 
„Subsidiarität funktioniert“, mach-
te Hasler deutlich. 

„Die Digitalisierung ermöglicht 
den Stadtwerken als Systemma-
nagern der Energiewende ihre ho-
he Kompetenz noch besser auszu-
spielen. Dafür brauchen wir end-
lich die Unterstützung der Politik 
bei Datenzugang, Sektorkopplung 
und Regulierung – eine Unterstüt-
zung, die Innovation befördert 
statt ausbremst“, so Hasler.

Die Unternehmbetonte en der 
VKU Landesgruppe Bayern spei-

chern heute schon regenerativ er-
zeugten Strom in Form von Wär-
me, produzieren Wasserstoff für 
das Gasnetz oder trocknen Klär-
schlamm mit Solarthermie. Zu-
gleich halten sie das bestehende 
System am Laufen. Sie integrieren 
das Neue und planen die Zukunft: 
zum Beispiel, indem sie Geother-
mie in den vorhandenen Wärme-
netzen nutzen wollen.

Mehrwert für die Kunden

Oft stehen ihnen jedoch gel-
tende Regelungen im Wege, et-
wa wenn die Nutzung von Spei-
chern durch Steuern und Abgaben 
künstlich verteuert wird. In Koope-
rationen schaffen die Stadtwerke 
Mehrwert für ihre Kunden und in-
tegrieren gemeinsam neue Tech-
nologien. Dafür brauchen sie 
Spielraum.� r

Personelle Veränderungen 
im Vorstand der Thüga 

Dr. Gerhard Holtmeier, Mitglied des Vorstandes der Thüga Akti-
engesellschaft, hat heute Dr. Wolfgang Kalsbach, Vorsitzender des 
Aufsichtsrates der Thüga Aktiengesellschaft, darüber informiert, 
dass er sich beruflich neu orientieren will und daher über das En-
de seiner Vertragslaufzeit (Ende 2018) der Thüga nicht zur Verfü-
gung stehen wird. 

Dazu der Aufsichtsratsvorsit-
zende Dr. Kalsbach: „Wir bedau-
ern die Entscheidung von Dr. 
Holtmeier, haben diese aber zu 
respektieren und wünschen ihm 
für seine berufliche Zukunft alles 
Gute.“ 

Michael Riechel, Vorsitzen-
der des Vorstandes der Thüga 
Aktiengesellschaft: „Meine Vor-
standskollegen und ich haben in 

den zurückliegenden acht Jah-
ren die Zusammenarbeit mit Dr. 
Holtmeier sehr geschätzt und ge-
meinsam hat die Thüga einen er-
folgreichen Kurs genommen. Lei-
der steht uns der Kollege für ei-
ne Zusammenarbeit über 2018 
hinaus nicht mehr zur Verfügung. 
Wir wünschen Dr. Gerhard Holt-
meier für seine Zukunft nur das 
Beste.“  r

Bayerische Stromerzeugung:

Erneuerbare Energien erreichen 
erstmalig Spitzenplatz
Anteil erreicht im Jahr 2016 ein Rekordniveau von 43,3 Prozent 

Stromerzeugung insgesamt allerdings rückläufig

Wie das Bayerische Landesamt für Statistik mitteilt, erreichte die 
gesamte bayerische Stromerzeugung 2016 einen Wert von 81 527 
GWh (Gigawattstunden). Dies waren 5,5 Prozent weniger als im 
Vorjahr. Der Rückgang wurde maßgeblich durch die verminder-
te Stromerzeugung aus Kernenergie verursacht. Erdgas steigerte 
weiterhin seinen Anteil auf nun 11,4 Prozent an der bayerischen 
Stromerzeugung, der Anteil der Steinkohlen sank leicht auf 4,9 
Prozent. 

Summe erreichten die erneuer-
baren Energien mit einem Anteil 
von 43,3 Prozent an der bayeri-
schen Stromerzeugung im Jahr 
2016 einen neuen Rekordwert. 

Im Berichtsjahr 2016 wur-
den nach vorläufigen Ergebnis-
sen des Bayerischen Landesamts 

für Statistik in Bayern insgesamt 
81 527 GWh Strom erzeugt und  
damit 5,5 Prozent weniger als 
im Jahr 2015. Der Rückgang 
ist insbesondere auf die ver-
minderte Stromproduktion aus 
Kernenergie zurückzuführen. So 
wurden aus Kernenergie in der 
Berichtsperiode 31.403 GWh 
Strom erzeugt und damit 14,4 
Prozent weniger als noch im 
Vorjahr. Während die Kernener-
gie im bayerischen Stromerzeu-
gungsmix 2015 einen Anteil von 
42,5 Prozent erreichte, waren 
es im Jahr 2016 nur noch 38,5 
Prozent. 

Steinkohle

Die Stromerzeugung aus Stein-
kohlen sank um 6,7 Prozent auf 4 
006 GWh. Dies entsprach einem 
Anteil von 4,9 Prozent im bay-
erischen Strommix. Braunkoh-
len kamen im bayerischen Kraft-
werkspark nicht zum Einsatz, 
wenngleich deutschlandweit die 
Braunkohle der wichtigste Ener-
gieträger bei der Stromerzeu-
gung ist. Die Stromerzeugung 
aus Erdgas stieg um 1,2 Prozent 
von 9 211 GWh auf 9 326 GWh im 
Berichtsjahr 2016. Einschließlich 
Kernenergie, Heizöl und sonsti-

gen (nicht erneuerbaren) Ener-
gieträgern vereinten die konven-
tionellen Energieträger rund 56 
Prozent der Stromerzeugung auf 
sich. 

Die Stromerzeugung aus er-
neuerbaren Energien erreichte 
mit 35 297 GWh einen Anteil von 
43,3 Prozent und damit den Spit-
zenplatz an der Gesamtstromer-
zeugung im Berichtsjahr 2016. 
Dies entsprach einer Steigerung 
von 3,5 Prozent im Vergleich zum 
Jahr 2015. 

Wasserkraft

Wichtigste regenerative Ener-
giequelle war auch im aktuel-
len Berichtszeitraum die traditio-
nell in Bayern starke Wasserkraft 
(12 140 GWh), vor der Photo-
voltaik (10 765 GWh). Die Pho-
tovoltaik verzeichnete erstmals 
einen Rückgang bei der Brutto-
stromerzeugung um 2,4 Prozent. 
Bei den anderen erneuerbaren 
Energieträgern konnten hinge-
gen Zuwächse beobachtet wer-
den, so z.B. bei der Windkraft 
(+451 GWh) und der Biomasse 
(+22 GWh). 

Windkraft

Die Windkraft, bei der Bayern 
geo- und topographische Nach-
teile im Vergleich zur Mitte und 
zum Norden Deutschlands hat, 
stieg um 16,2 Prozent auf 3 235 
GWh. Die Stromerzeugung aus 
Biomasse, zu der feste und flüs-
sige biogene Stoffe, Biogas, Klär-
schlamm und biogene Abfälle ge-
rechnet werden, konnte um 0,3 
Prozent auf 8 726 GWh erhöht 
werden.  r

Der Ausbau der erneuerba-
ren Energien führte zu einem An-
stieg der Bruttostromerzeugung 
in diesem Bereich um 3,5 Prozent 
im Jahresvergleich. Ursächlich 
hierfür waren vor allem Zuwäch-
se bei Wasserkraft (+933 GWh) 
und Windkraft (+451 GWh). In 
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Der schönste
Energiemix

Erdgas // Bio-Erdgas
Strom // Bio-Strom
Geld sparen, Klima schonen – 
unser Mix macht’s möglich

www.erdgas-schwaben.de

Von der Gasfabrik zum  
Partner der Energiewende

 erdgas schwaben und Schwabmünchen feierten 110 Jahre Gasversorgung 

Sie begann 1907 mit dem Bau des Gaswerks und geht heute mit 
einem großen Anteil regenerativer Energie in die Zukunft: die 
Energie-Partnerschaft von erdgas schwaben und der Stadt Schwa-
bmünchen. Das Jubiläum „110 Jahre Gasversorgung in Schwab-
münchen“ begingen erdgas schwaben und die Stadt gemeinsam 
mit einem Festakt. 

Rund 150 Gäste, viele davon 
erdgas schwaben-Kunden und 
Bürgerinnen und Bürger von 
Schwabmünchen, waren in die 
Stadthalle gekommen. Die Fest-
gäste erwartete ein abwechs-
lungsreiches Programm rund 
um die Geschichte der Gasver-
sorgung in Schwabmünchen, ei-
ne Ausstellung von historischen 
Gasgeräten und Reproduktio-
nen der kolorierten Baupläne 
des Schwabmünchner Gaswerks 
in Originalgröße. 

Chronik zum Jubiläum

Einzelne Abbildungen aus den 
Jugendstil-Bauplänen fanden 
Eingang in die Chronik „Von der 
Gasfabrik zum Partner der Ener-
giewende – 110 Jahre Gasver-
sorgung in Schwabmünchen“, 
die erdgas schwaben zum Jubi-
läum herausgegeben hat. 

Moderne Energieversorgung 
als Grundlage für die 
Stadt-Entwicklung 

Stadtgas aus Steinkohle sorg-
te vor 110 Jahren für hell er-
leuchtete Straßen und brach-
te die erfolgreiche wirtschaftli-
che Entwicklung der Stadt wei-
ter voran. Die Kommune und die 
Bürgerinnen und Bürger waren 
an ihrem Gaswerk beteiligt – ein 
ganz moderner Ansatz, sagt Lo-
renz Müller, erster Bürgermeis-
ter in Schwabmünchen. 

„Die Herausforderung Ener-
giewende kann am besten regi-
onal mit möglichst großer Bür-
gerbeteiligung gemeistert wer-
den“, sagt Bürgermeister Mül-
ler. „erdgas schwaben steht 
Schwabmünchen bei dieser Auf- 
gabe als innovativer und verläss-
licher Partner zur Seite.“ 

Sichere und klimaschonende 
Energieversorgung mit  
langfristiger Perspektive 

Als eine der ersten Kommu-
nen in Bayern war Schwabmün-
chen nach dem zweiten Welt-
krieg zunächst an die Ferngas- 
und ab 1963 an die Erdgas-Ver-
sorgung angeschlossen. Damit 
war die Grundlage für die wei-
tere solide wirtschaftliche Ent-
wicklung gelegt. erdgas schwa-
ben arbeitet mit der Kommu-
ne eng zusammen, um auch in 
Zukunft moderne Lösungen für 
eine nachhaltige und innovati-
ve Energieversorgung zu entwi-
ckeln. 

Der Stadt verpflichtet

„Die Stadt Schwabmünchen 
und wir sehen in der Daseins-
vorsorge für die Menschen in 
der Region eine verantwor-
tungsvolle und damit langfris-
tige Aufgabe“, sagt Klaus-Pe-
ter Dietmayer, Geschäftsführer 
erdgas schwaben: „Wir fühlen 
uns der Stadt verpflichtet, des-
wegen fördern wir durch frei-
williges Engagement nachhalti-
ge Initiativen. Wir sind stolz da-
rauf, ein Teil dieser lebendigen 
Stadtgesellschaft Schwabmün-
chen zu sein.“ 

Information  
erdgas schwaben 

Aktuell sind fast 200 Städ-
te und Gemeinden an 6.500 Ki-
lometer Erdgasleitungen ange-
schlossen. Sowohl öffentliche 
Einrichtungen als auch priva-
te Haushalte nutzen Leistungen 
von erdgas schwaben. Erdgas ist 
heute Wunschenergie Nr. 1: Ins-
gesamt wünschen über 75 Pro-

zent aller Bauherren einen Erd-
gasanschluss. 

erdgas schwaben investiert 
jährlich 10 Millionen Euro in er-
neuerbare Energien. Erdgas  ist 
der Partner der erneuerba-
ren Energien und lässt alle Zu-
kunftsoptionen zu – sei es schwä-
bisches Bio-Erdgas oder Wasser-
stoff. erdgas schwaben bietet 

Erdgas, Bio-Erdgas, Strom, Bio-
Strom, Wasserstoff und Contrac-
ting. 2017 erwarb erdgas schwa-
ben vier Wasserkraftwerke an 
Lech und Wertach. 

Ein weiteres Geschäftsfeld 
von erdgas schwaben ist Fahren 
mit Strom. Schon jetzt betreibt 
erdgas schwaben acht Ladesäu-
len für Elektrofahrzeuge, weite-
re 30 sind im Laufe des Jahres 
geplant. 

Die Stromtankstellen von 
erdgas schwaben bieten je zwei 
Ladepunkte vom Typ 2, der sich 
als Standard in Europa durch-
gesetzt hat. An den Ladesäu-
len wird Strom aus 100 Prozent 
Wasserkraft geladen. r

Lorenz Müller, Bürgermeister in Schwabmünchen, Klaus-Peter 
Dietmayer, Geschäftsführer erdgas schwaben, Cornelia Benesch, 
Leiterin Unternehmenskommunikation erdgas schwaben, und An-
gela Schlenkrich, Historikerin (v.l.). Angela Schlenkrich und Cornelia 
Benesch haben die Chronik zum Jubiläum „Von der Gasfabrik zum 
Partner der Energiewende - 110 Jahre Schwabmünchen“ gemein-
sam verfasst. r

Eine Ladekarte von ladenetz.de genügt, um an rund 1.200 Ladepunk-
ten in ganz Deutschland und mehr als 10.000 in Europa zu laden. Der 
Initiator von ladenetz.de, ein Stadtwerkeverbund mit rund 120 Mit-
gliedern, Dr. Mark Steffen Walcher (links), hatte nach Augsburg zum 
Netzwerktreffen eingeladen. Gastgeber war erdgas schwaben. Der 
Energieversorger ist mit zehn Prozent an smartlab beteiligt, die In-
novationsgesellschaft, die ladenetz.de anbietet. Von links: Dr. Mark 
Steffen Walcher, Geschäftsführer smartlab Innovationsgesellschaft, 
Andreas Plenk, Alfen, Thomas Schümmer, Key Account Manager 
smartlab Innovationsgesellschaft, Dr. Christian Blümm, Marketinglei-
ter erdgas schwaben, und Helmut Kaumeier, Leiter Kommunalkun-
denbetreuung erdgas schwaben. Bild: erdgas schwaben

Die Stadt der Zukunft fährt mit Strom: 

Die Vordenker der Elektromobilität 
zu Gast bei erdgas schwaben

Etwa 30 Pioniere und Vordenker der Elektromobilität haben sich 
bei erdgas schwaben in Augsburg getroffen. Zum Netzwerktref-
fen waren vor allem Vertreter von Stadtwerken und Energiever-
sorgern gekommen. 

Das Finden von Ladesäulen 
und das Laden selbst soll für die 
Elektroauto-Fahrer einfach und 
bequem sein. Heute schon ge-
nügt eine Ladekarte von lade-
netz.de – ein Stadtwerkever-
bund mit rund 120 Mitgliedern 
–, um an rund 1.200 Ladepunk-
ten in Deutschland und mehr als 
10.000 in Europa zu laden.

Dr. Mark Steffen Walcher, Ge-
schäftsführer der smartlab In-
novationsgesellschaft, die lade-
netz.de anbietet, diskutierte mit 
den Verbundpartnern über mo-
bile Energiespeicher für E-La-
destationen, Eichrecht in der 
Elektromobilität und Technische 
Betriebsführung der Ladeinfra-
struktur.

E-Mobilität im urbanen Raum

„Wir setzen auf Elektro-
mobilität vor allem im urba-
nen Raum“, sagte Dr. Christian 
Blümm, Marketingleiter erdgas 
schwaben. „Die Voraussetzung, 
damit sich Fahren mit Strom 
durchsetzt, ist ein dichtes Netz 
von Ladesäulen, das die Elek- 
tro-Autofahrer unkompliziert 
nutzen können. Dafür haben 
wir mit smartlab den richtigen 
Partner gefunden.“

Schnell und spontan laden 
mit einer Ladekarte

„Wir betreiben bereits 14 La-
desäulen in Bayerisch Schwaben. 
Jedes Jahr kommen zehn neue 
dazu, darunter auch Schnellla-
desäulen mit einer Leistung von 
50 Kilowatt – das heißt, Sie kön-

nen Ihr Elektroauto damit in ei-
ner halben Stunde laden“, sagte 
Dr. Christian Blümm, Marketing-
leiter erdgas schwaben.

ladenetz.de ist mit einem 
Stadtwerke- und einem Busi-
ness-Verbund deutschlandweit 
das größte Netzwerk von E-Mo-
bility-Anbietern. Mehr als 1200 
Ladestationen von den lade-
netz-Partnern in Deutschland 
und 10.000 Ladesäulen von Roa-
ming-Partnern in Europa können 
E-Autofahrer mit einer Ladekar-
te oder spontan über eine Web-
App unkompliziert nutzen.

Regionale Stadtwerke und die 
Global Player der Elektro-
auto-Anbieter vernetzen sich

Hinter ladenetz.de steht das 
Aachener Start-Up smartlab In-
novationsgesellschaft mbH, eine 
unabhängige Ideenschmiede um 
Dr. Mark Steffen Walcher, die in-
novative Dienstleistungen, Pro-
dukte und Konzepte rund um in-
telligente Netze und Elektromo-
bilität entwickelt. Dr. Walcher ist 
Mitglied im wissenschaftlichen 
Beirat des Bundesverbands eMo-
bilität und anerkannter Experte 
mit langjähriger Berufserfahrung 
in der Energie-, Mobilitäts- und 
Automobilwirtschaft.

Lokale und regionale Energie-
versorger vernetzen sich mit la-
denetz.de ebenso wie die Glo-
bal Player der Elektroauto-An-
bieter – zum Beispiel BMW mit 
dem i3 und seinem internatio-
nalen Carsharing-Modell Dri-
veNow, VW, Audi, Mercedes 
und Nissan. r

Ottobeuren setzt auf  
Fahren mit Strom

erdgas schwaben eröffnet neue Elektroladesäule  
vor dem Museum für zeitgenössische Kunst

German Fries, erster Bürgermeister im Markt Ottobeuren, hat 
gemeinsam mit Helmut Kaumeier, Leiter Kommunalkundenbe-
treuung erdgas schwaben, die neue Ladesäule für Elektroautos 
im Markt Ottobeuren in Betrieb genommen, die erdgas schwa-
ben mit Strom aus 100 Prozent Wasserkraft beliefert. Sie steht am 
Parkplatz vor dem Museum für zeitgenössische Kunst – im Orts-
zentrum in unmittelbarer Nähe zum Rathaus und zu der weltbe-
rühmten Benediktinerabtei.

Den Elektroautos gehört die 
Zukunft, denn sie fahren leise 
und emissionsfrei“, sagte Bürger-
meister Fries. „Indem wir für das 
Fahren mit Strom den Weg frei-
machen, bekommen wir in Otto-
beuren noch mehr Lebensquali-
tät für alle, die hier leben, arbei-
ten und wohnen. Ich freue mich 
deshalb sehr, dass wir mit erd-
gas schwaben eng zusammenar-
beiten können – für mehr Klima-
schutz und mehr Attraktivität für 
unsere Marktgemeinde. Otto-
beuren macht damit einen gro-
ßen Schritt in Richtung Zukunft.“

erdgas schwaben-Strom  
aus 100 Prozent Wasserkraft 

Die Ladesäule von erdgas 
schwaben am Museum für zeit-
genössische Kunst liefert Strom 
aus 100 Prozent Wasserkraft. 
Die beiden Ladepunkte vom Typ 
2, der sich als Standard in Euro-
pa durchgesetzt hat, haben eine 
Leistung von jeweils 22 Kilowatt 
(kW). Das bedeutet einmal auf-

laden, während wir zum Beispiel 
einen Bauantrag abgeben, ein-
kaufen gehen oder Freunde be-
suchen. Das Parken ist während 
des Ladevorgangs kostenlos.

Mit Strom aus erneuerbaren 
Quellen das Klima und  
die Umwelt schonen

„Der Strom für die neue La-
desäule in Ottobeuren wird zu 100 
Prozent mit Wasserkraft erzeugt“, 
sagte Helmut Kaumeier, erdgas 
schwaben. „Damit können wir die 
Umwelt und das Klima schonen 
und leisten einen wichtigen Bei-
trag zur Energiewende.“

erdgas schwaben baut sein 
Netz von Elektroladesäulen wei-
ter aus. „Wir sehen unser En-
gagement auch als wichtigen 
Baustein für die Region“, sagte 
Kaumeier. „Indem wir das Lade-
netz immer dichter machen, un-
terstützen wir auch das Ziel der 
Bundesregierung, eine Million 
Elektrofahrzeuge auf die Straße 
zu bekommen.“ r� ��������������
�
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Wir bringen Licht ins Dunkel.
Licht gibt Orientierung und Sicherheit. Licht setzt in 
Szene. Optimieren Sie Ihren Energieverbrauch durch 
ein intelligentes Beleuchtungsmanagement Ihrer 
Straßenbeleuchtung.

Informieren Sie sich unter www.lew.de/kommunen

Mehr „Bewegtes Licht“ 
in Königsbrunn

Parkweg zwischen Jugendzentrum MatriX und Unterer Kreuzstraße  
mit der intelligenten Beleuchtungstechnik ausgerüstet

Eine weitere Strecke in Königsbrunn ist nun mit „bewegtem Licht“ 
ausgestattet: Im Auftrag der Stadt hat die LEW-Verteilnetz Gm-
bH (LVN), ein Tochterunternehmen der Lechwerke, den Parkweg 
zwischen dem Jugendzentrum MatriX und der Unteren Kreuzstra-
ße mit der intelligenten Beleuchtungstechnik ausgerüstet. Das 
System arbeitet mit sensorgestützter Technologie: Die Beleuch-
tung wird stark gedimmt, solange niemand den Weg benutzt. Er-
fassen die in den Leuchten integrierten Sensoren jedoch die Be-
wegung eines Radfahrers oder Fußgängers, fährt die Beleuchtung 
automatisch hoch. Insgesamt zehn dieser speziellen LED-Leuch-
ten beleuchten nun den Weg zwischen Jugendzentrum und Un-
tere Kreuzstraße. 

Im November 2012 hatte LVN im 
Rahmen eines Pilotprojektes erst-
mals in der Region Straßenleuchten 
im Bereich des Geh- und Radwegs 
Untere Kreuzstraße mit dem inno-
vativen LED-System ausgestattet. 
2014 war die Stadt dafür gemein-
sam mit den Lechwerken im Rah-
men des Wettbewerbs „Deutsch-
land – Land der Ideen“ ausgezeich-

net worden. „Hier in Königsbrunn 
haben wir erstmals das beweg-
te Licht getestet – mit guten Er-
fahrungen und positiver Resonanz 
aus der Bevölkerung. Deshalb set-
zen wir die Technik nun auch hier 
im Park am Jugendzentrum ein. 
Die innovative und energieeffi-
ziente Technologie leuchtet be-
darfsgerecht aus und erhöht so die  

Sicherheit unserer Bürgerinnen 
und Bürger“, unterstreicht Königs-
brunns Bürgermeister Franz Feigl.

„Kommunen wie Königsbrunn 
übernehmen beim Klimaschutz ei-
ne Vorreiterrolle. Als Partner un-
terstützen wir die Städte und Ge-
meinden dabei mit Know-how 
und beraten zum Einsatz innova-
tiver Technologien, wie hier dem 
bewegten Licht. So gestalten wir 
gemeinsam mit den Kommunen 
die Energiezukunft unserer Regi-
on“, sagte Dr. Markus Litpher, Vor-
standsmitglied der Lechwerke .

LED-Leuchtmittel mit  
längerer Lebensdauer

„LED-Leuchten sind grundsätz-
lich sehr sparsam. Sie bringen 
das Licht viel fokussierter auf die 
Straße und reduzieren so Streu-
licht in der Umgebung“, sagt 
Christian Mayr, LED-Spezialist bei 
LVN. „Zudem haben LED-Leucht-
mittel eine längere Lebensdauer 
und sind wartungsarm, weswe-
gen sie sich bei Neubauprojekten 

bereits als Standard etabliert ha-
ben. Nicht zuletzt lassen sie sich 
gut dimmen und können in in-
telligente Konzepte wie dem be-
wegten Licht eingebunden wer-
den.“

Zehn Prozent der Leistung  
im Ruhezustand

Die intelligente LED-Technik 
kann individuell programmiert 
werden: Die Leuchten werden 
gedimmt, wenn der Geh- und 
Radweg nach Einbruch der Däm-
merung nicht genutzt wird – 
auf zehn Prozent der normalen 
Leistung von im Mittel 20 Watt 
auf dann nur noch zwei Watt je 
Leuchte. Sobald sich ein Fuß-
gänger oder ein Radfahrer nä-
hert, erfasst ihn der Infrarot-Be-
wegungssensor und fährt die 
Leuchte zum vollen Beleuch-
tungsniveau hoch. Gleichzeitig 
gibt er ein Signal an die nächs-
te Leuchte weiter, die ebenfalls 
hochfährt. 

Das Licht begleitet den Ver-
kehrsteilnehmer auf seinem 
Weg. Nach der programmierten 
Haltezeit, in diesem Fall sind es 
zwei Minuten, fahren die Leuch-
ten in den festgelegten, ener-
giesparenden Dimmzustand zu-
rück. Konkret bedeutet dies, 
dass die reduzierte Leistung 
(wenn sich kein Fußgänger oder 
Radfahrer im Bereich der Be-

V.l.: Christian Mayr, LED-Spezialist bei LVN, LEW-Vorstandsmitglied 
Dr. Markus Litpher, Königsbrunns Bürgermeister Franz Feigl und 
Werner Lohmann, Leiter des technischen Bauamts der Stadt, am 
Weg mit den neuen Leuchten. Bild: LEW/Christina Bleier

leuchtung bewegt) für alle zehn 
Leuchten insgesamt nur noch 20 
Watt beträgt. 

Bis zu 86 Prozent Einsparung

Durch diese nutzungsabhängi-
ge Beleuchtung lässt sich gegen-
über einer durchgehend mit glei-
cher Leistung betriebenen Be-
leuchtung bis zu 86 Prozent der 
benötigten Energie einsparen. 
Die Lichtsteuerung leistet da-
mit einen Beitrag zur Kohlendi-
oxideinsparung und damit zum 
Klimaschutz. Mittlerweile ist die 
Technologie in zehn weiteren 

Kommunen der Region im Ein-
satz.

Die LEW Verteilnetz Gm-
bH sorgt als regionaler Verteil-
netzbetreiber für einen zuver-
lässigen und sicheren Betrieb 
des Stromnetzes und gewähr-
leistet einen diskriminierungs- 
freien Netzzugang. Das Netzge-
biet der LEW Verteilnetz GmbH 
umfasst Bayerisch-Schwaben so-
wie Teile Oberbayerns. Die LEW 
Verteilnetz GmbH ist eine Toch-
tergesellschaft der Lechwerke 
AG (LEW). 

Weitere Informationen unter 
www.lew-verteilnetz.de r

LEW und Forschungsstelle für Energiewirtschaft e. V.:

Forschungsprojekt 
ePlanB abgeschlossen

Gesteuertes Laden löst aktuelle Probleme der Elektromobilität – 
das hat das Forschungsprojekt ePlanB gezeigt, bei dem in den ver-
gangenen Jahren ein intelligentes Lademanagement für Elektro-
autos entwickelt und getestet wurde. Dabei ist es gelungen, den 
regional erzeugten Strom bestmöglich und direkt vor Ort zu nutzen 
und vielen Projektteilnehmern die Elektromobilität näher zu brin-
gen. Nun wurde das Projekt offiziell mit der Fertigstellung des End-
berichts abgeschlossen. Das Projekt wurde von der Forschungs-
stelle für Energiewirtschaft e.V. (FfE), der Lechwerke AG (LEW), der 
LEW Verteilnetz GmbH (LVN), der Stadt Buchloe und dem Land-
kreis Ostallgäu durchgeführt und vom Bayerischen Ministerium für 
Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie gefördert. 

Ziel des dreijährigen Projekts 
war es, Elektrofahrzeuge von 
Pendlern dann zu laden, wenn viel 
lokal erzeugter Solarstrom zur Ver-
fügung steht und/oder der Börsen-
preis für Strom sehr niedrig ist. Da-
für haben die Projektpartner meh-
rere Feldtestphasen durchgeführt, 
in denen die Elektroautos zunächst 
ungesteuert und anschließend ge-
steuert geladen wurden.

Durch das entwickelte intelligen-
te Lademanagement konnte in der 
Phase des gesteuerten Ladens der 
Anteil des regenerativ erzeugten 
Stroms um über 40 % gegenüber 
der ungesteuerten Referenzphase 
erhöht werden. Hierzu wurden die 
Elektrofahrzeuge nicht direkt nach 
dem Anstecken, sondern gezielt zu 
Zeiten mit hoher PV-Erzeugung ge-
laden. Dadurch konnten auch Leis-
tungsspitzen im Stromnetz, die 
durch das zeitgleiche Laden von 
Elektrofahrzeugen verursacht wer-
den, vermieden werden.

Die vier Feldtestphasen hatten je-
weils unterschiedliche Forschungs-
schwerpunkte. Zu Beginn wurden 
die Elektroautos ungesteuert ge-
laden, das heißt der Ladevorgang 
startete, sobald die Teilnehmer das 
Auto an die Ladesäule angeschlos-
sen hatten. Beim gesteuerten La-
den, das mit der zweiten Feldtest-
phase startete, gaben die Pendler 
über ein Online-Portal oder ein zen-
trales Eingabeterminal bei der An-
kunft am Parkplatz Daten zum La-
dezustand der Batterie und dem ge-
planten Abfahrtszeitpunkt ein. Die 
intelligente Ladesteuerung erstell-
te für jedes Fahrzeug einen Lade-
plan, sobald das Fahrzeug an die La-
desäule gesteckt wurde. Dieser er-
rechnete sich aus den Prognosen 
der PV-Erzeugung und den Einga-
ben des Pendlers zum Ladezustand 
und Abfahrtszeitpunkt.

Der Ladevorgang ließ sich somit 
in Zeiten verschieben, in denen hei-
mische Photovoltaik-Anlagen be-
sonders viel Strom erzeugten. Auf 
diese Weise konnte deutlich mehr 
regional erzeugter Strom für das La-
den genutzt werden: Während beim 
ungesteuerten Laden teilweise nur 
40 % des Ladestroms aus Photovol-
taik-Anlagen der Region stammten, 

waren es mit Lademanagementsys-
tem bis zu 69 %. Wären alle Fahr-
zeuge steuerbar, läge dieser An-
teil sogar bei über 80 %. Außerdem 
konnten die Lastspitzen, die beim 
ungesteuerten Laden in den Mor-
genstunden lagen, geglättet und im 
Mittel um 43 % reduziert werden.

Prof. Dr-Ing. Wolfgang Mauch 
erläuterte, dass insgesamt über 
die zweijährige Feldtestphase ca. 
62.000 Kilowattstunden regene-
rativer Strom geladen und so-
mit ca. 20.000 Liter Benzin ein-
gespart wurden, wodurch rund 
50 Tonnen CO2 vermieden wer-
den konnten.

Im Rahmen des Projekts wur-
den 14 Elektrofahrzeuge verschie-
dener Hersteller an insgesamt 56 
Teilnehmer verliehen. Diese pen-
delten für jeweils sechs Monate 
damit zum Park-and-Ride-Platz 
am Bahnhof in Buchloe. Pend-
ler stärker für das Thema Elek- 
tromobilität zu sensibilisieren 
– auch das war ein Ziel des Pro-
jekts ePlanB. Dafür wurden nach 
jeder Feldtestphase Befragungen 
durchgeführt.

„Die Ergebnisse zeigen: Al-
le Projektteilnehmer waren vom 
elektrischen Fahren begeistert und 
würden jederzeit wieder an einem 
ähnlichen Projekt teilnehmen. Für 
mehr als die Hälfte wäre ein Elek-
troauto dauerhaft eine denkbare 
Alternative zum eigenen Fahrzeug. 
Unsere Erwartungen wurden sogar 
noch übertroffen, denn zusätzlich 
zu den Testfahrern konnten mehr 
als 200 Personen aus dem Umfeld 
der Projektteilnehmer Erfahrungen 
mit dem leisen und emissionsfrei-
en Fahren sammeln. ePlanB wirkte 
also weit über den Kreis der unmit-
telbaren Teilnehmer hinaus“, sagt 
Norbert Schürmann, LEW-Vor-
standsmitglied. „Elektromobilität 
ist die Technologie, die die Ener-
giewende auf die Straße bringt und 
wir sind stolz, dass wir die Men-
schen dafür begeistern konnten.“

Die Fahrleistung pro Fahrzeug 
und Teilnehmer lag im Durchschnitt 
bei rund 14.500 Kilometern. Somit 
beträgt die Gesamtfahrleistung der 
Fahrzeuge seit Beginn des Feld-
tests rund 400.000 Kilometer. r
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Klimatag 2017 in Garmisch-Partenkirchen:

Der Klimawandel ist real
Ganz im Zeichen der Umweltbildung stand der diesjährige Klima-
tag des Landkreises Garmisch-Partenkirchen. Neben Mitgliedern 
des Kreistages nahm erstmals auch eine ganze Reihe von Rat- 
hauschefs an der Informationsveranstaltung teil. Auf freiwilliger 
Basis sollen die einzelnen Kommunen künftig Maßnahmen zum 
Klimaschutz selbstständig definieren und umsetzen. 

„Klimaschutz geht uns alle an“, 
betonte Landrat Anton Speer 
in seinem Grußwort, ehe er die 
Wanderausstellung Klima.Faktor.
Mensch des Landesamts für Um-
welt Bayern (LfU) eröffnete. Bis 
20. Dezember ist sie für Schul-
klassen ab der sechsten Jahr-
gangsstufe sowie für alle inte-
ressierten Bürger im Foyer des 
Landratsamtes zu besichtigen. 

Wirbelstürme, Hitzerekorde 
im Sommer, verheerende Fluten 
– weltweit ändert sich das Klima 
dramatisch. Welche Folgen jetzt 
schon in Bayern spürbar sind und 
wie die nahe Zukunft unserer 
Heimat aussehen könnte, erfährt 
der Besucher an vielen interak-
tiven Stationen. „Hierdurch soll 
das Bewusstsein gestärkt wer-
den, dass jeder  Verantwortung 
für die Zukunft tragen muss“, un-
terstrich der Landkreischef. 

Messbarer Nachweis

„Der Mensch gemachte Kli-
mawandel ist Realität“, unter-
strich Dr. Andreas Otto vom Bay-
erischen Landesamt für Umwelt. 
Die vergangenen drei Jahre sei-
en gemessen an den globalen 
Durchschnittstemperaturen die 
wärmsten seit Menschengeden-
ken gewesen. Auch in der Re- 
gion um Garmisch-Partenkir-
chen sei der Klimawandel mess-
bar und bereits vielerorts nach-
weisbar. Während die Tempera-
turen weltweit durchschnittlich 
um 0,07 Grad pro Jahr steigen, 
sei dieser Wert mit 0,3 Grad im 
Landkreis deutlich höher.

Gefahr regionaler Dürren 
und Überschwemmungen

Otto zufolge „rechnen wir stär-
ker mit regionalen Dürren, hefti-
geren regionalen Überschwem-
mungen und auch mit dem An-
stieg des Meeresspiegels, was 
für zahlreiche Regionen bereits 
Land unter bedeuten würde“. So-
ziale Spannungen, Hungersnöte 
und Flüchtlingsströme seien Fol-
gen auch des Klimawandels. Ein 
Ausweg besteht aus Ottos Sicht 
in der Reduktion der Treibhaus-
gasemissionen. 

Als gerade noch beherrsch- 
bar werde ein maximaler Anstieg 
der globalen Durchschnittstem-
peratur um 2 Grad angesehen. 
Konkret bedeute dies, dass im 
Jahr 2050 bei einer Weltbevölke-
rung von 10 Milliarden nur noch 
höchstens 1,5 Tonnen CO2 pro 

Kopf ausgestoßen werden dür-
fen.   

Auch für Martin Kainz, Forst-
direktor im Amt für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten in 
Weilheim, steht die Klimaam-
pel auf dunkelrot. Bei weitem 
reichen seiner Ansicht nach die 
derzeitigen Schutzmaßnahmen 
nicht aus, um den allgemeinen 
Trend umzukehren.

Flora und Fauna ändern sich

Auf den Wald habe der Klima-
wandel folgende Auswirkungen: 
Wegen der langen Lebenszeit der 
Bäume seien Wälder besonders 
anfällig und für eine natürliche 
Anpassung der Wälder laufe der 
Klimawandel viel zu schnell. Der 
einzelne Baum könne sich nicht 
anpassen. An das Klima nicht an-
gepasste Wälder seien gefähr-
det. Vegetationszonen würden 
sich verschieben und auch Flora 
und Fauna änderten sich.

Während in Bayern auf vielen 
Flächen der Anbau von Buche 
mit ihren Begleitern die Option 
für die Zukunft sein werde, „wird 
die Fläche, auf der sich die Fich-
te wohl fühlt, sich im Laufe des 
Klimawandels verkleinern“, pro-
gnostizierte Kainz. Die Mischung 
mit anderen Baumarten werde 
zunehmend wichtiger, um das Ri-
siko zu senken.

Gefahren für den Wald

Grundsätzlich nähmen die Ge-
fahren für den Wald eindeutig 
aufgrund von Trockenheit und 
Dürre, Schädlingsbefall, Sturm-
wurf, Hochwasser, Waldbrand 
und Schneebruch zu. Für Wald-
besitzer könne dies u. a. einen 
Holzpreisverfall von bis zu 30 Pro-
zent nach sich ziehen, bemerk-
te Kainz. Er plädierte deshalb für 
eine Abkehr von unnatürlichen 
(Fichten-) Reinbeständen hin zu 
standortgerechten und klimato-
leranten Mischwäldern, der Ri-
sikostreuung durch Verwendung 
mehrerer Baumarten, der Stär-
kung der Widerstandskraft durch 
frühzeitige Pflege und eine recht-
zeitige Verjüngung gerade im Ge-
birge.

Keine Glaubensfrage

„Der Klimawandel ist keine 
Glaubensfrage mehr, sondern ei-
ne nachweisbare Tatsache“, stell-
te auch Prof. Dr. Harald Kunst-
mann, stellvertretender Insti-

tutsleiter der Klimaforschungs-
station Campus Alpin des Karls- 
ruher Instituts für Technologie 
(KIT), fest. Zwar könne es auch im 
Werdenfelser Land immer wie-
der kalte Winter geben, aber ins-
gesamt sei der Trend eindeutig: 
„In der Jetztzeit sind die Durch-
schnitts–Sommer die Winter der 
Zukunft.“

Wie Kunstmann ausführte, bil-
det das aus dem Fraunhofer In-
stitut für Atmosphärische Um-
weltforschung hervorgegange-
ne Institut für Meteorologie und 
Klimaforschung IMK-IFU in Gar-
misch-Partenkirchen seit 2002 
eines von vier Departments des 
IMK am Campus Alpin. 

Atmosphäre und Klima

Im Programm „Atmosphäre 
und Klima“ werden die Rolle der 
Atmosphäre im dynamischen Kli-
masystem und deren zugrunde 
liegenden Prozesse untersucht. 
Das Programm trägt zum Ver-
ständnis der langfristigen Verän-
derung der Zusammensetzung 
der Atmosphäre und des damit 
verbundenen Klimawandels, der 
Verschlechterung der Luftquali-
tät, verursacht durch die zuneh-
menden anthropogenen Antrie-
be (Emissionen, Landnutzungs-
änderungen), die in Bio- und 
Atmosphäre auftretenden Klima-
rückkopplungen und den Wech-
selwirkungen im Zusammenhang 
mit den Veränderungen im Was-
serkreislauf bei.

Ambitioniertes Ziel

„Die Planungsregion Ober-
land mit den Landkreisen Bad 
Tölz-Wolfratshausen, Miesbach, 
Weilheim-Schongau und Gar-
misch-Partenkirchen haben sich 
zum Ziel gesetzt, bis 2035 unab-
hängig von fossilen Energieträ-
gern zu werden und damit eine 
Vorreiterrolle im Klima- und Res-
sourcenschutz einzunehmen. Da-
mit setzt auch die die Gemeinde 
Garmisch-Partenkirchen ein mu-
tiges und ehrgeiziges Ziel und 
spielt eine Vorreiterrolle“, hob 
Kunstmann hervor.

In den Südhang des Zugspitz-
gipfels hineingesprengt, 2.650 
Meter über dem Meer, befin-
det sich Deutschlands höchst  
gelegene Forschungseinrich-
tung, die „Umweltforschungssta- 
tion Schneefernerhaus (UFS)“, 
benannt nach dem nahegelege-
nen Gletscher. Neun Etagen hoch 
und mit zwei Stockwerken fest 
im Fels verankert, ist sie Höhen-
forschungsstation, Observatori-
um und Kommunikationseinrich-
tung zugleich, wie Dr. Inga Beck, 
Referentin für Öffentlichkeitsar-
beit und Kommunikation, dar-

legte. Daneben ist sie auch das 
weltweit einzige Ausbildungs-
zentrum für Atmosphärenfor-
scher aus Entwicklungsländern. 
Die Umweltforschungsstation 
Schneefernerhaus wird im Rah-
men des „Klimaprogramms Bay-
ern 2020“ vom Freistaat unter-
stützt. Zudem ist der Landkreis 
Garmisch-Partenkirchen Mitge-
sellschafter der UFS.

Einzigartige Plattform

Deutschlands höchst gelegene 
Forschungsstation auf der Zug-
spitze bildet eine weltweit ein-
zigartige Plattform für die kon-
tinuierliche Beobachtung physi-
kalischer und chemischer Eigen-
schaften der Atmosphäre sowie 
die Analyse wetter- und klima-
wirksamer Prozesse – Grund-
lagen für die Beschreibung von 
Zustand und künftiger Entwick-
lung des weltweiten Klimas. Die 
UFS wird unter Federführung des 
Bayerischen Staatsministeriums 
für Umwelt und Verbraucher-
schutz als „Virtuelles Institut“ ge-
führt, dem zehn renommierte 

Landrat Anton Speer (vorne rechts) begrüßte zahlreiche Besucher 
beim diesjährigen Klimatag im Garmischer Landratsamt.  r

deutsche Forschungseinrichtun-
gen angehören. 

Nach Becks Ausführungen 
sind die drei Zugspitz-Gletscher 
von 300 Hektar im 19. Jahrhun-
dert auf derzeit 39 Hektar zu-
sammengeschmolzen. Trete kei-
ne Änderung ein, werden sie bis 
zum Jahr 2030 wohl vollkom-

men verschwunden sein. Auch 
der Permafrost, eine gefrore-
ne Gesteinsschicht unter der  
Erdoberfläche, die die verschie-
denen Bodenschichten wie Kitt 
zusammenhält, werde in abseh-
barer Zeit auftauen und die Ge-
fahr von Felsabgängen drastisch 
erhöhen.  DK

Fachgespräch in Iphofen:

Wie Kommunen 
die Energiewende meistern

Tagung der Regierungen von Unter- und Mittelfranken sowie C.A.R.M.E.N. e.V.  

Strom und Wärmeenergie aus 
erneuerbaren Energieformen er-
richtet und wie bereits bestehen-
de Anlagen effizienter genutzt 
werden können. „Ich denke hier-
bei gerade an die Bereitstellung 
von Wärmeenergie“, betonte der 
Regierungspräsident. 

Nachdem Keywan Pour-Sar-
tip und Wolfram Schöberl, bei-
de C.A.R.M.E.N. e.V., die zahlrei-
chen Angebote des Netzwerkes, 
u. a. die kostenlose Open-Sour-
ce-Software SOPHENA, die der 
technischen und ökonomischen 
Planung von Wärmeversorgungs-
projekten dient, präsentiert hat-
ten, klärte Erich Maurer (Ener-
gieagentur Nordbayern) darü-
ber auf, wie Kommunen durch 
die Erstellung von Energienut-
zungsplänen und ein effizientes 
Energiemanagement profitieren 
können. 

Energiekosten als  
wesentliche Größe

Als Eigentümer meist zahlrei-
cher Liegenschaften und als Trä-
ger von Infrastruktureinrichtun-
gen seien die Energiekosten für 
jede Kommune eine wesentli-
che Größe im Haushalt. Da Maß-
nahmen zur Steigerung der Ener-
gieeffizienz meist hohe Investi-
tionen voraussetzen, ist es aus 
Maurers Sicht sinnvoll, sich einen 
detaillierten Überblick über die 
einzelnen Bestandteile des Ener-
gieverbrauchs und das jeweilige 
Einsparpotential zu verschaffen. 
Karlheinz Paulus von der Ener-
gieagentur Unterfranken warte-
te seinerseits mit interessanten 
Hinweisen zu großzügigen finan-
ziellen Förderungen für kommu-
nale Energieeffizienznetzwerke 
durch den Bund auf.

Praxisbericht

In seinem Praxisbericht stell-
te Andreas Brandmann (Markt 
Feucht) die Ausgestaltung und den 
Nutzen eines kommunalen Ener-
gieeffizienznetzwerkes am Bei-
spiel seiner Marktgemeinde vor. 
Wege und Möglichkeiten der so-
laren Klärschlammtrocknung zeig-
te Dieter Möhring, Bürgermeister 
der Gemeinde Aidhausen, auf. 

Die Entsorgung von Klär-
schlamm wird wegen des Depo-
nierungsverbots und den Ein-
schränkungen bei der landwirt-
schaftlichen Nutzung zunehmend 
durch die Verbrennung erfolgen. 
Vor diesem Hintergrund wird die 
Klärschlammtrocknung an Be-

deutung gewinnen. In Aidhausen 
wurde eine Anlage für die sola-
re Klärschlammtrocknung entwi-
ckelt, die speziell für den Einsatz 
bei kleinen Anlagen geeignet ist. 
Eine Versuchsanlage wurde er-
richtet und das Verfahren soll 
noch weiter optimiert werden.

Siegfried Scholtka, Bürger-
meister der Gemeinde Mömlin- 
gen und Vorstand der Bürger- 
energiegenossenschaft, informier-
te wiederum darüber, wie das 
dortige Wasserwerk solar nach-
gerüstet und zukunftsfähig ge-
macht wurde. 

Gemeinde Mömlingen

Am bestehenden Wasser-
werk wurde eine 80 kWp Frei-
feld-Photovoltaikanlage errich-
tet. Die Idee war, die Steuerung 
des Stromverbrauches von der 
Produktion der PV-Anlage ab-
hängig zu machen. Der Hochbe-
hälter des Wasserwerks dient 
hierbei als Energiespeicher. Die 
hierfür notwendige Steuerung 
wurde im ehrenamtlichen Ein-
satz entwickelt und von Pro-
grammierern umgesetzt. Vie-
le zu berücksichtigende Variab-
len machten das Projekt zu einer 
großen Herausforderung. Da-
neben mussten aber auch vie-
le Hürden bei der Genehmigung 
genommen werden, so war zum 
Beispiel eine spezielle arten-
schutzrechtliche Prüfung not-
wendig. Die  Vorhaben in Aid-
hausen und Mömlingen wurden 
2016 mit dem Bürgerenergie-
preis Unterfranken der Bayern-
werk AG ausgezeichnet.

Gemeinde Neusitz

Zu den Themen Energienut-
zungsplan, kommunales Ener-
giemanagement und Umrüs-
tung der Straßenbeleuchtung 
gab Heinrich Süß, Bürgermeis-
ter des Marktes Weisendorf, ei-
nen detaillierten Überblick. Süß 
verwies auf den großen Nutzen 
und das Einsparpotenzial durch 
minimal-investive Maßnahmen 
und angepasstes Nutzerverhal-
ten. Rudolf Glas, Bürgermeister 
der Gemeinde Neusitz, berichte-
te schließlich über die Implemen-
tierung eines Energiekonzeptes 
und dessen Umsetzung in der 
Gemeinde Neusitz. Bei der Um-
setzung des Solarparks nahm der 
Energiestammtisch mit 26 Fach-
leuten unterschiedlichster Diszi-
plinen eine besonders wichtige 
Rolle ein. DK

Um die Aktivitäten zur Umset-
zung der Energiewende auf der 
Gemeindeebene planen, koor-
dinieren und schließlich umset-
zen zu können, stehen ausrei-
chend planerische Instrumente 
zur Verfügung, die inzwischen 
auch auf einem breiten Er-
fahrungsschatz beruhen. Dies 
wurde den knapp 100 inter-
essierten Bürgermeistern und 
Kommunalvertretern aus Un-
ter- und Mittelfranken auf ei-
ner von den Bezirksregierungen 
und C.A.R.M.E.N. e.V. organi-
sierten Informationsveranstal-
tung in Iphofen mittels Fachvor-
trägen und Berichten aus der 
kommunalen Praxis aufgezeigt.

Schlüsselrolle der Kommunen 

„Den Kommunen kommt ei-
ne Schlüsselrolle bei der Umset-
zung der Energiewende zu“, hob 
Unterfrankens Regierungspräsi-
dent Dr. Paul Beinhofer nach ei-
nem Grußwort des ersten Bür-
germeisters der Stadt Iphofen, 
Josef Mend, hervor. Bei den vie-
len Facetten, die das Themenfeld 
„Energiewende“ aufweist, stel-
le die Forderung nach einer spar-
samen und einer effizienten Nut-
zung der Energie einen wesent-
lichen Baustein dar. Durch den 
Einsatz neuer Technologien sol-
le eine gleiche Wirkung mit ei-
nem geringeren Energieeinsatz 
erreicht werden. 

Erfahrungsaustausch

Die Anwendungsbereiche sei-
en hier überaus vielschichtig und 
beträfen beispielsweise den Ver-
brauch von Wärmeenergie und 
elektrischem Strom, aber auch 
den Antrieb von Fahrzeugen. 
Über ein kommunales Energie-
management sei es möglich, die 
Energieverbrauchsstellen syste-
matisch zu erfassen und so ein 
vollständiges Bild über den Ener-
gieverbrauch zu erhalten. Dies 
sollte der Ausgangspunkt für al-
le Maßnahmen zur Einsparung 
von Energie sein. Hierbei biete es 
sich an, im Austausch mit ande-
ren Kommunen von deren Erfah-
rungen zu profitieren. Ein struk-
turierter Rahmen hierfür könne 
über sog. Kommunale Energieef-
fizienz-Netzwerke bereitgestellt 
werden. 

Beinhofer zufolge wird die Ak-
zeptanz des gesamtgesellschaft-
lichen Projekts „Energiewende“ 
auch davon abhängen, ob wei-
tere Anlagen zur Herstellung von 
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Damit auch Bayerns Regionen Fahrt aufnehmen
können, braucht es eine flächendeckende Lade -
infrastruktur. Für Kommunen sind wir der fachkun-
dige Partner: von der Ladesäule über die Wartung
bis zur Abrechnung. Sprechen Sie uns bitte an.

www.bayernwerk.de/elektromobilitaet

Wir machen 
Bayern …

-mobil
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LfA-Darlehen:

 Für Förderung von Energieeffizienz 
und erneuerbaren Energien

Zinsverbilligte Darlehen in Höhe von rund 537 Millionen Euro für 
mittelständische Unternehmen und Kommunen können Bayerns 
Wirtschaftsministerin Ilse Aigner und Finanzminister Dr. Markus 
Söder mittelständischen Unternehmen und Kommunen jetzt zur 
Verfügung stellen. Den Schwerpunkt bildet dabei die Förderung 
von Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz und zum 
Einsatz erneuerbarer Energien. „Mit der LfA Förderbank Bayern 
bieten wir ein maßgeschneidertes Darlehensangebot für wichtige 
Zukunftsinvestitionen, vor allem mit Blick auf die Energiewende“, 
stellten Aigner und Söder fest.

Die notwendigen Mittel für die 
zinsverbilligten Darlehen werden 
aus der Gewinnabführung der 
LfA Förderbank Bayern bereitge-
stellt. Die Darlehen werden ins-
besondere in folgenden Berei-
chen eingesetzt:

- 90 Millionen Euro sind vor-
gesehen für den „Energiekredit“ 
und „Energiekredit Plus“. Geför-
dert werden Maßnahmen von 
Klein- und Mittelbetrieben, die 
mit einer deutlichen Steigerung 
der Energieeffizienz verbunden 
sind, und zur Nutzung erneuer-
barer Energien.

- 270 Millionen Euro sind für 
den neuen „Energiekredit Ge-
bäude“ eingeplant. Hier wer-
den Investitionen in die energe-
tische Sanierung, die Errichtung 
oder der Ersterwerb energieeffi-
zienter gewerblich genutzter Ge-
bäude sowie Einzelmaßnahmen 
an der Gebäudehülle und an der 
technischen Gebäudeausrüstung 
zur Verbesserung der Energieef-
fizienz gefördert. Bei diesem Pro-
gramm werden erstmals auch 
Tilgungszuschüsse gewährt.

- 40 Millionen Euro für Öko-
kredite, mit denen Investitionen 
gewerblicher Unternehmen für 
die Abwasserreinigung, Luftrein-
haltung, Lärmschutz, Abfallwirt-

schaft, Ressourceneffizienz so-
wie Boden- und Grundwasser-
schutz unterstützt werden. 

- 8 Millionen Euro stehen für 
den „Infrakredit Energie“ zur 
Verfügung.  Damit werden In-
vestitionen von Kommunen in 
die kommunale Infrastruktur zur 
Energieeinsparung und Umstel-
lung auf erneuerbare Energieträ-
ger unterstützt.

- 30 Millionen Euro für den 
Technokredit zur Unterstützung 
von Vorhaben, die den Einsatz 
neuer Technologien in Produk-
ten und Produktionsverfahren 
ermöglichen.

- 20 Millionen Euro, um Unter-
nehmen bei Konsolidierungsvor-
haben zu unterstützen. 

- 39 Millionen Euro sind für das 
Darlehensprogramm für Kom-
munen zur Förderung des Aus-
baus der Breitbandinfrastruktur 
vorgesehen. Dieses wird zur Er-
gänzung des staatlichen Zuschus-
sprogramms angeboten.

- 40 Millionen Euro werden zur 
Verstärkung der regionalen För-
derprogramme für die gewerbli-
che Wirtschaft bereitgestellt. Da-
bei werden insbesondere Inves-
titionen gefördert, die Arbeits-
plätze vorwiegend im ländlichen 
Raum sichern und schaffen. r

Eine Branche im steten Wandel 
Größte reine Biogasfachmesse der Welt vom 12.-14.12. in Nürnberg

Freising. „Das Einzige, was in der Biogasbranche konstant ist, ist 
der Wandel.“ Mit diesen Worten beschreibt der Hautgeschäfts-
führer des Fachverbandes Biogas, Dr. Claudius da Costa Gomez, 
die Situation seiner Branche einen Monat vor der 27. Jahresta-
gung – die mittlerweile BIOGAS Convention & Trade Fair heißt. 

Rund 225 Aussteller wer-
den vom 12. bis 14. November 
in Nürnberg ihre neuesten Pro-
dukte und Dienstleistungen vor-
stellen. Damit ist die Ausstel-
lung nach wie vor die größte rei-
ne Biogasfachmesse der Welt. 
Zum zweiten Mal kooperiert der 
Fachverband Biogas bei der Pla-
nung und Durchführung mit der 
DLG. Und zum ersten Mal findet 
die BIOGAS Convention & Trade 
Fair in diesem Format in Nürn-
berg statt. 

Wechsel zwischen  
Hannover und Nürnberg

„Damit sind wir nun im Zy-
klus“, erklärt da Costa Gomez 
mit Blick auf den zweijähri-
gen Wechsel zwischen Hanno-
ver, wo die BIOGAS Convention 
in geraden Jahren im Rahmen  
der EnergyDezentral stattfindet, 
und Nürnberg, wo in ungeraden 
Jahren eine eigenständige, al-
lein auf Biogas konzentrierte 
Jahrestagung und Fachmesse, 
die BIOGAS Convention & Tra-
de Fair, für die Branche organi-
siert wird. „Mit der Kooperation 
zwischen DLG und Fachverband 
Biogas ist uns die Konzentration 
der Biogas Messen auf je eine 
Veranstaltung im Jahr gelungen. 
Dies führt aber auch dazu, dass 
das Thema Biogas anders als in 
den letzten 15 Jahren auf der 
am Sonntag in Hannover begin-
nenden Agritechnica nicht mehr 
stattfindet“, macht da Costa Go-
mez deutlich. 

Die angebotenen Produkte 
der Firmen haben sich in den 
vergangenen Jahren geändert. 

Waren in den Boomjahren vor 
2014 vor allem Komplettanla-
gen-Hersteller auf dem Messe-
gelände zu finden, hat sich die 
Angebotspalette in diesem Jahr 
verschoben auf Anbieter von 
Komponenten, auf BHKW-Her-
steller, Rührtechnik und Gas- 
aufbereitung. 

Der Fokus liegt dabei dar-
auf, die bestehenden Anlagen 
zu optimieren, deren Effizienz 
zu steigern und über innova-
tive Dienstleistungen die Kos-
ten-Nutzen-Bilanz zu optimie-
ren. Die Komplettanlagenbau-
er konzentrieren sich aktuell auf 
Güllekleinanlagen, die aktuell 
gefragt sind. 

Qualitätsmerkmal 
„Made in Germany“

„Immerhin wird wieder in-
vestiert“, freut sich der Haupt-
geschäftsführer. Nach dem EEG 
2014 sah es kurzfristig so aus, 
als würde es mit der Branche gar 
nicht weiter gehen. Allein der 
Auslandsmarkt hat viele deut-
sche Biogasfirmen am Leben ge-
halten. Deutsches Know-How 
und der über die Jahre aufge-
baute Technologievorsprung war 
und ist ein wichtiges Pfund, mit 
dem die Hersteller punkten kön-
nen. „Made in Germany“ ist in 
der internationalen Biogasbran-
che ein großes Qualitätsmerkmal 
und zieht zahllose Interessenten 
aus dem europäischen und au-
ßereuropäischen Ausland nach 
Deutschland – auch zur BIOGAS 
Convention & Trade Fair. 

Für die Akteure gestaltet sich 
der Markt mittlerweile kom-

plett anders als in den 2000er 
Jahren. „Den Markt, wie wir ihn 
bislang kannten, gibt es nicht 
mehr“, erklärt da Costa Gomez. 
Allein über die Stromerzeugung 
und Vergütung durch das EEG 
kann sich eine Biogasanlage in 
Zukunft nicht mehr rechnen. 
Der Stromverkauf wird nur noch 
die Basis sein. Zusätzliche Erlö-
se müssen sich durch bedarfs-
gerechte Strombereitstellung 
ergeben. Auch wird der Dünge-
wert der Gärprodukte wieder 
anders bewertet. 

Handlungsbedarf

Auch über den zusätzlichen 
Erlös aus dem Wärmeverkauf 
bzw. über die Gasaufbereitung 
und den Einstieg in den Kraft-
stoffmarkt werden Biogasanla-
gen langfristig existieren kön-
nen. „Im Wärmebereich und im 
Verkehrssektor muss der Klima-
schutz schnellstmöglich Einzug 
halten!“ fordert da Costa Go-
mez. Hier bestehe dringender 
Handlungsbedarf. 

Mit dem Gasnetz stehe schon 
heute ein riesiger Speicher zur 
Verfügung, in dem zu Biomet-
han aufbereitetes Biogas über 
Monate gespeichert und ja nach 
Bedarf als Strom, Wärme oder 
Kraftstoff genutzt werden kön-
ne. „Wir sehen auch Perspek-
tiven durch die Dienstleistung, 
die wir mit dem Anbau alterna-
tiver Energiepflanzen zur Diver-
sifizierung der Landwirtschaft 
beitragen können“, ergänzt der 
Geschäftsführer. 

Biogas 4.0

Über die aktuelle Situation 
und die Zukunftsperspektiven 
der Branche werden sich die 
Besucher der BIOGAS Conven-
tion & Trade Fair in Nürnberg 

intensiv austauschen. Im gro-
ßen Plenum am Mittwoch vor-
mittag geht es ganz aktuell um 
„Biogas 4.0 – Im Spannungsfeld 
zwischen Energie- und Klimapo-
litik“. Ergänzend zu den Vor-
trägen im Plenum und den Pa-
nels finden wieder zahlreiche 
Workshops statt, die den Teil-
nehmern einen intensiven Aus-
tausch ermöglichen. 

Vorträge und Workshops

Um dem großen internatio-
nalen Interesse nachzukommen 
werden viele Vorträge simultan 
ins Englische übersetzt und ver-
schiedene Workshops auf Eng-
lisch angeboten; außerdem gibt 
es Angebote für Länderdele-
gationen. Am Mittwoch, den 
13.12. findet die traditionelle 
Abendveranstaltung statt, die 
in diesem Jahr den Ausklang der 
25-Jahrfeier des Fachverbandes 
Biogas darstellt. 

Kurze Wege 

Mit dem neuen Konzept im 
Wechsel zwischen Hannover 
und Nürnberg bietet sich den 
Tagungsteilnehmern in Nürn-
berg ein eher familiärerer Cha-
rakter – fast wie bei der ersten 
Nürnberger Tagung vor zwölf 
Jahren. Die Messe widmet sich 
konzentriert dem Thema Bio-
gas, die Wege sind kurz und 
übersichtlich. Es bleibt viel Zeit, 
sich auszutauschen, neue Ideen 
zu entwickeln und bestehende 
zu diskutieren. 

„Biogas hat wieder eine Zu-
kunft“, ist sich der Hauptge-
schäftsführer sicher. „Sowohl in 
Deutschland als auch und ganz 
besonders in der Welt. Wir bie-
ten die passenden Lösungen für 
viele Probleme – und dies wird 
immer häufiger erkannt.“ r

Aktuelle Untersuchung:

„Stadtwerke - fit für die Zukunft?“
Der Energiesektor befindet sich im Umbruch, die konven- 
tionelle Energieerzeugung steht schwer unter Druck. Gleichzei-
tig führen ein stärkerer Wettbewerb und steigende Verbrauchs- 
preise zu einer höheren Wechselbereitschaft der Kunden. Das 
bedeutet: In den traditionellen, großvolumigen Geschäftsfel-
dern brechen die Umsätze ein. 

Wie passen Stadtwerke ihre 
Geschäftsstrategien an das ver-
änderte Marktumfeld an? Haben 
sie den finanziellen Spielraum 
für notwendige Investitionen? 
Und: Welche Rolle spielt bei all 
dem der Konzern Kommune? 
Antworten auf diese und weite-
re Fragen gibt die von „Der Neue 
Kämmerer“ in Kooperation mit 
der Universität Leipzig durchge-
führte Studie „Stadtwerke – fit 
für die Zukunft?“. 67 Stadtwerke 
beteiligten sich an der Untersu-
chung, wobei sich die Mehrheit 
in kommunalem Mehrheitsbe-
sitz befindet. 

Laut Studie sehen die Ge-
schäftsführer und Vorstände 
von Stadtwerken ihre Unter-
nehmen vor großen Herausfor-
derungen: In den aktuell wich-
tigsten Bereichen Vertrieb von 
Strom und Gas sowie Netze für 
Strom und Gas erwarten die Un-
ternehmenslenker in den kom-
menden fünf Jahren sinkende 
Ergebnisbeiträge. 

So gaben rund 70 Prozent der 
Befragten an, dass die Berei-
che Netz Strom, Vertrieb Gas 
und Vertrieb Strom in fünf Jah-
ren weniger zum Ergebnis bei-
tragen werden. Auch für den Be-
reich Netz Gas erwarten viele 
Umfrageteilnehmer (65 Prozent) 
sinkende Ergebnisbeiträge. Dif-
ferenziert nach Unternehmens-
größe zeigt sich, dass Geschäfts-
führer von Stadtwerken mit über 
500 Mitarbeitern bzgl. der Be-
reiche Vertrieb Strom und Ver-

trieb Gas etwas weniger pessi-
mistischer sind als ihre Kollegen 
in kleineren Unternehmen. 

Den Einbrüchen in den tradi-
tionellen Bereichen begegnen 
die Stadtwerke mit dem Einstieg 
in neue Geschäftsfelder. Hoff-
nungsträger sind dabei insbe- 
sondere Energiedienstleistun-
gen, Telekommunikation, Erzeu-
gung aus erneuerbaren Energien 
sowie Speichertechnologien. Al-
lerding sind die neuen Geschäfts-
felder zu kleinteilig, um Verlus-
te im großvolumigen Altgeschäft 
auszugleichen. 

Risiko und Chance 

Weiteres Ergebnis: Die Ener-
giewende wird von den Stadt-
werken sowohl als Risiko als 
auch als Chance wahrgenom-
men. Die Risiken sehen die Be-
fragten darin, dass die Energie-
wende im Bereich der konven-
tionellen Erzeugung zu Ergeb- 
niseinbrüchen führt. Auch wür-
den die von der Energiewen-
de verursachten Preiserhöhun-
gen die Wechselbereitschaft der 
Kunden verstärken. 

Wer die Energiewende als 
Chance betrachtet, argumentiert 
in erster Linie darüber, dass sich 
neue Geschäftsfelder eröffneten 
und grüner Strom eine Möglich-
keit biete, sich von Billigstroman-
bietern abzusetzen. Auch zwin-
ge die Energiewende die Stadt-
werke, kreativ über ihre Zukunft 
nachzudenken.

Um neue Geschäftsfelder zu 
erschließen, müssen Stadtwer-
ke investieren. Wie die Umfra-
ge zeigt, verfügen die meisten 
Stadtwerke hierfür über die not-
wendigen finanziellen Mittel. So 
geben 78 Prozent der Umfrage-
teilnehmer an, dass ihr finanzi-
eller Spielraum für die nächsten 
fünf Jahre nicht durch Ersatzin-
vestitionen ausgeschöpft ist.

Im Konzern Kommune sind die 
Stadtwerke traditionell die Cash-
cows. Die Umfrage zeigt jedoch, 
dass viele Kommunen als Eigen-
tümer durchaus bereit sind, ih-
re Stadtwerke mittels Ausschüt-
tungsverzicht oder Eigenkapital-
zufuhr durch die aktuell schwieri-
gen Zeiten zu bringen. Allerdings 
scheinen Kommunen dies eher 
nach kommunaler Kassenlage als 
auf Basis der Finanzsituation ih-
res Stadtwerks zu entscheiden.

Die meisten Stadtwerke kön-
nen sich nach wie vor unkompli-
ziert über bilaterale Bankkredi-
te finanzieren. Alternative Instru-
mente wie Fördermittelkredite, 
Schuldscheine oder Projektfinan-
zierungen spielen eine deutlich 
untergeordnete Rolle, wobei sie 
zukünftig etwas an Bedeutung 
gewinnen könnten. 

Eine Analyse der größeren Stadt-
werke zeigt, dass der kommunale 
Einfluss hier besonders groß ist: In 
gut drei Vierteln der fast 100 größ-
ten Stadtwerke halten die Kommu-
nen die Mehrheit der Anteile, gut 
30 Prozent befinden sich vollstän-
dig in kommunaler Hand. Dabei sind 
die großen Stadtwerke überdurch-
schnittlich stark in der konventio-
nellen Energieerzeugung tätig. Dies 
zeigt: Die Energiewende setzt vor 
allem große Stadtwerke unter 
Druck. DK
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DStGB-Positionen zu Klimaschutz und Energieeffizienz:

Innovative Konzepte stärken
Die Stärkung des Klimaschutzes, der erneuerbaren Energien und 
der Energieeffizienz ist auch für die Kommunen eine zentrale 
Herausforderung. Das Ziel des Klimaschutzplanes, im Jahr 2050 
CO2-neutral zu leben, sei zwar ehrgeizig, „wird aber von den Städ-
ten und Gemeinden unterstützt und ohne die Kommunen und ih-
re Bürgerschaft nicht realisierbar sein“, heißt es in einem State- 
ment des Deutschen Städte- und Gemeindebunds zu Klimaschutz 
und Energieeffizienz.

Ein Schwerpunkt zur Verbes-
serung von Energieeffizienz und - 
einsparung liegt laut DStGB im Ge-
bäudebereich, auf den etwa 40 % 
des Energieverbrauchs in Deutsch-
land fallen. Die Kommunen sei-
en insoweit mit ihren ca. 186.000 
Gebäuden (Schulen, Kindergärten, 
Verwaltungen etc.) und über ihre 
Wohnungsgesellschaften mit ih-
ren ca. 2,5 Millionen Wohnungen 
wesentliche Akteure. 

Gebäudesanierung

Deutschlandweit gäben Kom-
munen ca. 6 Milliarden Euro pro 
Jahr für Energie aus. Ein Großteil 
der Kosten davon entfalle auf die 
Gebäude. Zielgerichtete Investi-
tionsprogramme von Bund, Län-
dern und Kommunen in die ener-
getische Gebäudesanierung sei-
en auch angesichts des oft in 
schlechtem Zustand befindlichen 
Gebäudebestands künftig nö-
tig. Hinzu komme, dass die Städ-
te und Gemeinden den unmittel-
barsten Kontakt zu den privaten 
Gebäudeeigentümern haben. 
Gerade durch individuelle Bera-
tungen der Kommunen (Energie-
berater etc.) gegenüber Bürge-
rinnen und Bürgern bei der ener-
getischen Gebäudesanierung lie-
ßen sich große Einsparpotenziale 
generieren. Dazu gehöre nicht 
nur die Sanierung der Gebäude 

von außen, sondern beispiels-
weise auch die Modernisierung 
der Innenbeleuchtung, bei der 
durch den Einsatz von LED er-
hebliche Einsparpotentiale reali-
siert werden können.

Bei der energetischen Gebäu-
desanierung darf es aus Sicht des 
DStGB keine „Einbahnstraße Fas-
sadendämmung“ geben. Nach 
Einschätzung von Experten wur-
de in der überwiegenden Zahl 
der Sanierungen der Dämmstoff 
Styropor verwendet. Dieser ist 
aus Umwelt- und Entsorgungs-
sicht problematisch. Neben ge-
sundheits- und ökologischen Ge-
fahren (Giftstoffe, Brennbarkeit, 
Problem der Entsorgung auf-
grund von HBCD) und einer ins-
gesamt negativen Umweltbilanz 
drohe in den Innenstädten und 
Ortskernen der dauerhafte Ver-
lust der Baukultur durch „mono-
ton eingepackte Gebäude“.

Besser als über einen übertrie-
benen „Dämmwahn“ lasse sich 
die Energieeffizienz oft über in-
novativ-technische Konzepte wie 
der Kraft-Wärme-Kopplung, der 
Modernisierung veralteter Hei-
zungen sowie auch den Einsatz 
stromsparender Geräte (smart 
meter), die den Stromverbrauch 
intelligent steuern, erreichen.

Der Bereich der „Wärme“ weise 
- weit vor dem Strom - die größten 
Einsparpotenziale auf. Hier könn-

ten durch gebäudeindividuelle Sa-
nierungsfahrpläne und alternati-
ve Angebote wie wärmedämmen-
de Ziegeln oder nachwachsen-
de Dämmstoffe, aber auch durch 
Nutzung der Solarthermie erhebli-
che Einsparungen erzielt werden. 
Jedenfalls lägen in einer „Wärme-
wende“ sowohl für private Eigen-
tümer wie auch für Kommunen 
erhebliche Potenziale.

Individuelle Beratung

Niedrigschwellige und kosten-
günstige Energieberatungen und 
eine „aufsuchende sowie akti-
vierende Beratung“ der Kommu-
nen und ihrer Stadtwerke müs-
sen nach Auffassung des Deut-
schen Städte- und Gemeinde-
bunds noch stärker durch Bund 
und Länder gefördert werden. 
Gerade das hohe energetische 
Sanierungspotenzial, insbeson-
dere bei Bestandsgebäuden der 
1960er, 1970er und 1980er Jah-
re, müsse gehoben werden. Mit-
tels individueller Beratung und 
Förderung könne es gelingen, so-
wohl die junge Familie, die gera-
de ein Haus gekauft hat, als auch 
ältere Wohnungseigentümer, für 
die sich nur eine zielgerichtete Sa-
nierung amortisiert, zu unterstüt-
zen. „Nur wenn es gelingt, die ak-
tuelle Quote bei der energeti-
schen Gebäudesanierung von 0,9 
bis 1,3 Prozent pro Jahr maßgeb-
lich zu steigern, können wir unsere 
Klimaschutzziele erreichen.“

„Die Aufstockung des CO2-Ge-
bäudesanierungsprogramms auf 
2 Milliarden Euro jährlich durch 
die Bundesregierung war erfor-
derlich“, heißt es weiter. Dieser 
Schritt gehe angesichts des Sa-

nierungsbedarfs, insbesonde-
re bei der Masse der Bestands-
gebäude, aber nicht weit genug. 
Nötig sei nach Expertenmeinung 
eine Förderung von mindestens 
5 Milliarden Euro jährlich. 

Durch ein - aufgestocktes - Pro-
gramm bestehe die Chance, ins-
besondere die über 80 Prozent 
der im Privateigentum stehen-
den Wohnungen und damit auch 
die Wohnungen der Kleinvermie-
ter vermehrt energetisch zu sa-
nieren. Auch das CO2-Gebäu-
desanierungsprogramm müsse 
zudem langfristig über das Jahr 
2018 hinaus verstetigt werden. 
Wichtig sei, „dass den Program-
men und Zielsetzungen nun auch 
zügig Taten folgen“.

Dies setze voraus, die Förder-
regeln und auch die gesetzlichen 
Grundlagen flexibler zu gestalten 
und etwa in Form eines Gebäude-
energiegesetzes zu vereinheitli-
chen. Die Fördervoraussetzungen 
müssten zum tatsächlichen Ge-
bäudezustand und den finanziel-
len Möglichkeiten der Eigentümer 
passen. Dazu bedürfe es auch der 
verstärkten Unterstützung von 
Teilsanierungen. Es müssten Kon-
zepte entwickelt werden, die den 
Eigentümern technisch und wirt-
schaftlich optimale Lösungen auf-
zeigen und ihre individuelle Situa-
tion, d.h. insbesondere die finanzi-
elle Leistungsfähigkeit und das im 
Gebäude konkret Machbare be-
rücksichtigen. „Dies beinhaltet, 
die Amortisation, Wirtschaftlich-
keit und Sozialverträglichkeit der 
Maßnahmen stärker in den Blick 
zu nehmen.“ 

Investitionen fördern

Energiestandards, etwa im Be-
reich der Energieeinsparverord-
nung, dürften nicht zu hoch an-
gesetzt werden. Insbesonde-
re bei Neubauten sei - auch um 
weitere Kostensteigerungen zu 
verhindern - schon angesichts 
der bestehenden hohen Ener-
giestandards in Deutschland eine 
„Atempause“ nötig. Ziel müsse 
es sein, Investitionen zu fördern 
und nicht zu behindern.

Ökonomische Anreize sollten 
auch verstärkt durch Finanzie-
rungsinstrumente wie Contrac-
ting-Modelle geschaffen werden. 
Eine Steigerung der Energieeffi-
zienz lasse sich am besten durch 
Gesamtkonzepte mit integrier-
tem Ansatz verwirklichen. Die 
kommunale Bauleitplanung und 
die Stadtentwicklung bildeten 
mit ihrem integrierten Ansatz die 
besten Grundlagen, Energieeffi-
zienz auf Quartiersebene umzu-
setzen. Gerade auf einer gebiets-
bezogenen Ebene ließen sich Ein-
spar- und Effizienzmaßnahmen 
über Synergieeffekte erzielen. Zu 
nennen seien etwa energetische 
Energieerzeugungs- und Versor-
gungslösungen über Kraft-Wär-
me-Kopplungen (KWK).

Grundlagen des Klimaschutzes

Mehr Klimaschutz auf der ei-
nen Seite sowie eine zielgerich-
tete Stadtentwicklung, Bauleit-
planung und Verkehrsentwick-
lung hin zu einem nachhaltigen 
Verkehrsmix auf der anderen 
Seite sind laut DStGB untrenn-
bar miteinander verbunden. Eine 
flächensparende Siedlungsent-
wicklung, die dem Ziel der kom-
pakten Stadt gerecht wird so-
wie eine energiesparende Mo-
bilitätsstrategie, etwa durch die 
Stärkung des klimaschonenden 
Fahrradverkehrs und von e-bikes 
sowie durch einen umweltscho-
nenden ÖPNV, seien maßgebli-
che Grundlagen eines effizienten 
Klimaschutzes. 

Der Bund bleibe aufgefordert, 
die Städte und Gemeinden und 
ihre Stadtwerke als maßgebliche 
Akteure zur Steigerung der Ener-
gieeffizienz (Planer, Erzeuger von 
Energie, Verbraucher sowie ört-
licher Berater von Bürgerschaft 
und Wirtschaft) in den verschie-
denen Förderprogrammen dau-
erhaft und auf hohem Niveau zu 
unterstützen. DK

Ausgezeichnete  
„Geistesblitze“

Für ihre außergewöhnlichen Forschungsarbeiten haben  
sechs ostbayerische Nachwuchs-Wissenschaftler den  

Kulturpreis Bayern 2017 erhalten

Regensburg/Veitshöchheim (obx). Wie lässt sich erklären, dass zwei 
Menschen ein- und denselben Text ganz unterschiedlich verstehen? 
Wie können Sprachbilder aus dem Sport Managern helfen, ihre 
Mitarbeiter zu motivieren? Wie lassen sich historische Bronzen per 
3D-Scanner digital archivieren? Und wie lassen sich Anwendungen 
auf dem Smartphone sicherer machen und gegen schädliche digi-
tale „Eindringlinge“ schützen? Mit Antworten auf Fragen wie diese 
haben sechs ostbayerische Nachwuchs-Wissenschaftler den Kultur-
preis Bayern 2017 gewonnen, den das Bayerische Kultusministeri-
um und die Bayernwerk AG, größter regionaler Stromnetzbetreiber 
im Freistaat, jetzt zum 13. Mal verliehen haben. 

Wissenschafts-Staatssekretär 
Bernd Sibler und Bayernwerk-Vor-
standschef Reimund Gotzel über-
reichten die jeweils mit 2.000 Eu-
ro Preisgeld dotierten Auszeich-
nungen bei einer Gala in Veits-
höchheim. Neben dem Preisgeld 
erhielten die jungen Wissen-
schaftler eine Bronzestatue mit 
dem symbolträchtigen Namen 
„Geistesbiltz“.

The Power of Words

Die Wirtschaftswissenschaft-
lerin Dr. Angela Fehn erhielt den 
Kulturpreis als beste Absolventin 
der Universität Passau für ihre 
Dissertation zur metaphorischen 
Sprache von Führungskräften. 
Forscher verschiedener Fachrich-
tungen beschäftigen sich zuneh-
mend mit der Frage, wie Spra-
che und Kommunikation Denken, 
Einstellung und Verhalten beein-
flussen können. 

Hier setzte die 30-Jährige in ih-
rer Doktorarbeit „The Power of 
Words“ an: „Besonders Führungs-
kräfte müssen die Wirkung von 
Sprache und Kommunikation ver-
stehen und richtig einsetzen kön-
nen“, sagt sie. Zentrale Frage ih-
rer Dissertation: wie sprachliche 
Metaphern, etwa aus dem Sport, 
Führungskräften helfen können, 
schwierige Themen zu vermitteln. 

Ein Text, zwei Menschen,  
drei Lesarten

Diesjährige Preisträgerin der 
Universität Regensburg ist die ka-
tholische Theologin Dr. Rebecca 
Gita Deurer. Sie forschte zur Be-
deutung des Unterrichtsgesprächs 
im Religionsunterricht. Wenn zwei 
Menschen einen Text lesen, kön-
nen, aber müssen sie nicht das 
Gleiche verstehen. Was passiert, 
wenn zwei Menschen mit un-
terschiedlichen Lesarten ein Ge-
spräch über denselben Text füh-
ren? Diese Frage war der Aus-
gangspunkt für die ausgezeich-
nete Doktorarbeit „Ein Text, zwei 
Menschen, drei Lesarten“. Die 
34-Jährige untersuchte, wie drei 
Gruppen gymnasialer Zehntkläss-
ler in einer katholischen Reli- 

gionsstunde die biblische Kain- 
und Abel-Erzählung interpretieren. 

Mit den Eigenschaften korrosi-
onsfester Stähle beschäftigte sich 
der Oberpfälzer Ingenieur Stefan 
Dotzler in seiner Masterarbeit. Der 
35-Jährige gewann den Kulturpreis 
Bayern als bester Absolvent der 
Ostbayerischen Technischen Hoch-
schule Amberg-Weiden. Die Digita-
lisierung von Kunstschätzen rückte 
der niederbayerische Medientech-
niker Benedikt Krieger in den Fokus 
seiner Abschlussarbeit. Am Beispiel 
des Augsburger Augustusbrunnens 
zeigte er, wie sich Bronzeplastiken 
mit Hilfe eines 3D-Scanners digital 
archivieren lassen. 

Sicherheitsanalyse 
von Android-Apps

Bester Nachwuchs-Akademi-
ker der Hochschule Landshut ist 
der 27-jährige Elektrotechniker 
Werner Lummer. Er untersuchte 
Verschlüsselungstechnologien in 
Systemen mit geringer Rechen-
leistung. Für seine Sicherheits-
analyse von Android-Apps er-
hielt Philipp Rieger als bester Ab-
solvent der Ostbayerischen Tech-
nischen Hochschule Regensburg 
den Kulturpreis Bayern. Der In-
formatiker schrieb seine Master-
arbeit bei Continental Intelligent 
Transporting Systems im kalifor-
nischen Santa Clara. Android ist 
das mobile Betriebssystem von 
Google. Der Vilshofener entwi-
ckelte unter anderem ein neues 
Werkzeug gegen Schadcode.   

Die Wurzeln des Kulturpreises 
reichen fast sechs Jahrzehnte zu-
rück. 1959 wurde der Kulturpreis 
Ostbayern zum ersten Mal verlie-
hen. Seither ist rund um den Kul-
turpreis ein Netzwerk herausra-
gender Kunst- und Kulturschaffen-
der sowie Forschender und Leh-
render entstanden. Gemeinsam 
mit dem bayerischen Kunstminis-
terium verleiht das Bayernwerk 
seit 2005 den Preis für herausra-
gende Leistungen in Kunst und 
Wissenschaft. 38 Absolventen bay-
erischer Hochschulen, Kunsthoch-
schulen und Universitäten sowie 
Künstler erhielten die traditions-
reiche Ehrung in diesem Jahr. r

eza! und Verbraucherzentrale Bayern:

Künftige Zusammenarbeit 
bei Energieberatung

Die Verbraucherzentrale Bayern und das Energie- und Umwelt-
zentrum Allgäu (eza!) starten eine Zusammenarbeit und werden 
ab 1. Januar 2018 gemeinsam Energieberatungen im Allgäu an-
bieten. Beide Partner haben langjährige Erfahrung in der Energie-
beratung privater Verbraucher.

Die bisherigen 46 Beratungsstel-
len von eza! werden als gemein-
same Beratungsstützpunkte der 
Verbraucherzentrale Bayern und 
eza! weitergeführt. „Beratungsum-
fang, Qualität und Neutralität blei-
ben wie gewohnt erhalten“, be-
tont eza!-Geschäftsführer Mar-
tin Sambale. Die Verbraucherzen-
trale führt bayernweit bereits an 
55 Standorten Energieberatung 
durch. Im Allgäu findet das Ange-
bot in Immenstadt und den Bera-
tungsstellen in Memmingen und 
Kempten weiterhin statt.

Synergieeffekte

„Wir erwarten uns von der Zu-
sammenarbeit Synergieeffek-
te. Gemeinsam wollen wir noch 
mehr Bürger im Allgäu motivie-
ren, sich zum Energiesparen und 
zu Energieeffizienzmaßnahmen 
individuell beraten zu lassen“, er-
klärt Marion Zinkeler, geschäfts-
führender Vorstand der Verbrau-
cherzentrale Bayern. 

Energie-Check

Auch der Kemptener Oberbür-
germeister und Vorsitzende der 
Gesellschafterversammlung von 
eza!, Thomas Kiechle, sieht gro-
ße Chancen in der Kooperation: 
„Dadurch kann das Energiebera-
tungsangebot im Allgäu gestärkt 
und weiter ausgebaut werden.“

Neben der klassischen Bera-
tung in den Energieberatungs-
stellen bieten eza! und Verbrau-
cherzentrale künftig Beratung 
bei den Bürgern zu Hause an, mit 

sogenannten Energie-Checks. Al-
le Beratungsangebote in der Ko-
operation werden vom Bundes-
wirtschaftsministerium bis auf 
einen Eigenanteil finanziert. Die-
ser Eigenanteil wird in den Bera-
tungsstellen von den beteiligten 
Kommunen getragen. so dass 
das Angebot für die Verbraucher 
kostenlos ist. 

Strom- und Wärmeverbrauch 
im Mittelpunkt

Nur bei der Beratung zu Hau-
se zahlt der Verbraucher je nach 
Art des Checks einen Eigenan-
teil von 10 bis 40 Euro. Zu den 
Vor-Ort-Beratungsangeboten 
zählt der Basis-Check. Hier ste-
hen der Strom- und Wärmever-
brauch im Mittelpunkt. Es wer-
den einfache und kostengüns-
tige Möglichkeiten aufgezeigt, 
mit denen sich die Energiekos-
ten senken lassen.

Beim Gebäude-Check, der sich 
gezielt an Hauseigentümer rich-
tet, beurteilt der Energiebera-
ter den Strom- und Wärmever-
brauch, die Heizungsanlage so-
wie die Gebäudehülle des Wohn-
hauses. 

Das Heizsystem mit Nieder-
temperatur- oder Brennwert-
kessel, Wärmepumpe oder Fern-
wärme wird im Rahmen des 
Heiz-Checks detailliert geprüft. 
Und beim Solarwärme-Check un-
tersucht der Energieberater, ob 
Speicher und Sonnenkollektoren 
zusammenpassen, die Solaran-
lage gut arbeitet und richtig mit 
dem Heizkessel kommuniziert. 

Einzelne, spezifische Energiepro-
bleme – zum Beispiel rund um 
das Thema Sanierung, Dämmung 
oder Haustechnik – werden im De-
tail-Check geklärt. 

„Durch die Checks lassen sich 
gezielt Schwachstellen an Haus 
und Heizung aufdecken“, sagt Ver-
braucherzentrale-Vorstand Mari-
on Zinkeler. Die Erfahrung zeige, 
dass erschreckend viele Heizsyste-
me mehr Energie verbrauchen als 
notwendig wäre.

Check-Dein-Haus-Aktionen 

Drittes Element des gemeinsa-
men Angebots von eza! und Ver-
braucherzentrale sind „Check 
Dein Haus“-Aktionen, die zu-
sammen mit Kommunen durch-
geführt werden. Bei bisheri-
gen ähnlichen Kampagnen habe 
man sehr gute Ergebnisse erzielt,  
berichtet eza!-Geschäftsfüh-
rer Martin Sambale. In einem be-
grenzten Zeitraum werden dabei 
Hauseigentümer eines Stadtteils 
oder einer Gemeinde intensiv an-
gesprochen. Auf diese Weise kön-
nen viele Menschen erreicht wer-
den, die sich sonst nie für eine 
Energieberatung angemeldet hät-
ten und sich nicht mit dem Thema 
beschäftigen würden, so die Er-
fahrung.

„Viele Hausbesitzer lassen 
sich durch die Beratung dann 
auch zu Sanierungsmaßnah-
men motivieren“, fügt Samba-
le hinzu. Finanziert werden die 
„Check-Dein-Haus“-Aktionen, 
wie die anderen Angebote, aus 
Mitteln des Bundeswirtschafts-
ministeriums. Der Eigenanteil 
und der Aufwand für die Öf-
fentlichkeitsarbeit und die Or-
ganisation der Aktionen werden 
von den beteiligten Kommunen 
übernommen. r

dena präsentiert Impulspapier
Die Deutsche Energie-Agentur (dena) hat ein Impulspapier mit 
Empfehlungen für die künftige Energiepolitik vorgestellt, in dem 
erste Zwischenergebnisse der dena-Leitstudie „Integrierte Ener-
giewende“ präsentiert werden. Darin wird klar: Strom wird Leit- 
energie der Zukunft. 

Die Gutachter kommen zu dem 
Zwischenergebnis, dass die Ener-
gie- und Klimaziele für das Jahr 
2050 nur mit einer Beschleuni-
gung der Energiewende, insbe-
sondere auch im Wärmebereich, 
erreichbar sind. In den untersu-
chen Szenarien wird deutlich, dass 
ein großflächiger Einsatz erneuer-
baren Stroms für die angestreb-
te Dekarbonisierung notwendig 
ist. Im Wärmesektor wird dieser 
dann zum Beispiel für die Versor-
gung elektrischer Wärmepumpen 
oder zur Erzeugung synthetischer 
Brennstoffe genutzt. Die Wärme-
pumpentechnologie muss in je-
dem Fall zu einer tragenden Säule 
der künftigen Energieversorgung 
im Gebäudebereich werden.

Dr. Martin Sabel, Geschäftsfüh-
rer des Bundesverbands Wärme-
pumpe (BWP) e.V.: „Die Ener-

giewende im Gebäudebereich 
ist technisch und wirtschaftlich 
machbar – auch und gerade Stra-
tegien mit einem sehr hohen An-
teil effizienter elektrischer An-
wendungen, wie zum Beispiel 
Wärmepumpen können dazu bei-
tragen. In unseren Augen belegt 
die Studie, dass ein solcher Pfad 
eine Vielzahl von Vorteilen brin-
gen kann.“

Vor diesem Hintergrund sieht 
der BWP die Förderstrategie des 
Bundeswirtschaftsministeriums 
untermauert, der zufolge künftig 
neben erneuerbaren Systemen 
nur noch sogenannte Hybridhei-
zungen gefördert werden sollen, 
die einen Mindestanteil erneuer-
barer Energien einbinden. Die Zu-
schüsse für rein fossil betriebe-
ne Wärmeerzeuger sollen gestri-
chen werden. r
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Niederbayerische Donaugemeinde 
testet das Stromnetz der Zukunft

Osterhofen (obx). Es ist eine Revolution, die vom Verbraucher 
weitgehend unbemerkt stattfindet: der massive Umbau des bay-
erischen Stromnetzes. Notwendig machen diesen die Erneuerba-
ren Energien. Während früher nur wenige Großkraftwerke den 
Strombedarf deckten, speisen heute hunderttausende regenera-
tive Erzeugungsanlagen Strom ins Netz ein. Allein die Bayernwerk 
AG, die mit einer Netzlänge von über 150.000 Kilometern rund 
fünf Millionen Menschen im Freistaat versorgt, investierte in den 
vergangenen beiden Jahren rund eine Milliarde Euro in Optimie-
rung und Ausbau, um das Netz „bereit zu machen für die Energie-
wende“, wie es der Bayernwerk-Vorstandsvorsitzende Reimund 
Gotzel formuliert.

Fest steht schon heute, dass 
es nicht nur immer mehr dezent-
rale Stromlieferanten geben wird, 
sondern dass auch der Einsatz von 
Heimspeichersystemen im gesam-
ten Netzgebiet zunehmen wird. In 
einem Pilotprojekt im niederbay-
erischen Osterhofen testet Bay-
erns größter Verteilnetzbetreiber 
nun, wie die Stromversorgung an-
gesichts dieser neuen Herausfor-
derung auch in Zukunft sicher und 
unterbrechungsfrei bleibt.

Die Stadt Osterhofen im Land-
kreis Deggendorf hat knapp 12.000 
Einwohner. Die größte Flächenge-
meinde Niederbayerns ist wegen 
der hohen PV-Dichte für die Bay-
ernwerk AG seit 2010 ein beson-
ders geeignetes Testgebiet, um 
das Stromnetz der Zukunft zu er-
forschen. In den kommenden zwei 

Jahren wird Osterhofen erneut zu 
einem gigantischen Forschungsla-
bor für ein Projekt, dessen Dimen-
sionen weit über die Gemeinde hi-
nausreichen werden. Erstmals tes-
tet die Bayernwerk AG dort die 
Einbindung größerer Speicherleis-
tung im Stromnetz. Im Gebiet zwi-
schen Seebach und Osterhofen 
haben Bayernwerk-Vorstand Rei-
mund Gotzel und Bayerns Wirt-
schaftsstaatssekretär Franz Jo-
sef Pschierer den offiziellen Start-
schuss für die rund zweijährige 
Untersuchung mit dem Namen 
Distribat gegeben.

Mehr Speicher im Netz

In einem ausgewählten Nie-
derspannungsnetz in der Oster-
hofener Nachbargemeinde Lan-

genisarhofen installierten Bay-
ernwerk-Techniker insgesamt drei 
Speichereinheiten mit einer Kapa-
zität von jeweils 22,5 Kilowattstun-
den. Das entspricht umgerech-
net der Speicherkraft von mehr 
als 30.000 mittelgroßen, handels-
üblichen Akku-Batterien oder et-
wa der Kapazität von rund 70 Au-
tobatterien. 

Das Projektziel: Der Netzbetrei-
ber will mehr über die Auswirkun-
gen und die Chancen künftig stei-
gender Speicherleistung für eine 
sichere Stromversorgung erfah-
ren. Mehr Speicher im Netz könn-
ten künftig die Anbindung neu-
er dezentraler Erzeugungsanla-
gen wie Solaranlagen oder Wind- 
räder ans Netz vereinfachen. Die 
Bayernwerk AG hofft konkret, dass 
aufwändige Maßnahmen zum 
Netzausbau dadurch reduziert 
werden können. „Ich bin über-
zeugt, dass das Projekt ein wich-
tiger Schritt für eine gelingende 
Energiewende ist. Nur gemeinsam 
mit Energieversorgern, die auch in 
Forschung investieren, können wir 
die Energieversorgung von mor-
gen entwickeln“, sagte auch Bay-
erns Energie- und Wirtschafts-
staatssekretär Franz Josef Pschie-
rer bei der offiziellen Inbetrieb-
nahme der Speicher.

Ausbau von Photovoltaik

Frühzeitig hat die Region Oster-
hofen schon im großen Stil auf den 
Ausbau von Photovoltaik gesetzt. 
Politiker und Bürger waren von An-
fang an für neue Energie-Ideen auf-
geschlossen, wie Bayernwerk-Vor-
standschef Gotzel deutlich mach-
te. Osterhofen war beispielswei-
se auch der erste Einsatzort eines 
so genannten regelbaren Orts-
netztransformators (RONT), mit 
dem die Bayernwerk AG die die 
Stabilität ihrer Netze optimiert, 
auch wenn beispielsweise beson-
ders viel Solarstrom ins Netz fließt 
und dadurch die Spannung zu stark 
zu variieren droht. Mittlerweile ist 
der RONT weltweit im Einsatz. „Wir 
sind stolz darauf, dass wir zur Ener-
giezukunft beitragen können“, sagt 
Bürgermeisterin Liane Sedlmeier. 

Der Freistaat ist heute ein Vor-
reiter bei der Nutzung Erneuerba-
rer Energien: im Bayernwerk-Netz-
gebiet, das knapp zweieinhalb Mil-

lionen Haushalte in Unter- und 
Oberfranken, der Oberpfalz so-
wie Nieder- und Oberbayern um-
fasst, gibt es heute rund 270.000 
Anlagen, die Strom einspeisen. Im 
Mittel kommt heute mit 60 Pro-
zent bereits mehr als die Hälf-
te des Stroms im Netz aus rege-
nerativen Quellen. Diesen Anteil 
soll Deutschland als Ganzes erst 
im Jahr 2035 erreichen. Rund 400 
Stunden pro Jahr deckt die Bay-
ernwerk AG den gesamten Strom-
bedarf im eigenen Netz mit Erneu-
erbarer Energie, wie Vorstands-
chef Gotzel sagte. 

Intelligentes Netz 

„Wir verteilen mehr Energie 
als jemals zuvor“, betonte er. Das 
niederbayerische Pilotprojekt sei 
ein weiterer Schritt hin zum in-
telligenten Netz der Zukunft und 
zu einer Energiewende, die auch 
die Wärme- und Verkehrswende 
beinhalte. Energiespeicher spiel-
ten dabei eine zentrale Rolle und 
würden immer populärer: „Schon 
heute gibt es 5.000 Speicher 
in unserem Netz, weil Kunden  
teilautonom sein wollen“, so Got-
zel. Deshalb sei es so wichtig, hier 
Erkenntnisse zu sammeln, wie 
dieser zunehmende Trend sich 
auf die Stabilität der Verteilnet-
ze und die Versorgungssicherheit 
auswirkt. Kreative und intelligen-
te Speichermöglichkeiten seien 
eine entscheidende Investition in 
die Energiezukunft. 

Bayerns Energiestaatssekretär 
Pschierer betonte, durch Energie-
speicher entstünde auch eine gro-
ße Chance, E-Mobilität zu stärken: 
„Erst wenn es uns gelingt, die aus 
der volatilen Einspeisung der Er-
neuerbaren Energien entstehen-
den Überschüsse so zu speichern, 
dass daraus die Batterien der Elek-
troautos aufgeladen werden kön-
nen, macht Elektromobilität wirk-
lich Sinn“, so Pschierer, der auch 
bayerischer Netzbeauftragter ist. 
Das Bayernwerk will hier mit gu-
tem Beispiel vorangehen: Bis zum 
Jahr 2025 will das Unternehmen 
die gesamte, rund 1.300 Fahrzeu-
ge umfassende Flotte auf reine 
E-Autos umstellen.  r

Röthenbach a.d.Pegnitz:

Startschuss für die 
Nahwärmeversorgung

Mit dem Rohrleitungsbau von der Heizzentrale im Keller des Schulzen-
trums Geschwister Scholl in Röthenbach a.d.Pegnitz bis zum neu er-
richteten Seniorenheim fällt der sichtbare Startschuss für die Nahwär-
meversorgung in Röthenbach an der Pegnitz. Ende November soll das 
Seniorenheim bereits mit Wärme aus dem Schulkeller versorgt werden.

Vor kurzem verschafften sich 
der Erste Bürgermeister von 
Röthenbach, Klaus Hacker, Wal-
demar Munkert, Geschäftsführer 
der Stadtwerke Röthenbach, so-
wie Bernd Glatzel, der als Projekt-
ingenieur im Auftrag der Stadt-
werke Röthenbach das Projekt bei 
der N-ERGIE Effizienz GmbH be-
treut, einen Eindruck von den 
ersten Arbeiten. Für das geplan-
te Nahwärmesystem wählten die 
Stadtwerke Röthenbach mit Un-
terstützung der N-ERGIE eine Lö-
sung, die umweltfreundlich, ver-
sorgungssicher und wirtschaft-
lich ist und zudem einen Beitrag 
zur dezentralen Stromerzeugung 
in der Region leistet. Das Konzept 
sieht vor, dass bereits im Schul-
gebäude genutzte Heizkessel mit 
der energieeffizienten Kraft-Wär-
me-Kopplung kombiniert werden. 
Insgesamt investieren die Stadt-
werke 1,25 Mio. Euro.

Die beiden mit Erdgas betriebe-
nen Heizkessel werden von den 
Stadtwerken erworben und bilden 
ein zentrales Element der neuen 
Nahwärme-Erzeugungsanlage. 
Der Einbau eines dritten Kessels ist 
bereits geplant. Als neues Element 
wird in den Sommerferien 2018 
in der Heizzentrale des Geschwis-
ter-Scholl-Schulzentrums ein mit 
Erdgas betriebenes Blockheiz-
kraftwerk errichtet. Mit einer elek-
trischen Leistung von rund 240 Ki-
lowatt (kW) sowie einer thermi-
schen Leistung von rund 370 kW 
kann es im besonders effizien-
ten Kraft-Wärme-Kopplungspro-
zess (KWK) gleichzeitig Strom und 
Wärme erzeugen. Mit der erzeug-
ten Strommenge von 1.600 MWh 
könnten rechnerisch 450 Haus-
halte ein Jahr lang mit Strom ver-

sorgt werden. Die erzeugten 2.500 
MWh Wärme entsprechen einem 
Jahresverbrauch von 140 Durch-
schnittshaushalten. Der Gesamt-
wirkungsgrad des Blockheizkraft-
werks liegt bei 92 Prozent.

Vorgesehen ist, dass neben 
dem Seniorenheim auch das 
Schulzentrum mit Hallenbad, die 
Realschule, die Seespitzschule, 
zwei Kindergärten, die Karl-Diehl-
Halle, zwei Mehrfamilienhäuser 
am Erlenplatz sowie das Neubau-
gebiet Steinberg II mit Nahwärme 
versorgt werden. Diese wird über 
eine insgesamt 1.500 Meter lan-
ge Nahwärmeleitung zu den Ge-
bäuden transportiert. Besonders 
kurz ist der Weg des Stroms, da 
ein großer Teil des vom BHKW 
erzeugten Stroms direkt in der 
Schule genutzt wird und der Rest 
in das öffentliche Stromnetz ein-
gespeist wird.

Mit seinem neuen Nahwär-
mesystem punktet Röthenbach 
auch ökologisch und spart jährlich 
240 Tonnen CO2 ein. Das System 
erfüllt alle gesetzlichen Anforde-
rungen an die Wärmeerzeugung 
nach dem EEWärmeG. Dieses sieht 
vor, dass 50 Prozent der Wärme 
aus KWK stammen. In Röthenbach 
liegt er geplant sogar darüber.

Auch die künftigen Nutzer wer-
den die Röthenbacher Nahwär-
me zu schätzen wissen, da die In-
vestitions-, Instandhaltungs- und 
Wartungskosten gering sind. Bei-
spielsweise entfallen die Gebüh-
ren für Kaminkehrer komplett. 
Der Platzbedarf im Haus ist mi-
nimal: Wärmeabnehmer benöti-
gen weder Heizraum, Schornstein 
noch Heizöltank, sondern ledig-
lich eine kompakte Übergabesta-
tion im Gebäude. r

Wasserkraft und Fischerei:

„Ziemlich beste Freunde“
Als Bestandteil der Kulturlandschaft wurden die Flüsse im Laufe der Zeit 
den Bedürfnissen des Menschen angepasst und damit teilweise auch 
wesentlich verändert. Neben Schifffahrt, Siedlungsbau und Landwirt-
schaft hatte die Nutzung der Wasserkraft zur Stromproduktion beson-
ders in Bayern ihren Anteil an diesen Veränderungen. Heute trägt die 
Wasserkraft durch gezielte Maßnahmen zur Renaturierung der Flussläu-
fe bei. Naturnahe Umgehungsgewässer verbessern die Artenvielfalt und 
schaffen neuen Laich- und Lebensraum für Fische. Aufwertungsmaß-
nahmen sowie eine ökologisch orientierte Uferpflege in den Stauräu-
men schaffen und erhalten Lebensräume für die heimische Fauna und 
Flora. Nebenbei trägt Wasserkraftwerke zur Sauberkeit der Flüsse bei. 

An den Rechen werden jedes 
Jahr viele Tonnen Müll aufgefan-
gen und fachgerecht entsorgt. 
Durch das Auffangen und Glät-
ten der Hochwasserspitzen leis-
ten Wasserkraftwerke zudem ei-
nen aktiven Beitrag zum Hoch-
wasserschutz. Mit ihrem hohen 
Wirkungsgrad – er liegt im Opti-
mum bei 94 Prozent – und ihrer 
permanenten Verfügbarkeit trägt 
sie wesentlich zur Sicherung der 
Stromversorgung in Bayern bei. 
Laufwasserkraftwerke sind rund 
um die Uhr im Einsatz und liefern 
so wertvolle Grundlast. Wasser-
kraftwerke können Energie auch 
in großem Maßstab speichern. 

Fischaufstiegshilfen wie Fisch- 
treppen oder sogar neuerdings  
Fischlifte schaffen hier die benö-
tigte Durchgängigkeit.  Diese Anla-

gen kommen allen Fischen zugute 
und sind insbesondere für Langdi-
stanzwanderer wie Aale geeignet. 
Bestehende Wasserkraftwerke 
wurden in den letzten Jahren ge-
mäß dem aktuellen Wissen über 
Wander- und Aufstiegsverhalten 
der Fische optimiert. In den letz-
ten Jahren wurden von den baye-
rischen Wasserkraftwerksbetrei-
ber Millionen Euro in die ökolo-
gische Aufwertung investiert. Ein 
Fließgewässer ist ein Kontinuum 
mit sich ständig ändernden Um-
weltbedingungen und Lebensver-
hältnissen. Entsprechend durch-
gängig sollte es für die darin le-
benden Tiere sein, denn nur so 
können sie zum Beispiel zu Laich-
gebieten, Futterplätzen oder Ru-
heeinständen und Winterquartie-
ren wandern. Auch für die Durch-

mischung von Populationen und 
die Neu- beziehungsweise Wie-
derbesiedlung von Flussabschnit-
ten ist die Durchgängigkeit essen-
ziell. Nur durchgängige und ver-
netzte Flusssysteme können ihre 
ökologische Funktion als Lebens-
raum erfüllen. In der Presse wird 
oft davon gesprochen, das die Fi-
scherei und die Wasserkraft erbit-
terte Gegner wären. Ganz anders 
im Landkreis Traunstein , Gemein-
de Petting. Hier gehen der örtli-
che Fischereiverein „Pettinger Fi-
scher“ und die Wasserkraft „Hand 
in Hand“ für den Erhalt und den 
ökologischen Weiterbestand der 
Bäche und Flüsse. Mit dem anlie-
genden Wasserkraftwerksbetrei-
ber und Sägewerksbesitzer Mar-
tin Breinbauer gibt und gab es hier 
noch nie Probleme. Das zeigt, be-
sonders hier in Bayern „beim redn 
keman d` Leit zam“.

Aus diesem Grund wurde auch 
aus Kreisen der bayerischen Was-
serkraft für den örtlichen Fischer-
eiverein eine Spende gemacht, die 
dann sofort in einen „Fischbesatz“ 
umgewandelt wurde.

So wurden 200 Forellen in das 
Gewässer (Götzinger Ache) des 
Pettinger Fischereivereins einge-
setzt, zum Wohle der Fischerei so-
wie auch der Wasserkraft.

Denn sowohl die Fischerei als 
auch die Wasserkraft besitzen in 
Bayern eine hundertjährige Tradi-
tion und auch eine ungebroche-
ne Akzeptanz in der Bevölkerung 
und so soll es auch bleiben. r

In der Gemeinde Petting gehen der örtliche Fischereiverein „Pettinger 
Fischer“ und die Wasserkraft „Hand in Hand“ für den Erhalt und den 
ökologischen Weiterbestand der Bäche und Flüsse.  r
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V. l.: Landrat Anton Speer, Martin Filser (ESB - Energie Südbayern), 
Sebastian Kramer (Zugspitz Region GmbH), Stefan Drexlmeier (Bür-
gerstiftung Energiewende Oberland), Arno Nunn, 1. Bürgermeister 
Oberammergau, Klimaschutzmanager Florian Dieppold-Erl, Bür-
germeister Hubert Mangold (Schwaigen - Grafenaschau) und Dr. 
Christoph Ebert (Kompetenzzentrum Elektromobilität / e-GAP). r

Landkreis Garmisch-Partenkirchen:

Projektstart für  
E-Wander-Auto 

In Oberammergau ist der offizielle Startschuss für das Projekt 
e-Wander-Auto im Landkreis Garmisch-Partenkirchen gefallen. 
Seit Oktober wird auf Initiative des Beirats für Energie und Klima-
schutz Zugspitz Region GmbH allen interessierten Landkreiskom-
munen für jeweils rund sechs Wochen kostenlos ein e-Fahrzeug 
mit einer Ladesäule zur Verfügung gestellt. 

Im Rahmen eines Pressege-
sprächs stellten Landrat Anton 
Speer, Oberammergaus Bürger-
meister Arno Nunn, Wirtschafts-
förderer Sebastian Kramer so-
wie Klimaschutzmanager Florian 
Diepold-Erl das Projekt e-Wan-
der-Auto vor, das nunmehr für 
ein Jahr in vielen Landkreisge-
meinden E-Mobilität für jeden 
erfahrbar machen wird. Bei dem 
eingesetzten Fahrzeug handelt 
es sich um einen Mercedes-Benz 
B-Klasse mit einer Leistung von 
180 PS und einer Reichweite von 
ca. 200 Kilometern. 

Carsharing-Konzept

Die Kommunen können das 
Fahrzeug für Dienstfahrten in ih-
rem Fahrzeugpool verwenden 
und den Bürgerinnen und Bür-
gern für halbe oder ganze Tage 
sowie über Wochenenden zur 
Verfügung stellen. Neben der 
Elektromobilität soll der Bevöl-
kerung so auch der Gedanke von 
Car-Sharing näher gebracht wer-
den. Als Sponsor für das Projekt 
wurde der regionale Versorger 
Ammer-Loisach Energie gewon-
nen. Insgesamt haben sich be-
reits zwölf Landkreiskommunen 
für das Projekt beworben. 

Geplant ist laut Klimaschutz-
manager Florian Diepold-Erl ein 
zweites Auto. Viel verspricht er 

sich vom Carsharing-Konzept, 
das seiner Ansicht nach in vielen 
Orten umgesetzt werden könn-
te. Auf diese Weise könnte der ei-
ne oder andere Zweit- oder Dritt-
wagen möglicherweise überflüs-
sig werden. Grundsätzlich funk-
tioniert aus seiner Sicht aktiver 
Klima- und Umweltschutz nur 
dann, wenn zum einen die E-Fahr-
zeuge mit Strom betrieben wer-
den, der aus erneuerbaren Ener-
gieerzeugung stammt, der Indivi-
dualverkehr reduziert und gleich-
zeitig der ÖPNV gestärkt werden. 

Aktuell sind im Landkreis 90 rei-
ne Elektrofahrzeuge und rund 250 
Hybrid-Fahrzeuge angemeldet. 
Vor allem auf kommunaler Ebe-
ne herrscht großes Engagement. 
Beispielhaft führte Diepold-Erl 
den Markt Garmisch-Partenkir-
chen als Modellkommune (e-Gap) 
im Bereich E-Mobilität sowie den 
Markt Murnau an, der gerade  
ein umfassendes E-Mobilitäts-
konzept umsetzt.

Der Klimaschutzmanager zeig-
te sich insgesamt mit dem bis-
her Erreichten zufrieden. Über 
20 Aktivitäten seien angesto-
ßen oder bereits abgeschlossen 
worden. Die Politik sowie star-
ke Partner wie die Zugspitz Regi-
on oder die Volkshochschule un-
terstützten die Arbeit. „Es haben 
sich gute Kooperationen entwi-
ckelt“, so Diepold-Erl. DK

Weihnachtsbeleuchtung von deko-jochum:

Variationen mit Charme
Wer auf der Suche nach einer stimmungsvollen Weihnachtsbe-
leuchtung für eine Gemeinde ist, ist bei deko-jochum in Neunkir-
chen a. Sand genau richtig. Seit 46 Jahren ist das Unternehmen 
in zweiter Generation kompetenter Ansprechpartner für weih-
nachtliche Festbeleuchtungen in Bayern, Südtirol und Österreich. 
Mehr als 300 Kommunen wurden dort beleuchtet.

Die Möglichkeiten einer in-
dividuell auf die jeweiligen Be-
dürfnisse zugeschnittenen LED- 
Weihnachtsbeleuchtung für den 
Außenbereich sind nach Angaben 
des Unternehmens vielfältig. Gera-
de in Bayern und Südtirol mit den 
zahlreichen, oft Jahrhunderte al-
ten Ortskernen und Fachwerkhäu-
sern, ist eine traditionelle Beleuch-
tung mit grüner Girlande, Flach-
kabel und E27-Fassungen immer 
noch äußerst beliebt und häufig 
auch am stimmigsten.

Zudem ist diese Art der Beleuch-
tung laut deko-jochum besonders 
einfach in der Wartung, werden 
hier bei Bedarf doch lediglich die 
verbrauchten Leuchtmittel gegen 
Neue ausgetauscht. Diese Moti-
ve bestechen durch ihre Robust-
heit und Langlebigkeit, und so ver-
wundert es nicht, dass die Motive 
vieler Kunden bereits seit über 40 
Jahren in Betrieb sind und immer 
noch leuchten.

Alle traditionellen Motive wer-
den mittlerweile standardmäßig 
mit LED-Leuchtmitteln bestückt. 
Falls Kommunen bereits ältere Mo-
tive besitzen, lassen auch diese sich 
problemlos auf LED umrüsten.

Mit einem LED-Lichtschlauch, ei-
ner modernen Art der Weihnachts-
beleuchtung, sind auch ausgefalle-
ne und aufwändige Motive nahe-
zu mühelos zu realisieren. Egal, ob 
Stern, Kristall, Baum, Weihnachts-
mannschlitten, Schriftzug oder ei-
genes Sondermotiv: Hiermit ist 
(fast) alles möglich.

Die Alugestelle der offerierten  
Motive sind zweireihig mit LED- 
Lichtschlauch in warm-weiß oder 
kalt-weiß bestückt und zaubern ab 
Dämmerungseinbruch eine strah-
lende Illumination in die Straßen. 
Gerade bei Schriftzügen ist dies 
nicht nur eine kostengünstige, son-
dern auch optisch attraktive Lö-

sung, mit der sich auch individuel-
le Hinweise gestalten lassen. Mög-
lich ist auch eine Kombination aus 
Lichtschlauch und anderen Mate-
rialien.

Neben den Produkten der Firma 
Jelitto Star hat deko-jochum auch 
eine große Palette an unterschied-
lichen LED-Minilichterketten in 36V 
und 230V im Angebot. Diese zeitlo-
se Art der Beleuchtung bietet die 
unterschiedlichsten Möglichkeiten, 
den Ort auch zu unterschiedlichen 
Zeiten im Jahr zu beleuchten.

Funkelndes Lichtermeer

Sei es eine (Christ-)Baumbe-
leuchtung in der Adventszeit, ei-
ne Winterbeleuchtung, die auch 
über die Adventszeit hinaus hän-
gen bleiben kann oder der Ein-
satz als Highlight im Rahmen eines 
Sommer- oder Stadtfests: Alles ist 
machbar. Ob Lichterkette, Licht-
vorhang, Ice Lite oder Lichtnetz: 
Mit robusten LED-Minilichterket-
ten in diversen Lichtfarben kann je-
derzeit ein funkelndes Lichtermeer 
in den Ort gezaubert werden. 

Alle verwendeten Ketten haben 
seit diesem Jahr Schutzart IP67 und 
sind mit einem doppelten Dichtring 
für eine noch größere Robustheit 
im Außenbereich ausgestattet.

Falls Motive bereits seit vielen 
Jahren in Betrieb sind und Abnut-
zungen wie eine zerfledderte Gir-
lande, Kurzschlüsse in den Fassun-
gen, verschwundene Dichtungen 
oder brüchige Kabel aufweisen, 
ist dies kein Problem für das Fami-
lienunternehmen. Die alten Stahl- 
oder Alugestelle können jederzeit 
ins Jelitto-Star-Werk nach Schwa-
newede geschickt werden. Dort 
kümmert man sich um die Restau-
ration der Motive und bringt sie 
wieder auf den neuesten techni-
schen Stand. DK

Kommunen als Vorbild: 

Klima schützen, 
Kosten senken

Die Bayerische Landesregierung propagiert zurecht die Energie- 
effizienz als wirksamstes Mittel zur Senkung von Energiekosten 
und CO2 –Ausstoß. Auch wenn die Kommunen im Vergleich zur In-
dustrie relativ kleine Energieverbräuche aufweisen, sind die Kos-
ten, die eine Kommune für Strom, Wärme und Wasser in Ihren 
Liegenschaften, der Straßenbeleuchtung, Bädern und der Wasser-
versorgung und Abwasserbeseitigung nicht unbeträchtlich. 

So bedeutet dies für eine Ge-
meinde von nur 15.000 Einwoh-
nern bereits einen Etat von ei-
ner knappen Million Euro! Ener-
gie sparen bedeutet also nicht 
nur das Klima schonen, sondern 
vor allem auch die eigene Kasse! 

Doch wo spart die Kommune 
am meisten und mit welchen In-
vestitionen?

„Die Kommunen wissen dies 
meist nicht genau. Es fehlen ein-
fach die organisatorischen, tech-
nischen und personellen Mittel 
ein Energiemanagement einfach 
und nachhaltig zu betreiben!“ 
sagt Frank Vogel, Referatsleiter 
Energie bei der LGA Landesge-
werbeanstalt Bayern.

„Häufig werden energetische 
Sanierungen fördergetrieben an-
gegangen ohne zu betrachten, 
ob diese im Moment wirklich die 
dringendsten Maßnahmen sind 
und ob diese auch langfristig 
wirksam bleiben“, meint Vogel.

Durch die Einführung eines wirk-
samen kommunalen Energiema-
nagements können Energieeffizi-
enzprojekte besser priorisiert, ge-
plant, umgesetzt und kontrolliert 
werden. Dazu bietet die LGA ein 
Paket aus Software und unterstüt-
zenden Dienstleistungen an: Das 
„LGA Cockpit“. Hierbei werden zu-
nächst kommunale Energiedaten 
aus der jüngsten Vergangenheit 
gesammelt und sinnvoll geglie-
dert. Über geeignete Benchmarks 
ergibt sich schnell ein Überblick 
über Verbräuche, Kosten und Ab-
weichungen von Standards.

Nachdem damit eine „energe-
tische Grundlinie“ gezogen wur-
de, überprüft die LGA laufend 
die Verbrauchsdaten, entdeckt 
und korrigiert Fehlentwicklun-
gen und generiert Energieberich-
te für die Kommune. Außerdem 
regt die LGA Maßnahmen und 
Projekte an und setzt diese auf 
Wunsch auch mit der Kommune 
um. So ergibt sich wie von selbst 
ein einfaches aber wirksames 
Energiemanagement aus planen, 
umsetzen und überwachen.

Webbasiertes Portal

Die Software ist ein webbasier-
tes Portal, das komplett von der 
LGA betrieben wird. Somit sind 
keine Investitionen in Hardware 
oder einen eigenen Serverbe-
trieb erforderlich. 

„Neben den übersichtlichen 
Darstellungen und professionel-
len Analysemöglichkeiten der 
Software bieten wir den Kom-
munen mit unserem praktischen 
Gebäude-, Anlagen- und Ver-
tragsmanagement ein tolles Tool 
innerhalb der Software, um end-
lich übersichtlich alle wichtigen 
Daten und Verträge zu den eige-
nen Liegenschaften, Maschinen 
und Anlagen im ständigen Zugriff 
und stets aktuell zu haben“, er-
läutert Vogel und ergänzt: „Das 
alles kostet als Mietsoftware we-
niger als viele denken und bei 
Einsparpotentialen von mindes-
tens 10 Prozent rechnet sich die 
Investition extrem schnell.“ r

Genossenschaftsverband Bayern:

Eckpunkte für eine  
erfolgreiche Energiewende

Die Monitoring-Kommission für die Energiewende zeigt in ihrem 
aktuellen Kurzgutachten, dass Deutschland bei der Energiewende 
in vier von sechs Bereichen seine bis zum Jahr 2020 gesetzten Zie-
le verfehlen wird. Wenn die Entwicklung wie erwartet verläuft, 
können die Klimaziele, die eine Senkung der Treibhausgasemis-
sionen bis 2020 um 40 Prozent vorsehen, nicht eingehalten wer-
den. Auch das Energieeffizienzziel, der Netzausbau und die Wirt-
schaftlichkeit der Energiewende haben ein schlechtes Zeugnis 
von der Monitoring-Kommission erhalten.

Die EU-Gremien scheinen ebenfalls 
an der Einhaltung ihrer gesetzten 
Klimaziele zu zweifeln. Kürzlich hat 
der EU-Umweltministerrat das Be-
zugsjahr für das Erreichen der Kli-
maziele 2030 um sechs Jahre ver-
schoben – von 1999 auf das Jahr 
2005. Damit dürften Schätzungen 
zufolge 400 Millionen Tonnen mehr 
schädliche Treibhausgase ausge-
stoßen werden.

Klare Fokussierung nötig 

Der Fachausschuss Energie-
genossenschaften im Genossen-
schaftsverband Bayern (GVB) 
nimmt diese Entwicklungen zum 
Anlass darauf hinzuweisen, dass 
eine Abschwächung der Vorga-
ben keine Lösung sein kann, um 
dem Klimawandel entgegenzu-
wirken. Ganz im Gegenteil: „Um 
die langfristigen Ziele zu errei-
chen, sind große gemeinschaft-
liche Anstrengungen von Politik, 
Unternehmen und Bürgern mit 
einer klaren Fokussierung nö-
tig“, sagt GVB-Vorstandsmitglied 
Alexander Büchel. Die Energie-
wende sei eine gesellschaftspo-
litische Aufgabe. Ein wirksamer 
Klima- und Umweltschutz sei nur 
möglich, wenn Strom, Wärme und 
Verkehr gleichermaßen eingebun-
den werden und mit Unterstützung 
aller Technologien Treibhausgase-

missionen konsequent reduziert 
werden. Büchel weiter: „Eine er-
folgreiche Energiewende muss glei-
chermaßen ökologische, ökonomi-
sche und technische Zielsetzungen 
verfolgen.“

Zwölf-Punkte-Papier

Der Fachausschuss hat dazu 
ein Zwölf-Punkte-Papier (www.
g v-bayern.de/12-Punk te -Pa-
pier-Energie) für eine erfolgreiche 
Energiewende vorgelegt. Vor allem 
diese Forderungen heben Bayerns 
Genossenschaften hervor:

1. Für bestehende Investitio-
nen in bereits genehmigte und 
in ihrem Planungsstand fortge-
schrittene Projekte müssen ge-
setzliche Vergütungszusagen 
weiterhin garantiert bleiben (Be-
standsschutz). 
2. Bei Investitionen in erneuerba-
re Energien und Energienetze ist 
auf volkswirtschaftlichen Nutzen 
und betriebswirtschaftliche Ren-
tabilität zu achten. Daher ist es 
wichtig, die Produzenten erneuer-
barer Energien sukzessive an den 
Markt heranzuführen (Marktinte-
gration). 
3. Neue Technologien müssen 
gefördert und ihr effizienter, 
übergreifender Einsatz (Strom, 
Mobilität, Wärme) ermöglicht 
werden. r

Erneuerbare Energien in Bayern:

Erstmalig wichtigster  
Stromlieferant

Bayern hat beim Ausbau der erneuerbaren Energien beachtliche 
Fortschritte gemacht. Im Jahr 2016 waren die erneuerbaren Ener-
gien mit einem Anteil von 43,3 Prozent an der Bruttostromerzeu-
gung erstmalig der wichtigste Stromlieferant in Bayern, noch vor 
der Kernenergie. Das geht aus den aktuellen Zahlen zur Stromer-
zeugung des Bayerischen Landesamtes für Statistik hervor.

Bayerns Wirtschafts- und Ener-
gieministerin Ilse Aigner: „Der 
Spitzenplatz der erneuerbaren 
Energien bei Stromerzeugung in 
Bayern zeigt, wie erfolgreich die 
Energiewende in Bayern verfolgt 
wird. Der Freistaat liegt beim Aus-
bau der erneuerbaren Energien 
weit über Plan. Das Ziel bis zum 
Jahr 2025 70 Prozent des Stroms 
aus erneuerbaren Energien be-
reitzustellen, ist schon zu weit 
mehr als der Hälfte erreicht.“

In Bayern wurden im vergan-
genen Jahr über 35 Terrawatt-
stunden Strom aus erneuerbaren 
Energien erzeugt. Kein anderes 

Bundesland produziere so viel 
Strom aus erneuerbaren Energi-
en wie Bayern, erläutert die Mi-
nisterin.

Spitzenreiter Wasserkraft

Wichtigste erneuerbare Ener-
giequelle war 2016 die traditionell 
starke Wasserkraft mit einem An-
teil von 14,9 Prozent, vor der Pho-
tovoltaik mit 13,2 Prozent an der 
Bruttostromerzeugung. Der Anteil 
der Biomasse lag bei 10,7 Prozent. 
Die Windenergie verzeichnete die 
höchsten Zuwächse und liegt nun 
bei einem Anteil von 4,0 Prozent. r

Erfolgreicher Förderantrag der Lechwerke: 

Ladesäule für Elektroautos 
am Kloster Irsee

Die bayerische Wirtschaftsministerin Ilse Aigner persönlich hat dem 
Schwäbischen Tagungs- und Bildungszentrum Kloster Irsee und der 
Lechwerke AG (LEW) den positiven Förderbescheid übergeben: Rund 
6.100 Euro erhält die Bildungseinrichtung des Bezirks Schwaben für den 
Neubau einer Ladesäule für Elektrofahrzeuge aus dem Bayerischen För-
derprogramm für Ladeinfrastruktur. LEW hat das Kloster Irsee bei der 
Planung der Ladestation unterstützt und den Förderantrag eingereicht. 

Andreas Bayer, Leiter des Ge-
schäftskundenvertriebs bei LEW, 
und Dr. Stefan Raueiser, Leiter des 
Schwäbischen Bildungszentrums 
Irsee, haben den positiven Förder-
bescheid nun im Bayerischen Wirt-
schaftsministerium in München 
entgegengenommen. Das bezirks-
eigene Bildungszentrum gehört da-
mit zu den ersten acht Antragstel-
lern in Bayern, die Geld aus dem 
Förderprogramm erhalten.

Anfang September hatte das 
Bayerische Wirtschaftsministeri-
um das Förderprogramm „Ladein-
frastruktur für Elektrofahrzeuge 
in Bayern“ gestartet. LEW hat da-
raufhin als Dienstleister für meh-
rere Kunden die Antragstellung 
und Konzeptionierung übernom-
men, also die Förderunterlagen zu-
sammengestellt, die Anträge ein-
gereicht und das Auswahlverfah-
ren durchlaufen. Insgesamt gingen 
beim Bayerischen Wirtschaftsmi-
nisterium 230 Anträge für insge-
samt 450 Ladesäulen ein. Acht An-
träge wurden nun im ersten Schritt 
bewilligt – darunter auch der An-
trag von LEW für das Kloster Irsee.

„Immer mehr Geschäftskunden 
fragen bei uns neben Stromange-
boten und Energiedienstleistun-
gen auch nach Lademöglichkeiten 
für Elektroautos. Vor allem für die 
Bereiche Handel und Gastronomie 

sowie für öffentliche Einrichtungen 
ist Elektromobilität sehr attraktiv“, 
sagt Andreas Bayer, Leiter des Ge-
schäftskundenvertriebs bei LEW. 
„Wir unterstützen unsere Kunden 
deshalb gerne bei der Entwicklung 
passender Angebote und Konzep-
te. Dass wir mit unserem Antrag für 
das Kloster Irsee nun einen der ers-
ten positiven Förderbescheide be-
kommen haben, zeigt, dass unser 
Konzept überzeugt hat.“

Die Ladestation wird über zwei 
Ladepunkte verfügen, sodass im-
mer zwei Elektroautos parallel la-
den können. Beide Ladepunkte 
werden öffentlich zugänglich und 
damit für jeden nutzbar sein. So-
bald die neue Ladestation in Be-
trieb ist, wird diese in den digitalen 
„Ladeatlas Bayern“ und in mobile 
Apps für Fahrer von Elektroautos 
eintragen. Damit wissen Elektro-
mobilisten in der Region  jederzeit, 
ob eine der der beiden Ladepunkte 
aktuell verfügbar ist. 

„Nachdem wir in diesem Jahr 
unsere vierte Photovoltaik-Anla-
ge ans Netz nehmen und beide 
Dienstfahrzeuge auf Elektromobi-
lität umgestellt haben, ist die La-
desäule ein weiterer Baustein, den 
Nachhaltigkeitsgedanken unseres 
Hauses zu stärken“, sagt der Leiter 
der Bezirkseinrichtung, Dr. Stefan 
Raueiser.  r
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Kommunaler IT-Betrieb 
– sicher ist sicher.

Höchste Flexibilität für Ihre IT:
Next Generation Outsourcing 
Lassen Sie sich nicht mehr von Ihren Kernaufgaben abhalten: Wir übernehmen 
die Verantwortung für Ihren sicheren IT-Betrieb. Die Bausteine, die dazu nötig 
sind, wählen Sie selbst passgenau für Ihre Verwaltung aus: von SaaS über 
bereitgestellte sichere Systemumgebungen bis zum Erstellen der Backups und 
der Notfall- und Betriebshandbücher.

www.akdb.de

Besser gleich auf Synergien setzen!

Innovativ. Kraftvoll. Partnerschaftlich.

Jetzt die neuen 
IT-Services entdecken!

Digitalisierung, Integration, 
Ganztagsschule

Kommunen der Metropolregion Nürnberg machen sich fit für  
kommende Bildungsherausforderungen 

Rund 250 Bildungsverantwortliche aus bayerischen Kommunen, 
des Bundes, des Freistaates Bayern sowie den kommunalen Spit-
zenverbänden trafen sich in München zur Statuskonferenz der 
Transferagentur Bayern für kommunales Bildungsmanagement. 
Sie blickten zurück auf drei Jahre, in denen sich bayernweit knapp 
50 Landkreise und kreisfreie Städte für eine aktive Bildungssteu-
erung entschieden und entsprechende Strukturen aufgebaut ha-
ben. Die Geschäftsstelle der Metropolregion Nürnberg berät 
Kommunen in Fragen eines kommunalen Bildungsmanagements. 

Geschäftsführerin Dr. Chris-
ta Standecker betonte die Erfol-
ge: „Es ist ein dichtes Netz an Bil-
dungsbüros entstanden, alleine 

19 in der Metropolregion, 24 in 
ganz Nordbayern – eine tolle Bi-
lanz. So wurde Bildung vielerorts 
zum Schwerpunktthema, was 

man in der Metropolregion an 
neun veröffentlichen Bildungs-
berichten und zehn durchgeführ-
ten Bildungskonferenzen ablesen 
kann.“ 

Neben der Retrospektive blick-
ten die Teilnehmer der Tagung 
auch auf zukünftige kommunale 
Herausforderungen: Die Digitalisie-
rung in Schulen und Bildungsein-
richtungen, die Organisation der 
Ganztagsbetreuung von Schüle-
rinnen und Schülern und die Bil-
dungsintegration von Neuzuwan- 
dernden. 

Gute Kooperation

Die Bemühungen um eine ak-
tive Bildungssteuerung würdig-
ten auch Vertreter des Freistaa-
tes und der kommunalen Spit-
zenverbände. Georg Eisenreich, 
Staatssekretär im bayerischen 
Staatsministerium für Bildung 
und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst, betonte die gute Koopera-
tion zwischen den Kommunen im 
Rahmen der Initiative „Bildungs-
regionen in Bayern“. Dr. Manfred 
Riederle sprach für den Bayeri-
schen Städtetag von beeindru-
ckenden Bemühungen der Kom-
munen, Bildungssteuerung vor-
ausschauend zu betreiben. 

Das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung (BMBF) för-
dert die Kommunen der Regi-
on mit zwei Programmen zum 
Bildungsmanagement, auch die 
Transferagentur wird zu 100 Pro-
zent aus Bundesmitteln unter-

stützt. Bettina Schwertfeger vom 
BMBF zeigte sich von den Erfol-
gen der letzten Jahre begeistert. 
Kommunales Bildungsmanage-
ment sei mittlerweile eine breite 
Bewegung geworden. Die Unter-
stützungsleistungen der Trans-
feragentur hätten daran einen 
gewichtigen Beitrag und würden 
von den Kommunen gut ange-
nommen. 

Themeninseln

Die zahlreichen Vertreterinnen 
und Vertreter bayerischer Kom-
munen hatten während der Ta-
gung ausreichend Gelegenheit, 
gute Beispiele für ein kommuna-
les Bildungsmanagement zu be-
trachten. Aus der Metropolregi-
on stellten stellvertretend Mit-
arbeiterinnen aus den Landkrei-
sen Neumarkt in der Oberpfalz 
und Hof ihre Aktivitäten vor. 
An so genannten Themeninseln 
konnten die Teilnehmenden ihre 
Standpunkte zu Themen wie Bil-
dungsmanagement, Bildungsmo-
nitoring oder das Gestalten von 
Übergängen im Bildungssystem 
gemeinsam diskutieren. 

Blick in die Zukunft 

Wie geht es weiter? Die bis-
her geleistete Transferarbeit 
und die Arbeit in der Kommu-
nen wird fortgeführt. Zur Verste-
tigung der bisherigen Ergebnisse 
und qualitativen Weiterentwick-
lung verlängert das BMBF sowohl 
die Transferagentur Bayern als 
auch das Programm „Bildung in-
tegriert“ und das Programm zur 
Steuerung der Bildungsangebo-
te für Neuzugewanderte. Die Re-
sonanz darauf ist durchweg posi-
tiv - für Nordbayern möchten so-
gar fünf weitere Kommunen ei-
nen Antrag zum Aufbau eines 
Bildungsmanagements stellen.r

„Weihnachtswunderbaum“ 
im Landratsamt Regensburg

Kindern und Jugendlichen aus sozial benachteiligten Familien 
werden kleine Herzenswünsche erfüllt

Regensburg (RL). Auch dieses Jahr steht wieder ein ganz besonde-
rer Weihnachtsbaum im Foyer des Landratsamt-Hauptgebäudes 
in der Altmühlstraße 3 in Regensburg: der „Weihnachtswunder-
baum“. Landrätin Tanja Schweiger hat die Aktion vor zwei Jahren 
ins Leben gerufen, um Kindern und Jugendlichen, deren Famili-
en finanzielle Möglichkeiten für ein Geschenk fehlen, einen klei-
nen Weihnachtswunsch zu erfüllen. In den letzten beiden Jahren 
hatte diese Aktion großen Anklang gefunden. „Es war mir immer 
schon eine Herzensangelegenheit, es möglich zu machen, Kin-
dern und Jugendlichen aus finanziell stark eingeschränkten Fami-
lien einen Weihnachtswunsch zu erfüllen“, so die Landrätin und 
pflückte den ersten Wunschzettel vom Baum.

Rund 160 Wunschkarten von 
Kindern und Jugendlichen wur-
den am Donnerstag von Mitar-
beitern des Kreisjugendamtes, 
darunter Projektleiterin Cari-
na Zenger unterstützt von Lan-
drätin Tanja Schweiger, an den 
„Weihnachtswunderbaum“ ge-
hängt.

Geschenke zum Anfassen

Die Idee: Jeder, der sich als 
„Wunscherfüller“ an der Ak- 
tion beteiligen möchte – sei 
es als Besucher oder Mitarbei-
ter des Landratsamtes oder et-
wa auch als Mitglied des Kreista-
ges –, nimmt sich ab sofort eine 
Karte vom „Weihnachtswunder-
baum“, hinterlegt seinen Namen 
an der Infotheke, besorgt das 
Geschenk und gibt es spätestens 
verpackt bis 4. Dezember 2017 
zusammen mit der Karte wie-
der an der Infotheke ab. Die Ge-
schenke können in der darauffol-
genden Zeit bis Weihnachten von 
den Kindern bzw. deren Eltern 
abgeholt werden. Die gesamte 
Aktion wird anonymisiert durch-

geführt, das heißt, Geschenkebe-
sorger und -empfänger wissen 
nichts voneinander.

Die Geschenke haben jeweils 
einen Wert von rund 25 Euro 
und sind nicht gedacht als bloßer 
Geldbetrag, sondern als etwas 
„zum Anfassen“, also beispiels-
weise ein Spielzeug, ein Buch 
oder eine CD.

Auswahl durch  
das Jugendamt

Die Kinder und Jugendlichen, 
die beschenkt werden, wurden 
durch das Jugendamt mit Hilfe 
der Mitarbeiter des Sozialpäda-
gogischen Fachdienstes und der 
Koordinierenden Kinderschutz-
stelle und der Jugendsozialarbei-
ter an Schulen ausgewählt.

Zu folgenden Zeiten können 
die Wunschkarten abgeholt bzw. 
die Geschenke an der Infotheke 
im Landratsamt-Hauptgebäude 
abgegeben werden: Montag bis 
Mittwoch von 7.00 bis 17.30 Uhr, 
Donnerstag von 7.00 bis 18.00 
Uhr, Freitag von 7.00 bis 13.00 
Uhr. r

Mit Wertschätzung  
die Region entwickeln 

Netzwerktreffen der ILE-Zusammenschlüsse in Niederbayern

In ganz Niederbayern gibt es 20 ILE-Zusammenschlüsse (Integrier-
te Ländliche Entwicklung), die sich zwar jeweils in ihrer Region re-
gelmäßig treffen, doch selten alle gemeinsam austauschen kön-
nen. Deshalb veranstaltete das Amt für Ländliche Entwicklung 
Niederbayern kürzlich im Kulturforum Oberalteich ein Netzwerk-
treffen für alle ILE-Zusammenschlüsse in Niederbayern, bei dem 
verschiedene Referenten Impulse für die Zukunft geben sollten.

Mehrere Referenten stellten 
das Motto „Vorleben statt vor-
geben“ sowie eine stärkere Bür-
gerbeteiligung in der Regional-
entwicklung ins Zentrum ihres 
Vortrags. So etwa der Altbürger-
meister der österreichischen Ge-
meinde Steinbach an der Steyr, 
Karl Sieghartsleitner. Er hatte aus 
seiner in Not geratenen Gemein-
de nach und nach ein internatio-
nales Musterbeispiel für Regio-
nalentwicklung gemacht. Das Po-
tential der Menschen vor Ort er-
kennen, ihnen das Gefühl geben, 
dass sie gebraucht werden, sie 
aktiv miteinbeziehen in die Ent-
wicklung der Gemeinde, den Ide-
en anderer Raum zur Entfaltung 
geben – all das waren seine Zuta-
ten für den außergewöhnlich er-
folgreichen „Steinbacher Weg“. 
Denn Menschen, die persönlich 
und in ihrer Arbeit wertgeschätzt 
werden, entfalten viel Energie 
zum Wohle der Gemeinschaft. 
„Eigentlich war’s ganz leicht“, 
meinte der Referent zuletzt.

Auch Gerhard Peham, Ge-
schäftsführer von „die Schatzsu-
cher“, appellierte an die rund 60 
anwesenden Bürgermeister, wie 
erfolgreiche Unternehmen zu 
agieren und verborgene Potenti-
ale in der Bevölkerung zu heben. 
Die allermeisten Menschen wür-
den sich vor allem aus einem Ge-
fühl von Angst und Ohnmacht  
heraus zurückziehen und sich nicht 
engagieren. Diese könnte man je-
doch für eine Mitarbeit gewinnen, 
wenn man ihnen konkrete Projek-
te vorschlage, die Sinn machen, ein 
Wir-Gefühl auslösen und sie dafür 
Wertschätzung erfahren.

Lebensqualität im Visier

Der Vortrag des niederbaye-
rischen Bezirkstagspräsidenten 
und Bürgermeisters der Stadt 
Freyung, Dr. Olaf Heinrich, ging 
ebenfalls in diese Richtung. Er 
umriss zunächst die Entwick-
lung seiner Stadt in den vergan-
genen zehn Jahren, die dank des 
Engagements und der Investi-
tionen von Bürgern in ihre Hei-
mat äußerst positiv verlaufen ist. 
„Wir haben als Bürgermeister die 
Chance, einen Prozess in Gang zu 
setzen“, so Heinrich. Und dies be-
deute, sich nicht von Projekt zu 
Projekt zu hangeln, sondern alles 
unter ein Gesamtkonzept zu stel-
len. Inspiriert von Josef Ober aus 
dem Steirischen Vulkanland, der 
in seinem Buch „Politik der In-
wertsetzung“ viele neue Denkan-
stöße gibt, ist auch Heinrich da-
von überzeugt, dass die Heraus-
forderungen der Zukunft „nicht 

allein mit dem Geldbeutel“ zu lö-
sen sind. „Wir dürfen uns nicht 
mehr nur über unsere Investiti-
onen definieren, sondern soll-
ten vielmehr die Lebensqualität 
ins Zentrum rücken.“ Dazu gehö-
re auch, dass der Bürger das Be-
stehende mehr wertschätze, ein 
Gemeinschaftsgefühl in den Dör-
fern und Städte zurückkehre, das 
letztendlich viel glücklicher ma-
che als das Materielle – sozusa-
gen eine „geistige Regionalent-
wicklung“. Denn während zwar 
der Wohlstand insgesamt stetig 
angestiegen ist, gehe gleichzeitig 
viel Spirituelles und Seelisches 
verloren. Objektiv gehe es vielen 
Menschen gut, dennoch seien sie 
nicht zufrieden. Die zunehmende 
Individualisierung und das Dele-
gieren von Verantwortung („Ich 
weiß zwar wie es besser gehen 
würde, machen sollen es aber die 
anderen“) würden diesen Trend 
noch verstärken.

Für Chancengleichheit

„Die Heimat ist ein Ort, wo 
Bewusstseinsbildung beginnen 
muss“, hob er hervor. Und mehr 
Bewusstsein für die Vorteile des 
ländlichen Raums zu schaffen, 
sei notwendig, um mit den Me- 
tropolregionen langfristig mithal-
ten zu können. „Wenn wir von 
gleichwertigen Lebensverhältnis-
sen in Stadt und Land sprechen, 
dann heißt das nicht, dass wir 
gleich sein sollen, sondern dass 
wir die gleichen Chancen haben 
sollen. Wir sind anders als die Bal-
lungszentren, haben aber eben-
falls Strukturen, die sehr wert-
voll sind.“ Die Menschen auf dem 
Land sind noch verwurzelt mit ih-
rer Heimat – eine Chance für die 
Politiker, sie mitzunehmen und für 
ein Engagement zu begeistern.

Ein weiteres Thema des Tref-
fens war der Einsatz von sozialen 
Netzwerken in der Gemeindepo-
litik, den Philipp Ehrenberger von 
der Firma „bildschnitt tv“ den 
Bürgermeistern ans Herz legte. 
In der abschließenden Diskus-
sionsrunde wurde zudem über 
Wegebaumaßnahmen gespro-
chen. Während die Kommunal-
politiker den bürokratischen Auf-
wand für Förderanträge kritisier-
ten, machte Maximilian Geierhos 
vom bayerischen Forstministeri-
um deutlich, dass die Gelder gar 
nicht vollständig verbaut werden 
könnten, da die Gemeinden die 
notwendigen Grundstücke nicht 
vorhalten würden. „Auch die Ge-
meinden sind in der Pflicht, gute 
Konzepte für Wegenetze zu er-
stellen.“ ml 
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Landrat Helmut Weiß feierte 60.Geburtstag:

„Ein Landrat für die Bürger“
Obernzenn. „Was immer Helmut Weiß in der Politik anpackt, er 
tut es mit Überzeugung und großem Engagement“, so beschrieb 
CSU-Landtagsabgeordneter Hans Herold den Jubilar bei der Fei-
er in der Zenngrundhalle. Den 60. Geburtstag nahmen zahlrei-
che Weggefährten zum Anlass, Helmut Weiß für all das zu danken, 
was er in seiner bisherigen politischen Laufbahn für die Bürgerin-
nen und Bürger als Bürgermeister von Obernzenn und Landrat des 
Landkreises Neustadt a.d. Aisch – Bad Windsheim geleistet hat.

So gab es unter anderem 
mit Dieter Hummel („ein star-
ker Landkreis mit einem starken 
Landrat“) für die CSU und Wal-
ter Billmann für die SPD Gruß-
botschaften von im Kreistag ver-
tretenen Fraktionen und Bür-
germeister Reinhold Klein aus 

tie vor Ort, in unseren Städten, 
Gemeinden und Landkreisen“. Star-
ke Landkreise seien „das Lebense-
lixier unseres modernen, kreati-
ven und bürgernahen Bayern“. 
Dafür stehe der Jubilar, „ein en-
gagierter und erfolgreicher Kom-
munalpolitiker mit Herz und Ver-

Kreistag, als Stellvertreter des 
Landrats und als Bürgermeis-
ter. Ursprünglich war Helmut 
Weiß Polizeibeamter und Perso-
nenschützer beim Bundeskrimi-
nalamt.

Für Hans Herold, der auch die 
Grüße von Innenminister Joa-
chim Herrmann überbrachte, 
zählten Beharrlichkeit, Autorität 
und Kompetenz zu Weiß‘ Stär-
ken. „Und diese Autorität, die-
se Durchsetzungskraft hast du, 
lieber Helmut, insbesondere bei 
der großen Herausforderung der 
‚Flüchtlingskrise‘ vor zwei Jah-
ren gemeinsam mit deiner Ver-
waltung, den Kommunen und ei-
ner Vielzahl von Helferinnen und 
Helfern bewiesen“. Herold: „Das 
war wohl eine der ganz großen 
politischen Herausforderung dei-
ner bisherigen politischen Lauf-
bahn“. 

Zum Landkreis  
mit Zukunft entwickelt

Zu wesentlichen Schwerpunk-
ten seiner Arbeit zählten unter 
anderem die vielen Schulbau-
maßnahmen, die Positionierung 
der Kliniken im Landkreis mit der 
Installation der „Gesundheits-
region Plus“, die Forcierung der 
Wirtschaftsförderung und Re-
gionalentwicklung. „Mit gewis-
sem Stolz können wir feststel-
len, dass es dank einer zukunfts-
weisenden Politik unseres Land-
rates und seiner Amtsvorgänger 
sowie der Kommunalpolitiker im 
Landkreis und der tüchtigen Bür-

gerschaft gelungen ist, aus dem 
Landkreis eine Zukunftsregion, 
eine Mehr-Region, eine Region 
mit vielen Chancen zu machen. 
Hier in unserem Landkreis ist Zu-
kunft!“

Standhaft -  
auch gegen die Regierung

Lob und Anerkennung gebühr-
ten Weiß auch dafür, dass er 
in Sachen Wasserschutzgebiet 
Uehlfeld mit einer „Remonstrati-
on“ (Einwendung, die ein Beam-
ter gegen eine Weisung erhebt, 
die er von seinem Vorgesetzten 
erhalten hat) „klare Kante“ zeig-
te. „Du bist aus Überzeugung 
auch gegenüber der Regierung 
von Mittelfranken standhaft ge-
blieben“. Der anwesende Regie-
rungspräsident Dr. Thomas Bau-
er nahm’s mit Humor.

Gratulanten  
und Glücksbringer

Durch das kurzweilige Pro-
gramm führte der Pressesprecher 
im Landratsamt, Rainer Kahler: So 
gestalteten die „Staachweiber“ ei-
ne Geburtstags-„Andacht“, mu-
sikalische Einlagen gab es durch 
den Musikverein  Obernzenn und 
die „Landfrauenstimmen“. Wäh-
rend der ebenfalls aus Obernzenn 
stammende „Doppelminister“ 
Christian Schmidt wegen Sondie-
rungsgesprächen in Berlin aufge-
halten war und seine Wünsche 
per Video-Botschaft übermittel-
te, gab es eine ganze Reihe per-
sönlich überbrachter Glückwün-
sche, von Weinhoheiten bis hin 
zur Feuerwehr, dem Kreisverband 
für Garten- und Landschaftspfle-
ge und Mitarbeitern des Land-
ratsamtes mit Schornsteinfeger-
meister Michael Geißdörfer als 
„Glücksbringer“.

Bei allen Reden kam zum Aus-
druck, dass es die Familie ist, 
die dem Jubilar den nötigen 
Freiraum für seine vielfältigen 
Aufgaben lässt, und der es zu 
danken gilt. Helmut Weiß fass-
te so zusammen: „Ich habe in 
meinem Leben viel Glück ge-
habt und meiner Frau, der Fa-
milie und Freunden viel zu ver-
danken“. Auch habe er nie die 
Wurzeln vergessen: „Sie sind 
Heimat und Familie, Ursprung 
meines Lebens“. pmw

Sugenheim würdigte für den 
Bayerischen Gemeindetag die 
Leistungen des Jubilars. Der gast-
gebende Bürgermeister Mar-
kus Heindel überraschte Helmut 
Weiß mit der vom Marktgemein-
derat einstimmig beschlosse-
nen Ernennung zum Altbürger-
meister seiner Heimatgemeinde 
Obernzenn, wo er 18 Jahre aus-
gesprochen erfolgreich als Erster 
Bürgermeister wirkte.

Viele Gäste  
aus den Partnerregionen

Zu den Gästen gehörten ne-
ben politischen Mandatsträgern, 
Repräsentanten von Behörden, 
Unternehmen und Banken auch 
Kommunalpolitiker aus dem 
sächsischen Markersbach, der 
Partnergemeinde von Obern-
zenn. Auch Landrat Frank Vogel 
aus dem Erzgebirgskreis, der seit 
vielen Jahren eine Partnerschaft 
mit dem Landkreis Neustadt a.d. 
Aisch - Bad Windsheim pflegt, 
war gekommen. 

„In den Kommunen schlägt 
das Herz der Demokratie“

Nach Ansicht von Hans Herold, 
der als einer der Stellvertreter 
des Landrats die Laudatio hielt, 
„schlägt das Herz der Demokra-

stand, ein Landrat für die Bürger“.
Im April 2014 wurde Helmut 

Weiß zum Landrat im Landkreis 
Neustadt a.d. Aisch – Bad Winds-
heim gewählt. Seit 1990 trägt 
er Verantwortung in der Kom-
munalpolitik, zunächst als Ge-
meinderat, später dann auch im 

Überreichten die Ernennungsurkunde zum Altbürgermeister von 
Obernzenn: Erster Bürgermeister Markus Heindel, Landrat Helmut 
Weiß und Zweite Bürgermeisterin Renate Laudenbach. Bild: pmw

Im Foto links die vervielfachten Eders, rechts die Familie Dietz, mittig 
1. Bürgermeister Dr. Uwe Brandl. r

Neue Babys, neue Bäumchen – 
Willkommen  in Abensberg!

Seit vielen, vielen Jahren erhalten Abensberger Eltern bei Neuge-
burten ein Wunschbäumchen. Die Aktion ist sehr beliebt und för-
dert nebenbei die Obstbaumbestände in den privaten Gärten der 
Stadt und der Ortsteile. Anfang November war es wieder soweit, 
Abensberger Eltern holten sich ihr Bäumchen ab – insgesamt 136 
Geburten gab es im Zeitraum vom 1. September 2016 bis zum 31. 
August 2017, eine wiederum leichte Steigerung gegenüber dem 
letzten Jahr, was für Abensbergs Ersten Bürgermeister Dr. Uwe 
Brandl, der die Geburtenpflanzaktion einst in den Stadtrat ge-
bracht hatte, erfreulich ist: „Wenn sich junge Familien eine Zu-
kunft in unserer Stadt vorstellen können, dann haben wir vieles 
richtig gemacht.“ 

In fröhlicher Runde wurden 
die Bäumchen übergeben, Bau-
hof-Mitarbeiter halfen mit und 
hatten alles hergerichtet.

Wer will welchen Baum? Al-
exandra Eder hatte für Töchter-
chen Klara eine Sauerkirsche 
ausgesucht, Söhnchen Alois war 
mit dabei, für den es zur Geburt 
schon einen Pflaumenbaum ge-
geben hatte – der eigene Garten 
in der Kagrastraße wird nun aber-
mals bestückt. Stefanie und Fabi-
an Dietz hatten für ihren Sohn Ki-
lian einen Zwetschgenbaum aus-
gewählt – der kommt in den eige-
nen Garten an den Allersdorfer 
Abensauen. Und Tanja Eder hatte 
gleich drei kleine Herren dabei – 
Josef und Ludwig assistierten, für 
Baby Fritz gibt es eine Quitte, die 
ebenfalls in den eigenen Garten 
kommt – in Aunkofen. 

Insgesamt wurden 79 Bäu-
me bestellt und ausgegeben. 
Sigus Labitzke und Albert Bull-
mer vom Bauhof sorgten für 

die Ausgabe und halfen mit, 
wo Hilfe nötig war. Abschlie-
ßend dankte 1. Bürgermeister 
Dr. Brandl allen für ihr Kommen 
und wünschte den kleinen wie 
den großen Bauhof-Besuchern 
alles Gute für die Zukunft.  r

OB Dr. Florian Janik, Erlangen

Neuer Bezirksvorsitzender 
beim Städtetag Mittelfranken

Dr. Janik folgt auf Dr. Jung: In der Bezirksversammlung Mit-
telfranken des Bayerischen Städtetags am 10.11.2017 in Er-
langen wurde Oberbürgermeister Dr. Florian Janik, Erlan-
gen, als Nachfolger von Oberbürgermeister Dr. Thomas Jung, 
Fürth, als Bezirksvorsitzender Mittelfranken des Bayerischen 
Städtetags gewählt. Dr. Jung hat sein Amt als Bezirksvorsit-
zender niedergelegt, weil er beim BAYERISCHEN STÄDTETAG 
in Rosenheim am 12. Juli 2017 in den Vorstand des Bayeri-
schen Städtetags und zum ersten stellvertretenden Vorsit-
zenden gewählt worden ist. 

Dr. Janik wurde als Bezirksvorsitzender der kreisfreien Ver-
bandsmitglieder in Mittelfranken neu gewählt. Unverändert im 
Amt bleibt als Bezirksvorsitzender der kreisangehörigen Ver-
bandsmitglieder in Mittelfranken Erster Bürgermeister Alfons 
Brandl aus Herrieden. Die Vorsitzenden der Bezirksversamm-
lungen üben ihr Amt gleichberechtigt aus: Ein Oberbürgermeis-
ter einer kreisfreien Stadt und ein Stadtoberhaupt einer kreis- 
angehörigen Stadt oder Gemeinde stehen gleichberechtigt an 
der Spitze der Bezirksversammlungen. Die Bezirksvorsitzenden 
sind Ansprechpartner für die Mitglieder im Regierungsbezirk 
und sie repräsentieren den Verband bei regionalen Anlässen. 

In jedem der sieben Regierungsbezirke im Freistaat Bayern 
treffen sich die Mitglieder des Bayerischen Städtetags zwei-
mal pro Jahr zu ihren Bezirksversammlungen. Dort behandeln 
sie regionalspezifische Anliegen und diskutieren über aktuelle 
kommunalpolitische Grundsatzfragen. Die Gremien des Baye-
rischen Städtetags werden jeweils nach den allgemeinen Kom-
munalwahlen für sechs Jahre neu gebildet.  r

Projekttag an der Realschule Wemding:

„Hilfe, oder wir kommen? – 
Flüchtlinge in Europa

Einen Projekttag zur Flüchtlingsthematik für die Schülerinnen 
und Schüler der 10. Klassen veranstaltete die Anton-Jaumann- 
Realschule Wemding. Angeleitet von Referentinnen und Referen-
ten der Landeszentrale für politische Bildung aus München be-
fassten sie sich zunächst mit Europa und den Grundlagen der EU.

 Was die Krümmung der Bana-
ne mit der EU zu tun hat, war un-
ter anderem ein Aspekt, an dem 
die Schülerinnen und Schüler 
nachvollziehen konnten, wie die 
große Politik Einfluss auf ihren 
Alltag nimmt.  

Anschließend wurden im Kari-
katurenkarussell aktuelle Karika-
turen besprochen. Wichtige The-
sen zur Flüchtlingspolitik wur-
den gemeinsam diskutiert, nach 
Zustimmung geordnet oder ver-
worfen, bis sich ein Ranking her-
ausstellte. Mit Hilfe eines Europa-
puzzles bekamen die Schülerin-

nen und Schüler so ein Gefühl für 
die Größe und Vielfalt Europas.  

Abgerundet wurde der Tag 
durch eine Podiumsdiskussion 
mit dem Landrat des Donau- 
Ries-Kreises, Stefan Rößle (CSU), 
der Abgeordneten im Bayeri- 
schen Landtag und Sprecherin 
für Asyl, Migration und Europa, 
Christine Kamm (Bündnis 90/Die 
Grünen) und dem Organisator 
der Helferinitiative für Flüchtlin-
ge „Wir mit euch? in Wemding“, 
Theo Knoll, Rektor i.R.

Rege Aussprache

Bei der Diskussion ging es vor 
allem um die Situation vor Ort 
bei der Integration der Asylbe-
werber. Zur Sprache kamen die 
Probleme bei der Suche nach Ar-
beit sowie die Schwierigkeiten, 
Wohnraum zu finden. Die Schü-
ler konnten von ihren Erfahrun-
gen mit Asylbewerbern berich-
ten und den Politikern Fragen 
stellen. Für die zukünftigen Erst-
wähler war es ein interessanter 
Tag weg vom alltäglichen Unter-
richtsgeschehen mit viel neuem 
Input und Austausch zu einem 
Thema, das den Ausgang der 
jüngsten Bundestagswahl ent-
scheidend mit beeinflusst hat. r

Zahlreiche Schülerinnen und Schüler beteiligten sich an der Diskussion mit Theo Knoll, Landrat Ste-
fan Rößle, Lehrerin Susanne Ponicki und MdL Christine Kamm und zum Thema Flüchtlinge in Europa.

Ausbau der Kinderbetreuung 
Familienministerin Müller: 22,4 Millionen Euro Förderung  

für rund 1.000 neue Kita-Plätze in Niederbayern

Bayerns Familienministerin Emilia Müller übergab in Landshut an 
17 niederbayerische Gemeinden Förderbescheide zur Schaffung 
von fast 1.000 neuen Betreuungsplätzen. Damit profitiert Nieder-
bayern das erste Mal vom neuen Investitionsprogramm des Frei-
staats. Die Gemeinden erhalten aus Mitteln des Bundes einen 
Aufschlag von bis zu 35 Prozent auf die reguläre Förderung.

 „Ich freue mich sehr, dass in 
niederbayerischen Kitas insge-
samt 997 neue Betreuungsplät-
ze entstehen. Der Freistaat un-
terstützt die Kommunen da-
bei mit einer Förderung in Höhe 
von insgesamt 22,4 Millionen Eu-
ro“, so Müller. Zu dem Investiti-
onsprogramm erklärte die Minis-
terin: „Das Programm kommt zur 
rechten Zeit: die Geburtenzahlen 
steigen. Wir wollen aber auch in-
klusive Einrichtungen ausbauen 
und dem Betreuungsbedarf von 
Flüchtlingskindern gerecht wer-
den. Insgesamt stehen 178 Mil-
lionen Euro zusätzlich zur Verfü-
gung, mit denen wir die regulä-
re staatliche Förderung erheblich 

verstärken können.“ So erhalten 
zum Beispiel Kommunen mit ei-
ner durchschnittlichen Finanzkraft 
künftig 85 Prozent statt der regu-
lären 50 Prozent ihrer förderfähi-
gen Investitionskosten erstattet.

Seit 2008 sind in Bayern rund 
80.000 Plätze für Kinder un-
ter drei Jahren entstanden. Ins-
gesamt standen dafür 1,4 Milli-
arden Euro zur Verfügung. Mit 
Blick in die Zukunft verdeutlichte 
Müller: „Wir wollen eine maßge-
schneiderte Kinderbetreuung in 
allen Teilen Bayerns und höchs-
te Qualität in den Kindertages-
einrichtungen. Das vierte Inves-
titionsprogramm ist ein weiterer 
Baustein dazu.“  r
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Hilfe für Kinder aus suchtbelasteten Familien im Landkreis Dillingen:

AOK fördert das Projekt „Kiasu“  
In Familien, in denen Suchtmittel eine dominierende Rolle spie-
len, verbirgt sich meist seelische Not. Besonders die Kinder haben 
in diesem Umfeld keine Möglichkeit, kindgerecht aufzuwachsen. 
Deshalb wurde im Landkreis Dillingen das Präventionsprojekt  
„KIASU – Kinder aus suchtbelasteten Familien“ ins Leben geru-
fen. Die Geschäftsstelle der Gesundheitsregionplus am Landrats- 
amt Dillingen hat hierfür zusammen mit dem Caritasverband für 
die Diözese Augsburg e.V. eine finanzielle Projektförderung bean-
tragt. Die AOK Bayern fördert das Vorhaben mit rund 12.250 Euro 
über die Initiative „Gesunde Kommune“. 

Umfragen zufolge haben 70 
Prozent der von den bayerischen 
Suchtberatungsstellen der Cari-
tas betreuten Frauen und 54 Pro-
zent der Männer eigene Kinder. 
„Doch Kinder werden selten in 
der Rolle als Kinder suchtkranker 
Eltern wahrgenommen“, weiß 
Barbara Habermann, Referatslei-
tung Sucht und Psychiatrie beim 
Diözesancaritasverband Augs-
burg. Die Kindheit der Betroffe-
nen ist häufig geprägt von Angst 
und Unsicherheit sowie einem 
Mangel an emotionaler Zuwen-
dung. Das Projekt „Kiasu - Kinder 
aus suchtbelasteten Familien“ 
beschäftigt sich mit Kindern und 
Jugendlichen im Alter von sechs 
bis 16 Jahren, bei denen Angehö-
rige durch Alkohol oder Drogen-
probleme belastet sind.

„Nicht nur das Risiko der Kin-
der, selbst suchtkrank zu wer-
den ist um ein 6-faches erhöht, 
die Kinder haben oft auch mit 
Gewalt, emotionaler Belastung, 
Verschwiegenheit und Isolati-
on zu kämpfen“, weshalb diese 
präventive Maßnahme so wich-
tig ist“, erklärte Sabine Schmidt, 
Suchttherapeutin und Leiterin 
der Suchtfachambulanz Dillingen. 

Kommunen können  
Förderung beantragen

Die AOK Günzburg unterstützt 
im Rahmen der Initiative „Ge-
sunde Kommune“ verschiedene 
Städte, Gemeinden oder Land-
kreise, die das Wohlbefinden und 
die Gesundheit ihrer Bürger stei-
gern wollen. Jede Kommune, die 
ein Präventionsprojekt plant, 
kann dafür bei der AOK finan-
zielle Förderung anfragen. Dies 
hat die Gesundheitsregionplus in 
Dillingen erfolgreich getan. „Die 
rund 12.250 Euro sind eine gu-
te Investition in eine hoffentlich 
gesunde Zukunft der betroffenen 
Kinder und Jugendlichen“, erläu-
terte AOK-Direktor Hermann Hil-
lenbrand bei der Übergabe des 
Förderzertifikats an Landrat Leo 
Schrell. 

Leitfaden Prävention

„Ich freue mich über die gute 
Netzwerkarbeit mit den beteilig-
ten Akteuren und dass die Cari-
tas für die Diözese Augsburg e.V. 
das Projekt auch nach der Pro-
jektförderung im Landkreis fort-
führen wird. Somit ist die Ba-
sis für eine nachhaltige Präven-
tionsarbeit gelegt“, so der Land-
rat. Die Geschäftsstellenleiterin  
der Gesundheitsregionplus Caro- 
lin Rolle betonte den wichtigen 
Beitrag der AOK zu einer ertrag-
reichen Netzwerkarbeit.

Grundlage für den Förderrah-
men bildet der Leitfaden Prä-
vention, der für jede gesetzliche 

Krankenversicherung gilt. Kom-
munen können ihr Projekt über 
ein spezielles Formular beschrei-
ben, das die AOK auf Anfrage per 
E-Mail zur Verfügung stellt. Prä-
ventionsexperten der AOK prü-
fen dann, ob und in welcher Hö-
he eine finanzielle Unterstützung 
möglich ist und informieren und 
beraten interessierte Kommu-
nen in allen Fragen rund um die 
Initiative „Gesunde Kommune“. 
Weitere Informationen gibt es 
unter www.aok.de/bayern/ge-
sundekommune.

Bei den regelmäßigen Treffen 
erhalten betroffene Kinder und 
Jugendliche die Möglichkeit, sich 
altersgerecht auszutauschen und 

schwierige Lebenssituationen ver- 
stehen zu lernen. „In Einzel- und 
Gruppengesprächen versuchen 
wir, individuelle Lösungen für 
die betroffenen Familien zu fin-
den“, so  Jessica Ochsenbauer, 
Gruppenleitung und Mitarbeite-
rin der Suchtfachambulanz Dil-
lingen. Ziel sei es, den Kindern 
zu vermitteln, dass es nicht ihre 
Aufgabe ist, die Familie zusam-
men zu halten und Verantwor-
tung für diese zu übernehmen. 
„Typische Rollenmuster wie die 
unbewusst übertragene Verant-
wortung im Familienleben sol-
len unterbrochen werden, damit 
kindgerechte Bedürfnisse wieder 
gelebt werden können“, so Och-
senbauer weiter.

„Um den Kindern die Teilnah-
me am Präventionsprojekt zu er-
möglichen, ist es nötig, die Eltern 
dafür zu motivieren. Dies bedeu-
tet oftmals, eigene Schuld- und 
Schamgefühle zu überwinden. 
Dabei helfen die Mitarbeiterin-
nen der Suchtfachambulanz“, so 
Sabine Schmidt.  r

„Da blicken wir wegen der 
Regierungsbildung über Wo-
chen gebannt nach Berlin, 
dabei zeichnet sich im hohen 
Norden eine wahre Revolu-
tion ab: Die Küste bekommt 
mehr Feiertage!“ Mein Chef, 
der Bürgermeister, fuchtelte 
mit einem Zeitungsausschnitt 
herum. Es wurde berichtet, 
dass die GroKo in Niedersach-
sen mit einem weiteren Feier-
tag liebäugelt und auch die 
Länder Bremen, Hamburg und 
Schleswig-Holstein wohl noch 
einen freien Tag pro Jahr drauflegen wollen.

Auf den Geschmack hat die Menschen zwi-
schen den zwei kalten Meeren wohl der  
Extra-Feiertag heuer zum Reformationsjubi-
läum gebracht. Deshalb wird es in diesen pro-
testantisch geprägten Ländern wohl auf einen 
evangelischen Feiertag hinauslaufen: Entwe-
der der Reformationstag Ende Oktober oder der 
Buß- und Bettag im November.

So ändern sich die Zeiten. In den 90er Jahren 

des letzten Jahrhunderts wurde der Buß- und Bet-
tag noch von einem bundesweit arbeitsfreien Fei-
ertag zu einem bloß geschützten Tag degradiert, 
weil die Volkswirtschaft mit dem Produktivitäts-
gewinn durch den einen Arbeitstag mehr die 
Einführung der Pflegeversicherung leichter ver-
kraften sollte. Und heute? Geht es uns wieder mal 
so gut, dass der Esel auf Eis tanzen geht und eini-
ge meinen, sich um die Produktivität der Volks-
wirtschaft nicht mehr scheren zu müssen?

Vielleicht. Vielleicht ist es aber aus der Pers-
pektive der norddeutschen Tiefebene auch nur 
eine Frage der nachholenden Gerechtigkeit. 
Denn objektiv sind in Deutschland die Länder 
am erfolgreichsten, die am meisten Feiertage 
haben. Und der – auch ohne den außertourigen 
Reformationstag 2017 – Feiertagschampion 
Bayern finanziert jährlich mit Milliardensum-
men die Haushalte der meisten neuen feierfreu-
digen Länder.

Aber Vorsicht, vor einem Denkfehler sei ge-
warnt: Es kommt nicht nur auf die Zahl der Fei-
ertage an, sondern auch auf die Lage. Die Bay-
ern können sich mit dem Heilig Dreikönigstag 

prima die entspannenden Ski-
ferien um Neujahr um einen 
Tag verlängern. Fronleich-
nam ermöglicht um Pfings-
ten rum zwei Wochen Sonne 
für schlappe acht Urlaubsta-
ge und die – leider nur regi-
onal geltenden – Kronjuwe-
len im Feiertagskalender, 
Mariä Himmelfahrt und das 
Hohe Friedensfest in Augs-
burg, bieten sogar daheim 
fast so etwas wie Schönwet-
tergarantie. 

Ob der Reformationstag 
immer den goldenen Oktober bringt, ist dage-
gen mehr als zweifelhaft und der Buß- und Bet-
tag im Schmuddelmonat November bietet sich 
wegen des unverrückbaren Mittwochtermins 
nicht mal für Brückenbauer ohne weiteres an. 
Fazit: Der durchaus diskutierbare Effekt der Er-
holung für die Arbeitnehmer wird durch die La-
ge der Südfeiertage eher gefördert.

Ich gebe zu: Das war jetzt ein bisschen unsach-
lich und hat vor allem außer Acht gelassen, dass 
ja gerade in religiösen Traditionen gründende 
Feiertage in hohem Maße identitätsstiftende 
Funktion haben und den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt durch die Besinnung auf gemein-
same Wurzeln stärken. Das ist für nicht wenige 
der Hauptgrund, warum sie die Einführung von  
islamischen Feiertagen ablehnen: Auch wenn ei-
nige Mitglieder der Gesellschaft ihre spirituellen 
Wurzeln im Islam haben, so gilt dies keinesfalls 
für die Gesellschaft als Ganzes.

Eines galt aber in den 90ern und gilt auch 
noch heute: Bei in der Regel 30 Tagen Anspruch 
auf bezahlte Urlaubstage pro Arbeitnehmer 
sollten wir eigentlich andere Probleme haben, 
als über die Einführung neuer Feiertage nachzu-
denken. Dennoch, nix für ungut, liebe Landsleu-
te im Norden: Der zusätzliche Feiertag sei euch 
gegönnt, genießt ihn, auch wenn ihn im Zweifel 
der Süden zahlen muss.

Mein Chef, der Bürgermeister, hätte auch ei-
nen Vorschlag zu machen: Warum sollte man 
nicht dann den folgenden Montag freimachen, 
wenn Tage wie der Maifeiertag oder der Tag 
der Deutschen Einheit auf einen Sonntag fal-
len? Damit auch in solchen Jahren das gilt, was 
der Aphoristiker Walter Nenzel so ausdrückt: 
„Feiertage sind Atempausen der Seele“.

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Feiertage sind  
Atempausen der Seele

Bei der Übergabe des Zertifikats „Gesunde Kommune“ v. l.: Dr. Uta-Maria Kastner (Fachbereich Gesund-
heit Landratsamt Dillingen), Carolin Rolle (Geschäftsstelle Gesundheitsregionplus), Landrat Leo Schrell,  
Direktor Hermann Hillenbrand (AOK Günzburg), Sabine Schmidt (Leiterin der Suchtfachambulanz Dillin-
gen) und Jessica Ochsenbauer (Gruppenleitung und Mitarbeiterin der Suchtfachambulanz Dillingen).  r 

Grenzen überwinden 
Mitgliederversammlung der Euregio Egrensis Arbeitsgemeinschaft

Die Neuwahl des Präsidiums sowie u. a. ein Bilanzbericht über 
die wichtigsten Euregio-Aktivitäten seit 2016 standen im Zent-
rum der Mitgliederversammlung der Euregio Egrensis Arbeits-
gemeinschaft Bayern e.V. in Marktredwitz. Die bisherige Zusam-
mensetzung des Gremiums für die Amtsperiode 2017-2020 mit 
Oberbürgermeisterin a. D. Dr. Birgit Seelbinder als Präsidentin an 
der Spitze sowie ihren Stellvertretern, den Landräten Wolfgang 
Lippert aus Tirschenreuth und Klaus Peter Söllner aus Kulmbach, 
wurde dabei einstimmig bestätigt.

Als weitere Mitglieder des Prä-
sidiums fungieren die Landräte Dr. 
Karl Döhler (Wunsiedel), Thomas 
Ebeling (Schwandorf), Herman 
Hübner (Bayreuth) und Andreas 
Meier (Neustadt a. d. Waldnaab), 
die Oberbürgermeister Dr. Ha-
rald Fichtner (Hof) und Kurt Seg-
gewiß (Weiden), Prof. Dr. Andrea 
Klug von der OTH Amberg-Wei-
den, Florian Rieder von der IHK 
Regensburg/Geschäftsstelle Wei-
den sowie Thomas Koller von der 
HWK für Oberfranken. 

Nach den Worten von Präsi-
dentin Seelbinder konnte das 
EU-Förderprogramm zur grenz- 
übergreifenden Zusammenarbeit 
Freistaat Bayern-Tschechische 
Republik „Ziel ETZ 2014-2020“ 
oder „Interreg V“ im vergange-
nen Jahr mit bayerisch-tschechi-
schen Groß- und Kleinprojekten 
„durchstarten“. Zu den bedeut-
samen geförderten Großprojek-
ten im Euregio-Gebiet mit Ge-
samtkosten über 25.000 Eu-
ro zählten die Projekte „Freund-
schaften ohne Grenzen“ des 
Bezirksjugendrings Oberfranken 
und „Green-Infrastructure-Maß-
nahmen aus Klärschlamm-Nut-
zung“ der IKOM Stiftland.

Von den insgesamt 103 Mio. 
Euro EU-Fördermitteln für den 
gesamten bayerisch-tschechi-
schen Grenzraum wurden bis-
lang rund 64 Prozent gebun-
den. Eine weitere Einreichfrist 
für Großprojekte endete im Au-
gust. Diese Projekte werden im 
Dezember im Begleitausschuss 
behandelt. Projektanträge für 

Großprojekte können laufend 
über das Online-Portal des IN-
TERREG-Programms beantragt 
werden. 

Dispositionsfonds  
wird eigenverantwortlich 
umgesetzt

Mit Blick auf die Kleinprojekte 
unterstrich Seelbinder, dass die 
Euregio Egrensis Arbeitsgemein-
schaft Bayern den Dispositions-
fonds im Auftrag des bayerischen 
Wirtschaftsministeriums zusam-
men mit der Arbeitsgemein-
schaft Böhmen eigenverantwort-
lich umsetzt. Auf bayerischer Sei-
te stünden dafür für den gesam-
ten Förderzeitraum insgesamt 2 
Mio. Euro Fördermittel aus dem 
Interreg-Topf zur Verfügung, d. 
h. jährlich rund 300.000 Euro für 
bayerische Antragsteller aus ih-
rem Euregio-Gebiet. 

Im Berichtszeitraum wurden 
26 bayerische und 34 tschechi-
sche Projekte genehmigt. Insge-
samt wurden seit dem Start des 
Dispositionsfonds 41 bayerische 
und 42 tschechische Projekte be-
willigt. Auf bayerischer Seite sei-
en damit insgesamt rund 475.000 
Euro EU-Fördermittel gebunden. 
Eines dieser Projekte sei zum Bei-
spiel das Gutachten zur Weiter-
entwicklung der beiden Radwe-
ge der Euregio Egrensis. 

Bereits jetzt werden laut 
Seelbinder in der Europäischen 
Union die Weichen für die För-
derprogramme im Zeitraum 
2020 bis 2026 gestellt. Daher ha-

be das Gemeinsame Präsidium 
der Euregio Egrensis bei einer 
früheren Sitzung eine Resolution 
zur künftigen Förderpolitik der 
EU verabschiedet. Vor dem Hin-
tergrund tiefgreifender Verände-
rungen in der Europäischen Uni-
on wie dem Brexit und den damit 
verbundenen Auswirkungen auf 
den Haushalt der Gemeinschaft 
gelte es, rechtzeitig die Interes-
sen der Grenzregionen zu arti-
kulieren, um eine langfristige Be-
einträchtigung der Förderpolitik 
für die territoriale Zusammenar-
beit in Europa zu vermeiden. 

Gemeinsames Präsidium

Das Gemeinsame Präsidium 
hat dazu einige Positionen for-
muliert, die für weitere Entwick-
lung nach 2020 von zentraler 
Bedeutung sind. So wird gefor-
dert, die finanzielle Unterstüt-
zung für die grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit ab 2020 im 
bisherigen Umfang beizubehal-
ten oder sogar auszuweiten. Au-
ßerdem sollen die Rolle der Eu-
regios weiter gestärkt und die 
Förderung grenzüberschreiten-
der Kleinprojekte und Begeg-
nungsmaßnahmen in den künfti-
gen Grundlagendokumenten fest 
verankert werden. 

„Obwohl in den vergangenen 
Jahrzehnten in den Grenzregio-
nen viel erreicht werden konn-
te, bleibt festzuhalten, dass die 
nachteiligen Folgen der jahr-
zehntelangen undurchdringli-
chen Grenze zwischen Ost und 
West in den betroffenen, über-
wiegend ländlichen Teilregionen 
im Nachbarraum Bayern-Sach-
sen/Thüringen-Tschechien noch 
lange nicht überwunden sind 
und daher weiterhin Unterstüt-
zung benötigen, nicht zuletzt we-
gen der nach wie vor vorhande-

nen erheblichen Sprachbarrie-
re“, machte Seelbinder deutlich. 

Ferner wies sie darauf hin, dass 
das seit April 2016 bei der Eure-
gio Egrensis angesiedelte Bera-
tungsbüro, das mit Mitteln des 
Bayerischen Staatsministeriums 
der Finanzen, für Landesentwick-
lung und Heimat und des Bezirks 
Oberfranken gefördert wird, im 
vergangenen Jahr seine Arbeit 
voll aufnehmen konnte.

In Folge der Beratungstätig-
keit sei bereits das bayerische 
Landesprogramm „Start Trans-
national!“ zur europaweiten Ver-
netzung bayerischer Akteure ge-
nutzt worden. Projekte in den 
transnationalen Kooperations-
räumen Nordwesteuropa, Mit-
teleuropa und Donauraum so-
wie im Programm Interreg Eu-
rope befänden sich in der Vor-
bereitungs- und Antragsphase 
oder würden von der Fördermit-
telberatung begleitet. Das the-
matische Spektrum reiche dabei 
von der nachhaltigen Nutzung 
des Natur- und Kulturerbes über 
technische und soziale Innovati-
on bis hin zu Verkehrs- und Ener-
giethemen. 

Gemeinsames Wörterbuch

Mit Hochdruck, so die Präsi-
dentin weiter, werde derzeit an 
einem deutsch-tschechischen 
Wörterbuch für den Rettungs-
dienst gearbeitet. Wie Seelbin- 
der abschließend darlegte, 
prägt das Bayerisch-Tschechische 
Gastschuljahr die Arbeit der Eure- 
gio Egrensis schon seit über  20 
Jahren. Mehr als 550 tschechi- 
sche Gymnasiasten konnten im 
Lauf der Jahre ein Gastschuljahr 
an einem Gymnasium im baye-
rischen Teil der Euregio verbrin-
gen. Heuer startete das Gast-
schuljahr mit 24 Schülern aus 

Tschechien ins neue Schuljahr. 
Zum 25. Mal wurde das Eure-

gio-Jugendsommerlager durch-
geführt – heuer unter der Feder-
führung der sächsisch-thüringi-
schen Euregio-Arbeitsgemein-
schaft. Das somit „dienstälteste 
Euregio-Projekt“ kam bei den Ju-
gendlichen gut an.  Wanderun-
gen gehörten ebenso zum Pro-
gramm wie die Sprachanimation, 
die spielerisch die Nachbarspra-
che näherbringt und den Kindern 
und Jugendlichen einen interkul-
turellen Einblick ins Nachbarland 
gibt.  DK

Bildungsregionen aus 
ganz Schwaben tagten 
im Landkreis Günzburg

„Digitalisierung, Service Lear- 
ning – Lernen durch Engage-
ment“, aber auch das Thema 
Nachhaltigkeit, diskutierten die 
Vertreter der Bildungsregionen 
gemeinsam.

Ganz Schwaben ist bereits Bil-
dungsregion und wurde dafür 
auch im November 2016 vom 
Bayerischen Staatsministerium 
für Bildung und Kultur, Wissen-
schaft und Kunst ausgezeich-
net. Auf diesem Erfolg ruhen sich 
die Bildungsregionen in Schwa-
ben jedoch nicht aus. Regelmä-
ßig treffen sich die Landkreise 
und Städte, um über wichtige 
Themen im Bildungsbereich zu 
diskutieren, sich auszutauschen 
und gemeinsam an der Initiative 
Bildungsregionen auch überregi-
onal weiter zuarbeiten. Den Bil-
dungsregionen in Schwaben ist 
es besonders wichtig, sich zu ver-
netzen, Synergieeffekte zu nut-
zen und gemeinsame Herausfor-
derungen zu erkennen sowie ge-
meinsame Wege zu finden.    haj
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Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg-Lengfeld, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

Kommunalfahrzeuge

L I E F E R A N T E N  N A C H W E I SGZ

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.930713

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.930710

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

SchachtAusrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)821218 
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

Wissen was für bayerische
Kommunen wichtig ist:

Ihr ABO der

Fahnenmaste + Fahnen

Abzeichen

Gewerbebau

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Energiedienstleistung

Absperrpfosten

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@knoedler.de
Internet: www.knoedler.de

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@knoedler.de
Internet: www.knoedler.de

Weihnachtsbeleuchtung

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

Bau

Walter Krenzer GmbH & Co KG • Industriestraße 26 • 35684 Dillenburg (Frohnhausen)
Tel.: 0 2771/3208-0 • E-Mail: info@krenzer-sitzmoebel.de • www.krenzer-sitzmoebel.de

Das Krenzer-Modularsystem

... clevere Raumkonzepte

Fordern Sie u
nsere neuen

Verkaufsunter
lagen an!

Sitzmöbelhersteller

Fahnenmaste + Fahnen

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de
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Vorschau auf GZ 23
In unserer Ausgabe Nr. 23, die am 7. Dezember 2017 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• Wasserversorgung · Wasserentsorgung
• Umwelt- und Abfalltechnik
• Kommunales Verkehrswesen · ÖPNV
• Kommunalfahrzeuge · Dienstfahrzeuge
• Garten- und Landschaftsbau

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegt eine 
Beilage der Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH, Mün-
chen, bei. Wir bitten um freundliche Beachtung.  r

Wirtschaftsministerin Ilse Aigner war Hauptrednerin beim 15. 
Forum Zukunft der schwäbischen Wirtschaftskammern IHK und 
HWK. V. l.: Dr. Andreas Kopton, Präsident der IHK Schwaben, 
Staatsministerin Ilse Aigner, HWK-Präsident Hans-Peter Rauch 
und HWK-Hauptgeschäftsführer Ulrich Wagner. Foto:  HWK Schwaben

Neue Unternehmen – 
Elixier für die Wirtschaft

Beim 15. Forum Zukunft Schwaben standen  
Unternehmensgründungen im Mittelpunkt

(treu) Die Unternehmen sind der Motor der deutschen Markt-
wirtschaft. Die 180.000 HWK- und IHK-Mitgliedsfirmen in Schwa-
ben sind nicht nur essentiell für die Versorgung und Beschäftigung 
der Menschen in der Region, sie sind auch wesentlicher Bestand-
teil des Produktions- und Technologiestandorts Schwaben. Gute 
Gründe, das Forum Zukunft Schwaben unter die Überschrift „Grün-
derszene Schwaben“ zu stellen. Auf dem 15. Forum Zukunft Schwa-
ben diskutierten die Vertreter der Wirtschaft mit der bayerischen 
Wirtschaftsministerin Ilse Aigner wichtige Zukunftsthemen. 

Dabei gaben die Repräsen-
tanten der Kammern einen um-
fangreichen Einblick in ihre Ar-
beit mit und für Existenzgrün-
der. Staatsministerin Ilse Aigner 
sieht Schwaben im Aufwind: „Der 
Wirtschaftsstandort Schwaben 
boomt. In vielen Fällen liegt die 

Arbeitslosenquote bei unter zwei 
Prozent. Diesen Schwung müs-
sen wir nutzen und in innovative 
Zukunftstechnologien fördern. 
Gerade Start-ups und Gründer 
spielen dabei eine wichtige Rol-
le: Mit frischen Ideen und ihrer 
digitalen und vernetzten Heran-

gehensweise denken und entwi-
ckeln sie Geschäftsmodelle völ-
lig neu. Die Umfeldbedingungen 
für diese jungen Unternehmer 
sind in Bayern und Schwaben 
ideal: Mit zahlreichen Aktivitä-
ten fördern wir die junge Unter-
nehmerszene, etwa mit unserer 
Initiative Gründerland.Bayern. 
Unsere universitären und au-
ßeruniversitären wissenschaft-
lichen Einrichtungen sind idea-
le Partner und mit unseren Netz-
werken bringen wir alle rele-
vanten Akteure verschiedenster 
Branchen gezielt zusammen. Die-
se Entwicklung werde ich als bay-
erische Wirtschaftsministerin ge-
meinsam mit unseren Partnern 
auch weiterhin mit allem Nach-
druck unterstützen, denn die 
heutigen Gründer sind die Zug- 
pferde von morgen.“

Wie vielfältig das Thema Un-
ternehmens- und Existenzgrün-
dung bei den beiden Wirtschafts-
kammern bearbeitet wird, zeig-
ten HWK-Präsident Hans-Peter 

Rauch und IHK-Präsident Dr. 
Andreas Kopton in ihren Ein-
gangsstatements auf. Rauch sag-
te: „Für den wirtschaftlichen Er-
folg junger Unternehmen ist es 
unverzichtbar, dass sie in dieser 
wichtigen Phase auf die Erfah-
rung und Kontakte von Exper-
ten zurückgreifen können.“ Des-
halb  finden bei der HWK Schwa-
ben ständig zahlreiche Beratun-
gen zur Existenzgründung und 
Unternehmensnachfolge statt. 
Entscheidend sei dabei, dass die 
Kammerfachleute nicht nur kom-
petent, sondern vor allem Din-
gen neutral, ohne eigene wirt-
schaftliche Absichten beraten.

Bei der Industrie- und Han-
delskammer (IHK) wird genauso 
gewissenhaft gearbeitet. Präsi-

dent Kopton sprach von 430 ver-
tiefenden Einzelberatungen, die 
aus den etwa 5.200 Erstkontak-
ten entstanden waren. Für Kop-
ton sind auch die politischen 
Rahmenbedingungen von größ-
ter Bedeutung. Deshalb wandte 
er sich direkt an Minsterin Aig-
ner: „Es geht nicht nur um die 
Arbeit mit den Gründern selbst, 
sondern es ist uns ein großes An-
liegen, die Rahmenbedingungen 
für Gründungen zu vereinfachen. 
Dazu muss beispielsweise Steu-
erbürokratie abgebaut und auch 
der Zugang zu Beteiligungskapi-
tal vereinfacht werden“, forder-
te  IHK-Präsident. 

Weitere Gründerzentren

Den Fokus setzen beide Wirt-
schaftskammern auch auf die 
weitere Etablierung von Grün-
derzentren. Gerade mit dem 
Umwelttechnologischen Grün-
derzentrum, kurz UTG, habe man 
in Schwaben sehr positive Erfah-

rungen gemacht. Derartige Ein-
richtungen sollen weiterhin ge-
stärkt werden.

Interessante Inhalte zum Grün-
dungsverhalten in Schwaben lie-
ferte die Analyse von Dr. Udo 
Brixy vom Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung 
(IAB) in Nürnberg. Seit 2006 stellt 
man bundesweit einen Rückgang 
bei  Gründungen fest. Im Jahr 
2017 befand man sich auf dem 
Niveau von 1998. Dennoch gibt 
es in Teilen Schwabens ein sehr 
aktives Gründungsverhalten. 
Wie auch in anderen Bereichen, 
zum Beispiel auf dem Arbeits-
markt, wirke für Unternehmen 
auch der demografische Faktor. 
Es sei daher unverzichtbar, sich 
im Bereich der Unternehmens-

nachfolge zu engagieren, damit 
gerade KMUs mit Perspektive 
passende Nachfolger finden. Da-
rüber hinaus müssen aber auch 
junge und fähige Fachleute darin 
bestärkt werden, eigene Firmen 
zu gründen. Denn in diesen for-
men sich Innovationen und kön-
nen neue technische Entwicklun-
gen vorangebracht werden. 

In der Diskussionsrunde mit 
Prof. Dr. Gordon Rohrmair, dem 
Präsidenten der Hochschule Augs-

burg, Prof. Dr. Daniel Veit, dem 
Co-Direktor des Augsburg Center 
for Entrepreneurship (ACE) so-
wie HWK-Hauptgeschäftsführer 
Ulrich Wagner und IHK-Haupt-
geschäftsführer Peter Saalfrank 
wurden Maßnahmen diskutiert 
wie Gründer und Gründungen in 
Schwaben in der Zukunft erfolg-
reicher gestaltet werden könn-
ten. Die Veranstaltung mode-
rierte Simon  Schnetzer von der 
Gründervilla Kempten.  r

Inklusionspreis Oberpfalz 2017
Beim diesjährigen Festakt zur Verleihung des Inklusionspreises 
Oberpfalz 2017 im Freilandmuseum Neusath-Perschen zeichne-
te Bezirkstagspräsident Franz Löffler drei herausragende Projek-
te mit je 3.000 Euro Preisgeld aus: das genossenschaftlich orga-
nisierte Inklusionsprojekt „Haus mit Zukunft“ in Regensburg, die 
„Kellergangband“ der JURA-Werkstätten Neumarkt gGmbH und 
das „Sport und Spielefest für Menschen mit und ohne Behinde-
rung“ des SC Weiding e.V. aus dem Landkreis Schwandorf.

Sechs körperbehinderte Be-
wohner waren schon an der Pla-
nung für ein 35 Wohnungen um-
fassendes Bauprojekt der Na-
Bau-Genossenschaft im Regens- 
burger Stadtosten beteiligt. In 
dem Regensburger Stadtteil 
Burgweinting wohnen Men-
schen mit und ohne Behinderung 
zusammen, die Häusergemein-
schaft verwirklicht nicht nur vor-
bildlich echte Inklusion im Alltag, 
sondern auch das Zusammen-
leben über drei Generationen. 
Zentraler Lebensmittelpunkt der 
Bewohner ist der gemeinsam an-
gelegte und gepflegte Garten.

Für die „Kellergangband“ der 
JURA-Werkstätten Neumarkt hat 
alles vor 20 Jahren in einem Kel-
ler angefangen. Bei zahlreichen 
Konzerten bei den Werkstattfei-
ern der Lebenshilfe und im Neu-
markter Raum spielen die rund 
20 Musiker ein Repertoire von 
Schlagern bis zu Polkas. Gemein-
sam mit der Neumarkter Band 

„Rock Sixties“ sind die Musiker 
mit und ohne Handicap zur gefei-
erten Partyband avanciert.

Sportfest beflügelt die Region

Brot und Spiele gibt es wiede-
rum auf dem Sportfest des SC 
Weiding e.V. im Schönseer Land. 
Aus der Idee einer Heimbetreu-
erin der Dr. Loew’schen Einrich-
tungen hat sich seit 2005 ein 
grenzüberschreitendes Sportfest 
mit über 300 Teilnehmern entwi-
ckelt, davon rund 60 aus Tsche-
chien. Beim Fußballturnier mit 20 
Mannschaften bis zum Spielepar-
cours mit sechs Stationen gibt es 
viele Punkte zu gewinnen, Gast-
tänzer mit und ohne Handicap 
sorgen für beste Unterhaltung. 
Das Weidinger Sportfest hat auch 
das soziale Leben beflügelt: Mit-
arbeiter der Dr. Loew’schen Ein-
richtungen tauschen sich mit den 
Beschäftigten des Hauses der Di-
akonie in Pilsen aus.  DK
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